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Die Gewinnermittlung durch Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben  

(Einnahmeüberschussrechnung)

1 Die Gewinnermittlungsarten

Die steuerliche Gewinnermittlung ist ein zentraler Bereich des Einkommensteuer- und des Körperschaftsteuerrechts, der beiden wichtigsten Ertragsteuern.

Für die Einkommensteuer ist bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, den Einkünften aus Gewerbebetrieb und den Einkünften aus selbständiger Arbeit die Höhe der Einkünfte durch Ermittlung des Gewinns festzustellen (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 EStG). 

Für den Bereich der Körperschaftssteuer gilt nach § 8 Abs. 2 KStG, dass die Körperschaftsteuerpflichtigen, die nach handelsrechtlichen Vorschriften verpflichtet sind Bücher zu führen - dazu gehören alle Kapitalgesellschaften - ausschließlich Einkünfte aus Gewerbebetrieb haben. Nach § 8 Abs. 1 KStG gilt weiter, dass das Einkommen der Körperschaftsteuerpflichtigen nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes zu ermitteln ist. Kapitalgesellschaften haben daher ihren Gewinn primär nach den bilanzsteuerrechtlichen Regelungen des Einkommensteuergesetzes, ergänzt durch Vorschriften des Körperschaftsteuergesetz, zu ermitteln.

Auch die Gewerbesteuer knüpft, soweit sie sich auf den Gewerbeertrag bezieht, an die Gewinnermittlung i.S. des Einkommen- und Körperschaftsteuerrechts an (§ 7 GewStG).

1.1 Ordentliche Gewinnermittlungsarten

Nach § 4 Abs. 1 EStG kann der Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt werden.

Die Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich tritt in zwei Varianten auf:

Für Land- und Forstwirte und selbständig Tätige im Sinne des § 18 EStG, die zur Buchführung verpflichtet sind oder freiwillig Bücher führen und regelmäßig Abschlüsse machen, ist der Betriebsvermögensvergleich ausschließlich nach § 4 Abs. 1 EStG vorzunehmen.

Für Gewerbetreibende, die zur Buchführung verpflichtet sind oder freiwillig Bücher führen und regelmäßig Abschlüsse machen, ist der Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 i. V. § 5 EStG vorgesehen. Zur Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 i.V. § 5 EStG sind daher insbesondere Kaufleute i.S. § 1 Abs. 1 HGB, Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften verpflichtet 

Die Verpflichtung zum Führen von Büchern kann sich sowohl aus außersteuerrechtlichen als auch aus steuerrechtlichen Vorschriften ergeben.

Natürliche Personen, die Kaufleute i. S. § 1 Abs. 1 HGB sind (vgl. dazu auch § 1 Abs. 2 HGB), sind nach § 238, 242 HGB verpflichtet Bücher zu führen und in diesen ihre Handelsgeschäfte und die Lage ihres Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen und zu bilanzieren.

Personenhandelsgesellschaften sind zwar weder einkommensteuer- noch körperschaftsteuerpflichtig (vgl. § 1 EStG und § 1 KStG), sie sind jedoch nach § 6 i.V. 238, 242 HGB handelsrechtlich verpflichtet ihren Gewinn durch Bilanzen zu ermitteln. Der Gewinn wird allerdings nicht von ihnen versteuert, sondern den Gesellschaftern als gewerbliche Einkünfte zugerechnet (§ 15 EStG). 

Kapitalgesellschaften sind ebenfalls nach § 6, 238, 242 und 264 ff HGB handelsrechtlich zur Buchführung verpflichtet. 

Nach § 140 AO gilt die handelsrechtliche Verpflichtung zur Führung von Büchern auch für das Steuerrecht. Wr nach Handelsrecht verpflichtet ist Bücher zu führen muss auch für steuerrechtliche Zwecke Bücher führen. Darüber hinaus schreibt § 141 AO vor, dass gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte dann steuerrechtlich zur Führung von Büchern verpflichtet sind, wenn sie bestimmte Umsatz- oder Gewinngrenzen überschreiten.

Der Hauptunterschied zwischen den beiden Arten des Betriebsvermögensvergleiches ist, dass die Steuerpflichtigen, die nach § 4 Abs. 1 EStG den Betriebsvermögensvergleich durchführen, ausschließlich an steuerrechtliche Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften gebunden sind (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 6 EStG), während die Steuerpflichtigen, die den Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1, i.V. mit § 5 Abs. 1 EStG durchführen, sowohl an die handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung als auch an steuerrechtliche Vorschriften gebunden sind. Abweichungen zwischen den Gewinnermittlungsarten kommen kommen immer dort vor, wo das Steuerrecht ein Wahlrecht gibt, während das Handelsrecht eine zwingende Regelung vorschreibt. Die handelsrechtliche Regelung ist dann bei Bilanzierung ausschließlich nach § 4 Abs. 1 EStG nicht maßgebend, wohl aber bei der Bilanzierung nach § 4 Abs. 1 EStG i.V. mit § 5 Abs. 1 EStG.

Beispiel: Ein Architekt, der freiwillig bilanziert sagt einem Mitarbeiter im Jahr 1989 eine Altersversorgung zu. Nach steuerbilanziellen Vorschriften kann er nach § 6a EStG eine Pensionsrückstellung bilden, sofern die dortigen weiteren Voraussetzungen gegeben sind. Würde hier der Maßgeblichkeitsgrundsatz gelten, würde - sofern die weiteren Voraussetzungen des § 6a EStG gegeben sind - Passivierungspflicht bestehen, da nach der zwingenden Vorschrift § 249 HGB i.V. Art 28 EGHGB für nach dem 31.12.1986 zugesagte Altersversorgung Pensionsrückstellungen handelsrechtlich gebildet werden müssen.

Als weitere Gewinnermittlungsart sieht § 4 Abs. 3 EStG die Ermittlung des Überschusses der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben vor. Diese Gewinnermittlungsart ist zulässig für Gewerbetreibende oder selbständig Tätige, wenn sie nicht zur Führung von Büchern verpflichtet sind und auch freiwillig keine Bücher führen. Diese Gewinnermittlungsart kommt insbesondere für Freiberufler (Ärzte, Rechtsanwälte usw.) in Betracht, die, da sie keine Kaufleute sind, nicht nach dem HGB zum Führen von Büchern verpflichtet sind und auch steuerlich dazu - selbst bei großen Umsätzen oder Gewinnen - nicht verpflichtet werden (vgl. § 141 AO).

Letztlich ist für Land- und Forstwirte, die nicht zur Buchführung verpflichtet sind, eine Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen nach § 13a EStG zulässig

1.2 Außerordentliche Gewinnermittlung

Wird der Gewinn nicht ordnungsgemäß nach § 4 ff. EStG ermittelt, so kann er nach § 162 AO geschätzt werden. Die Schätzung tritt ersatzweise an die Stelle der ordnungsgemäßen Gewinnermittlung. Bei der Schätzung unterscheidet man Vollschätzung und Teilschätzung. Die Teilschätzung ist dann anzuwenden, wenn eine Buchführung vorhanden ist, die insoweit glaubwürdig ist, jedoch Mängel oder Lücken aufweist. Wenn die Mängel der Buchführung so schwerwiegend sind, dass sie insgesamt unglaubwürdig erscheint, greift die Vollschätzung ein.

2. Der Gewinnermittlungszeitraum

Im Bereich der Einkommensteuer ist bei Land- und Forstwirten und bei Gewerbetreibenden der im Wirtschaftsjahr erzielte Gewinn zu ermitteln. Der Begriff des Wirtschaftsjahres ist in § 4a Abs. 1 EStG erläutert. Im Bereich der Körperschaftsteuer gilt über § 8 Abs. 1 KStG ebenfalls die Gewinnermittlung im Wirtschaftsjahr nach § 4a EStG.

Bei der wichtigsten Gruppe, den Gewerbetreibenden, deren Firma im Handelsregister eingetragen ist, ist das Wirtschaftsjahr der Zeitraum, für den sie regelmäßig Abschlüsse machen. Das kann das Kalenderjahr, aber auch ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr sein (§ 4 a Abs. 1 Nr. 2 EStG). Bei nicht im Handelsregister eingetragenen Gewerbetreibenden ist das Wirtschaftsjahr immer mit dem Kalenderjahr identisch (§ 4a Abs. 1 Nr. 3 EStG).

Die Pflicht zur Handelsregistereintragung ergibt sich für Vollkaufleute aus § 29 HGB, für die OHG und KG aus § 106, 161 HGB, für die GmbH aus § 7 GmbHG, für die AG aus § 36 AktG.

Da die Einkommensteuer und auch die Körperschaftsteuer Jahressteuern sind, sind die Grundlagen für ihre Festsetzung jeweils für ein Kalenderjahr zu ermitteln (§ 2 Abs. 7 EStG, § 7 Abs. 3 KStG). Dabei gilt bei Gewerbetreibenden, deren Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, der Gewinn des Wirtschaftsjahres als in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet (§ 4a Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Beispiel: Ein Gewerbetreibender, dessen Wirtschaftsjahr vom 1. 9. 01 bis 30. 8.02 läuft, ermittelt in diesem Zeitraum einen Gewinn von 150.000 DM. Der gesamte Gewinn ist im Jahre 02 zu versteuern.

Hat ein Gewerbetreibender ein Wirtschaftsjahr, das vom Kalenderjahr nicht abweicht, so kann er es auf einen vom Kalenderjahr abweichenden Zeitraum mit steuerlicher Wirkung nur umstellen, wenn die Umstellung im Einvernehmen mit dem Finanzamt vorgenommen wird (§ 4 a Abs. 1 Nr. 2 EStG). Es entsteht dann ein sogenanntes Rumpfwirtschaftsjahr zwischen dem letzten vollen Kalenderjahr und dem Beginn des neuen vollen Bilanzierungszeitraums. Die Zustimmung wird nur dann erteilt, wenn der Steuerpflichtige gewichtige, in der Organisation des Betriebs liegende Gründe für die Umstellung des Wirtschaftsjahres anführen kann. Durch das Erfordernis, dass das Finanzamt der Umstellung zustimmen muss, soll erreicht werden, dass der Steuerpflichtige sich nicht willkürlich eine "Steuerpause" verschafft.

Beispiel: Ein Gewerbetreibender mit einem Bilanzierungszeitraum vom 1.1. bis 31.12.01 stellt das Wirtschaftsjahr auf einen Zeitraum vom 1.2. zum 31.1. um. Im Jahr 02 entsteht ein Rumpfwirtschaftsjahr vom 1.1.02 bis 31.1.02. Das folgende Wirtschaftsjahr läuft vom 1.2.02 bis 31.1.03. Im Jahr 02 endet nur das Rumpfwirtschaftsjahr vom 1.1.02 bis 31.1.02. Lediglich der in diesem Rumpfwirtschaftsjahr erzielte Gewinn wäre bei einer Besteuerung des Jahres 02 zugrunde zu legen. Es würde praktisch eine Steuerpause für das Jahr 02 eintreten.

3 Die Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich

3.1 Der steuerbilanzielle Gewinnbegriff

Der Steuerbilanzgewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Betriebsvermögen am Schluß eines Wirtschaftsjahres und dem Betriebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtschaftsjahres vermehrt um den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen (§ 4 Abs. 1 EStG). Der Steuerbilanzgewinn ist jedoch nicht der steuerpflichtige Gewinn. Zur Ermittlung des steuerpflichtigen Gewinns sind dem Steuerbilanzgewinn die nichtabzugsfähigen Betriebsausgaben z.B. die nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben im Sinne des § 4 Abs. 5 EStG hinzuzusetzen, abzusetzen sind Betriebseinnahmen, die aufgrund besonderer Anordnung der Steuergesetze steuerbefreit sind.

Der Begriff "Betriebsvermögen" wird im § 4 Abs. 1 EStG als "Betriebsreinvermögen" (Eigenkapital) verwendet. Der Gewinn wird durch den Vergleich des Eigenkapitals des Unternehmens am Schluß des vorletzten und am Schluss des letzten Wirtschaftsjahres ermittelt. Der Begriff "Betriebsvermögen" ist zugleich aber auch der Oberbegriff für alle Vermögensgegenstände (Wirtschaftsgüter positiver, aktiver Art) und den damit zusammenhängenden Schulden (Wirtschaftsgüter passiver Art). Erst die Differenz zwischen aktiven und passiven Wirtschaftsgütern - und sonstigen gesetzlich vorgeschriebenen oder gesetzlich zugelassenen aktiven oder passiven Bilanzpositionen - ergibt das Betriebsreinvermögen.

3.2 Der Zusammenhang zwischen Steuer- und Handelsbilanz

3.2.1 Der Maßgeblichkeitsgrundsatz

Gewerbetreibende, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen, oder die ohne eine solche Verpflichtung Bücher führen und regelmäßig Abschlüsse machen, haben für den Schluß des Wirtschaftsjahres das Betriebsvermögen anzusetzen, das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung auszuweisen ist (§ 5 Abs. 1 EStG). Dies gilt nach herrschender Auffassung sowohl hinsichtlich der Frage ob ein Bilanzposten in der Bilanz aufzunehmen ist als auch für die Frage wie er zu bewerten ist, also für den konkreten für das einzelne Wirtschaftsgut betragsmäßig festgelegten Bilanzansatz. Dieser Grundsatz wird als "Maßgeblichkeitsprinzip" bezeichnet. Er ist ein Kernbestandteil deutschen Bilanzsteuerrechts, wobei zu bemerken ist, dass seine Sinnhaftigkeit in der Literatur – m.E. zu Recht - durchaus in Frage gestellt wird.

Auf eine kurze Formel gebracht, besagt das Maßgeblichkeitsprinzip: Wird eine ordnungsgemäße Handelsbilanz aufgestellt, so dient sie als Grundlage für die steuerliche Gewinnermittlung.

Handels- und Steuerbilanzen sollten im Prinzip das grundsätzlich gleiche Ziel verfolgen, eine objektiv bewertete Vermögenslage auszuweisen. Durch Vergleich der Vermögenslage am Ende des vorhergehenden und am Ende des letzten Gewinnermittlungszeitraums sollte sich ein wirtschaftlich rational zu begründender Gewinn (Vermögensmehrung) ergeben, der einerseits dem Geschäftsinhaber oder den Gesellschaftern (und der Gesellschaft) zur Verfügung steht und auf den gleichzeitig der Fiskus zum Zwecke der Besteuerung zugreifen kann. Es kann sich auch ein Verlust ergeben (Vermögensminderung).

Allerdings nähern sich Handels- und Steuerrecht diesen Feststellungen doch von verschieden Seiten und daher tendenziell auch mit unterschiedlichen Ergebnissen. Wesentliche Zwecke der Handelsbilanz im Sinne des § 242 HGB sind nach herrschender deutscher traditioneller Auffassung, die auch ihren Niederschlag in dem Gesamtzusammenhang der Bilanzierungsegeln des HGB gefunden hat, einerseits der Gläubigerschutz andererseits die Ermittlung eines Vermögenszuwachses der vom Geschäftsinhaber als Gewinn entnommen bzw. an die Gesellschafter ausgeschüttet werden kann. Das fördert im Interesse der Gläubiger bzw. des Unternehmens die Tendenz eher Unterbewertungen als Überbewertungen hinzunehmen (Hinweis auf § 253 Abs. 4 HGB aber auch § 279 Abs. 1 HGB). 

Die Steuerbilanz hingegen dient allein zur Ermittlung des der Steuer zu unterwerfenden Gewinns. Da es aus fiskalischen aber auch aus Gerechtigkeitsgründen Ziel des Fiskus sein muss, den vollen Gewinn zu erfassen, führt dies zur Tendenz, Wahlrechte in Bezug auf Unterbewertungen so weit wie möglich auszuschalten. 

Das Steuergesetz entzieht daher durch § 5 Abs. 2 bis 6 EStG weite Teile der bilanziellen Rechtsfragen der Beurteilung nach den handelsrechtlichen Regelungen und ordnet sie eigenständig. Es wird hier vom "steuerrechtlichen Gesetzesvorbehalt" gesprochen.

Danach haben die nach § 5 EStG bilanzierenden Steuerpflichtigen insbesondere die steuerlichen Vorschriften über die Entnahmen und die Einlagen über die Zulässigkeit der Bilanzänderung, über die Betriebsausgaben, über die Bewertung und über die Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung zu befolgen (§ 5 Abs. 6 EStG). Über § 5 Abs. 6 EStG sind mithin § 6-7k, § 9b EStG bei dem steuerlichen Betriebsvermögensvergleich zu berücksichtigen.

Daneben sind in der EStDV zahlreiche Anordnungen über Sonderabschreibungen und in anderen Einzelsteuergesetzen Vorschriften über Bilanzierung und Bewertung enthalten, die über § 5 Abs. 6 EStG Eingang in den Vermögensvergleich finden.

Es können dabei folgende Konstellationen auftreten

    Handelsrecht


Steuerrecht

Vorrang hat

1.  zwingende Vorschrift

Wahlrecht

Handelsrecht 

2.  zwingende Vorschrift

zwingende Vorschrift
Steuerrecht

3.  Wahlrecht


zwingende Vorschrift
Steuerrecht

4.  Wahlrecht


keine Vorschrift

Steuerliche

Grundsätze

5.  Wahlrecht


Wahlrecht

umgekehrte

Maßgeblichkeit

Es gelten also folgende Grundsätze:

Eine zwingende Vorschrift des Handelsrechts geht einem steuerlichem Wahlrecht vor (Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz).

Zwingendes Bilanzsteuerrecht geht jedoch dem Handelsrecht vor (Gesetzesvorbehalt des Steuerrechts)

Handelsrechtliche Aktivierungs- oder Passivierungswahlrechte sind steuerrechtlich nicht maßgebend. Handelsrechtliche Aktivierungswahlrechte führen zur steuerlichen Aktivierungspflicht; handelsrechtliche Passivierungswahlrechte führen steuerlich zu einem Passivierungsverbot.

Steuerliche Wahlmöglichkeiten dürfen nur wahrgenommen werden, wenn sie auch in der Handelsbilanz vorgenommen werden, es sei denn, das Steuerrecht schreibt ausdrücklich vor, dass das steuerliche Wahlrecht auch ohne Berücksichtigung in der Handelsbilanz wahrgenommen werden kann (umgekehrte Maßgeblichkeit).

Beispiele:

zu 1. Eine GmbH sagt einem Mitarbeiter im Jahr 1989 eine Altersversorgung zu. In der Steuerbilanz kann nach § 6a EStG eine Pensionsrückstellung gebildet werden, sofern die dort genannten weiteren Voraussetzungen erfüllt sind. 

Bei Maßgeblichkeit entsteht - unter der Voraussetzung, dass die in § 6a EStG genannten weiteren Voraussetzungen gegeben sind – Passivierungspflicht, da nach der zwingenden Vorschrift $ 249 HGB i.V. Art 28 EGHGB für nach dem 31.12.1986 zugesagte Altersversorgung Pensionsrückstellungen handelsrechtlich gebildet werden müssen.

zu 2. Für Zusagen anläßlich eines 10-jährigen Arbeitnehmerjubiläums besteht trotz handelsrechtlicher Passivierungspflicht ( § 249 HGB) ein steuerliches Passivierungsverbot (§ 5 Abs. 4 EStG).

zu 3. Ein Gewerbetreibender kauft ein Unternehmen auf und bezahlt dabei einen Firmenwert. Handelsrechtlich besteht ein Aktivierungswahlrecht nach § 255 Abs. 4 HGB. Steuerliche Aktivierungspflicht für den derivativen Firmenwert nach § 5 Abs. 2 EStG.

zu 4. Ein Steuerpflichtiger hat ein betriebliches Darlehen von 100.000 DM aufgenommen. Es wird unter Einbehalt eines Damnums von 6.000 DM mit 94.000 DM ausgezahlt. In der Handelsbilanz hat der Steuerpflichtige ein Wahlrecht das Damnum nach § 250 Abs. 3 HGB als Rechnungsabgrenzungsposten zu aktivieren oder sofort als Zinsaufwand zu behandeln. Steuerlich wird davon ausgegangen - obwohl eine diesbezügliche Vorschrift nicht existiert - dass das Damnum aktiviert werden muss.

zu 5. siehe Abschnitt 3.2.2

3.2.2 Die sogenannte umgekehrte Maßgeblichkeit

Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG dürfen steuerliche Wahlrechte nur wahrgenommen werden, wenn sie auch gleicher Weise in der Handelsbilanz ausgeübt werden. Das gilt lediglich dann nicht, wenn das steuerliche Wahlrecht ausdrücklich etwas anderes vorsieht.

Da im Bilanzsteuerrecht grundsätzlich von der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz ausgegangen wird, ist bei der Situation, dass im Steuerrecht ein Wahlrecht gegeben ist und auch im Handelsrecht ein Wahlrecht besteht, der handelsrechtliche Ansatz maßgebend. In tatsächlicher Hinsicht kehrt sich die Abhängigkeit der Steuerbilanz von der Handelsbilanz in diesen Fällen jedoch um. Da die Unternehmen i.d.R. vornehmlich an einer günstigen Besteuerung interessiert sind, gilt vielfach praktisch, dass die Wahl des Handelsbilanzansatzes abhängig ist von der Wahl des Steuerbilanzansatzes.

Das Handelsbilanzrecht ermöglicht durch die Vorschriften in § 247, 254; 273; 279 Abs. 2 280 Abs. 2 und 281 HGB die Übernahme eines Bilanzansatzes, der sich aus der Wahrnehmung steuerlicher Wahlrechte ergibt, der zu einem unter dem sonst erforderlichen handelsrechtlichen Bilanzansatz führt.

Beispiel: Die A-GmbH betreibt ein eisenverarbeitendes Werk im Zentrum von Düsseldorf. Sie soll aus Gründen der Stadtplanung ausgesiedelt werden. Der Grund und Boden wird an die Stadt und Baugesellschaften für 20 Mio DM verkauft. Er stand seit der Währungsreform mit 700.000 DM in den Büchern. Der Veräußerungserlös von 19,3 Mio DM ist steuerpflichtig, daher würden dem Betrieb keine ausreichenden Mittel verbleiben, die Verlegung des Werkes zu finanzieren. Die A-GmbH kann nach § 6b EStG von einer Versteuerung absehen und die Veräußerungsgewinne von den Anschaffungskosten von neu angeschafften Ersatzgrundstücken erfolgsneutral absetzen. Das kann sie nur, wenn sie in der Handelsbilanz in gleicher Weise verführt.

Steuerrechtliche Wahlrechte beeinflussen einen Bilanzansatz - bei Abschreibungen den fortgeführten Bilanzansatz - u.U. für eine sehr lange Zeit. § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG gilt nicht nur für das erste Jahr, in dem das steuerrechtliche Wahlrecht ausgeübt wird, sondern verlangt, dass für den gesamten Zeitraum, in dem das steuerrechtliche Wahlrecht im Bilanzansatz wirksam ist, die Übereinstimmung mit der Handelsbilanz erhalten bleibt.

Beispiel: Eine GmbH hat im Jahr 01 ein Grundstück für 500.000 DM angeschafft und auf das Grundstück in zulässiger Weise nach § 6b EStG stille Reserven in Höhe von 250.000 DM übertragen. Das Grundstück steht danach mit 250.000 DM in der Bilanz. Im Jahr 03 beabsichtigt die GmbH zur Verhinderung eines Verlustausweises in der Handelsbilanz nach § 254 Satz 2 HGB eine Zuschreibung in Höhe von 250.000 DM erfolgswirksam vorzunehmen. Tut sie dies, so kann sie den Bilanzansatz von 250.000 DM auch nicht in der Steuerbilanz weiter fortführen. Es ist eine Zuschreibung in gleicher Höhe vorzunehmen.

Ergeben sich aus der Wahrnehmung eines steuerlichen Wahlrechtes, dass nur in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz vorgenommen werden kann in der Folgezeit weitere steuerrechtliche Wahlrechte - wie dies z.B. bei Teilwertabschreibungen der Fall sein kann - so sind auch diese weiteren steuerlichen Wahlrechte nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG nur in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz wahrzunehmen.

3.2..3 Problematik des Maßgeblichkeitsgrundsatzes

Die Handelsbilanz dient der Ausschüttungsbemessung, dem Gläubigerschutz sowie der Information und Rechenschaftslegung ihrer Interessengruppen. Die Interessengruppen sind die Eigner, Kreditgeber, Arbeitnehmer, Kunden und Lieferanten des Unternehmens. Als Basisaufgabe des handelsrechtlichen Jahresabschlusses kann daher die Dokumentation des Unternehmensgeschehens mittels einer zahlungsorientierten Abbildung der in der Berichtsperiode entstandenen und verbrauchten Werte (periodengerechte Gewinnermittlung nach § 252 Abs. 1 Nr. 5 HGB) sowie des Wertbestandes (Vermögen) am Ende der Periode festgehalten werden. Andererseits kann durchasu die Meinug vertreten werden, dass die Gewinnermittlung nach Handelsrecht nicht den o. a. Aufgaben in vollem Maße entspricht, da die vielen Wahlrechte, die das Handelsrecht ermöglicht, zu einer Steuerung des Ergebnisses führen können, und dadurch – möglicherweise - nicht mehr die richtigen Informationen wiedergegeben werden.

Die Aufgabe der Steuerbilanz ist die Ermittlung des „vollen“ oder des „periodengerechten“ Gewinns, der eine Besteuerung des Unternehmens nach den Grundsätzen der Leistungsfähigkeit ermöglichen soll. Der Begriff der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit soll die Fähigkeit eines Steuersubjekts zur Erbringung von Geldzahlungen beschreiben. Im Vordergrund steht hier der Gedanke der Steuergerechtigkeit, d. h. dem verfassungsrechtlichen Gebot der Gleichmäßigkeit der Besteuerung (vgl. Art. 3 Abs. 1 GG). Die Verwirklichung der Steuergerechtigkeit setzt bei der steuerlichen Leistungsfähigkeit des Bürgers an. Dementsprechend sind gleiche steuerliche Leistungsfähigkeit unterschiedslos (Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung) und höhere steuerliche Leistungsfähigkeit stärker als niedrigere Leistungsfähigkeit zu besteuern (Grundsatz der Leistungsfähigkeit). 

Heute besteht die Zwecksetzung der Steuerbilanz jedoch nicht mehr allein in der Erfassung des periodengerechten Gewinns. Es kommen wirtschafts-politische und damit außerfiskalische Zielsetzungen hinzu. Mittels der Gewährung einer Vielzahl von speziellen Bilanzierungs- und Bewertungungsvergünstigungen und Bewertungswahlrechten wird versucht, die Investitionsentscheidungen des Steuerpflichtigen zu beeinflussen. 

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

Andererseits gibt es steuerliche Regelungen, die aus finanzpolitischen Gründen - zur Verhinderung von Steuerausfällen - Passivierungen, die handelsrechtlich eigentlich gerechtfertigt wären, untersagt. 

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass die Passiva in der Steuerbilanz tendenziell unzutreffend dargestellt werden. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus finanzpolitischen Gründen durch ungewisse Lasten nicht aktuell gemindert werden, nimmt man in der Steuerbilanz den tendenziell unzutreffenden Ausweis der Passiva hin.

Es ergibt sich daraus, dass die Ziele und Aufgaben der Handels- und Steuerbilanz kaum miteinander zu vergleichen, oder auch als „inkompatibel“ bezeichnet werden können.

Die Ermittlung des Steuerbilanzergebnisses basiert auf dem Leistungsfähigkeitsprinzip, d. h. es geht um eine zutreffende Besteuerung. Dieses Prinzip gilt aber nicht für die Handelsbilanz, da diese vorrangig dem Gläubigerschutzgedanken und dem Schutz der Gesellschaft Rechnung tragen soll, die Ermittlung des Gewinns für die Ausschüttungsmöglichkeit und die Schuldendeckungsfähigkeit stehen im Vordergrund.


Es kann kaum dem Zweck handelsrechtlicher Rechnungslegung entsprechen, dass Wertansätze, die aus einem anderen Rechtssystem stammen (dem steuerrechtlichen System), in die Handelsbilanz übernommen werden können (umgekehrte Maßgeblichkeit). Das Steuerrecht greift hier – sanktioniert durch Vorschriften des HGB - in das handelsrechtliche Rechtssystem ein und ermöglicht – teilweise gegen die GoB – dass die handelsrechtliche Rechnungslegung, sich nicht streng an ihrer eigenen Zwecksetzung zu orientieren.

Das Vorsichtsprinzip in der Beziehung zum Fiskus kann – anders als in der Beziehung zu den Anteilseignern – keine Rolle spielen. Während vom Fiskus bei einem Verlusteintritt – in Grenzen - eine Rückzahlung von Gewinnsteuern zu erwarten ist, können Anteilseigner nicht verpflichtet werden die Gewinnausschüttung zurück zu zahlen. Somit unterscheidet sich die Situation zwischen Fiskus und Anteilseignern wesentlich. Aus diesem Grund behauptet Siegel, dass der Gläubigerschutz bezüglich des Fiskus irrelevant sei.

Es wird daher bereits seit Langem über eine Trennung von Handels- und Steuerbilanz diskutiert. So hat beispielsweise der Vorsitzende der Kommission „Gewinnermittlung“ der Steuerreformkommission schon 1971 für eine Trennung der Verbindung von Handelsrecht und Steuerrecht plädiert. 

4 Die Bilanzierung dem Grunde nach

Bei der Aufstellung der Steuerbilanz ergeben sich zwei große Fragenkomplexe:

1. Zunächst muss geklärt werden, was im einzelnen Bestandteil des betrieblichen Vermögens ist und deshalb bilanziert werden kann oder muss (Bilanzierung dem Grunde nach, Ansatz in der Bilanz).

a - Was gehört bei einem bilanzierenden Steuerpflichtigen zu seinem Betriebsvermögen?

b - Was ist als aktives oder passives Wirtschaftsgut anzusehen?

c - Wem ist das Wirtschaftsgut zuzurechnen?

d - Muss oder kann ein dem Betriebsvermögen eines bilanzierenden Steuerpflichtigen zuzurechnendes Wirtschaftsgut bilanziert werden, oder darf es nicht aktiviert oder passiviert werden?

e - Sind auch andere Bilanzpositionen, die nicht Wirtschaftsgüter sind, in die Bilanz aufzunehmen?

2. Erst wenn über die Bilanzierungsfähigkeit die Bilanzierungspflicht oder ein Bilanzierungswahlrecht entschieden ist, kann das, was in die Bilanz aufgenommen worden ist, bewertet werden (Bilanzierung der Höhe nach, Bewertung). Die Frage der Bewertung ist der Frage der Bilanzierung dem Grunde nach nachgeordnet, wenn auch beide Fragen praktisch im Zusammenhang entschieden werden.

4.1 Der Begriff des Betriebsvermögens

Nach § 242 HGB hat der Kaufmann "seine" Vermögensgegenstände in der Bilanz zu verzeichnen. Hier, wie auch im Steuerrecht, ist damit jedoch gemeint, dass er nur die Vermögensgegenstände in die Bilanz aufzunehmen hat, die seinem Betriebe gewidmet sind. Nur diese Vermögensgegenstände/Wirtschaftsgüter bilden das Betriebsvermögen im Sinne des § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 EStG.

Die Relevanz der Frage, ob ein Wirtschaftsgut dem Betriebsvermögen oder Privatvermögen zuzuordnen ist oder nicht, ergibt sich jedoch nicht so sehr im Handelsrecht als vielmehr im Steuerrecht. 

Handelsrechtlich ist beim Einzelkaufmann die Abgrenzung des Betriebsvermögens vom Privatvermögen von geringer Bedeutung, da der Einzelkaufmann mit seinem Betriebs- und Privatvermögen ohne Rücksicht auf die Bilanzierung den Gläubigern haftet. Das gilt auch für Beteiligte an einer Personengesellschaft - mit Ausnahme des Kommanditisten und des stillen Gesellschafters, - deren Hafteinlagen oder stillen Beteiligungen in der Bilanz aber enthalten sind und auf deren sonstiges Vermögen es nicht ankommt.

Anders ist es im Steuerrecht. Hier ist von Bedeutung, ob Veränderungen des Vermögenswertes eines Wirtschaftsgutes zu Gewinnen oder Verlusten führen; insbesondere ist es also die Frage, ob Veräußerungsgewinne steuerpflichtig sind oder nicht. Das ist bei Wirtschaftsgütern, die zu einem Privatvermögen gehören, häufig nicht der Fall, wohl aber bei Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens.

Beispiel: Ein Unternehmer besitzt seit Jahren eine 0,5% Beteiligung an der X AG. Sie ist seither im Wert gestiegen. Veräußert er sie, so ist der Veräußerungsgewinn steuerpflichtig, wenn sie zu seinem Betriebsvermögen gehört und steuerfrei, wenn sie zu seinem Privatvermögen gehört (vgl. § 17 EStG).

4.1.1    Betriebsvermögen bei natürlichen Personen

4.1.1.1 Behandlung der Wirtschaftsgüter im allgemeinen

Im Vermögen natürlicher Personen, die einen Betrieb führen, gibt es Wirtschaftsgüter, die ohne weiteres zum Betriebsvermögen gehören (notwendiges Betriebsvermögen), und Wirtschaftsgüter, die ohne weiteres zum Privatvermögen gehören (notwendiges Privatvermögen). Daneben gibt es Wirtschaftsgüter, die sowohl zum Privatvermögen als auch zum Betriebsvermögen (gewillkürtes Betriebsvermögen) zählen können.

Notwendiges Betriebsvermögen liegt vor, wenn die Wirtschaftsgüter dem Betrieb in der Weise dienen, dass sie objektiv erkennbar zum ausschließlichen und unmittelbaren Einsatz im Betrieb selbst bestimmt sind. Sie können nicht Privatvermögen sein. Sie sind auch dann notwendiges Betriebsvermögen, wenn sie nicht in der Buchführung und in den Bilanzen ausgewiesen worden sind. Wirtschaftsgüter gehören jedoch nicht schon allein deshalb zum notwendigen Betriebsvermögen weil sie mit betrieblichen Mitteln erworben wurden oder zur Sicherung betrieblicher Kredite dienen. 

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil XI R 45/97 04.02.1998 BStBl–1998–II–0301

Leitsatz:

Freiwillig gezeichnete Genossenschaftsanteile (Apothekergenossenschaft) sind nur dann notwendiges Betriebsvermögen, wenn sie für den Betrieb eine konkrete und unmittelbare Funktion besitzen.

Tatbestand: 

Streitig ist, ob Anteile eines Apothekers an einer Apothekergenossenschaft zum notwendigen Betriebsvermögen gehören.

Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger), der mit der Klägerin und Revisionsbeklagten (Klägerin) verheiratet ist, betreibt eine Apotheke. Er ermittelt seinen Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich. In den Streitjahren hielt der Kläger Anteile an der N e. G., Apothekergenossenschaft (N) im Nennwert von insgesamt 90.000 DM. Zweck und Betreuung der Mitglieder, insbesondere der Großhandel mit den in den Betrieben der Mitglieder geführten Waren und Bedarfsartikeln (§ 2 der Satzung). Mitglied der N konnte grundsätzlich nur der Eigentümer, Pächter oder Verwalter einer Apotheke werden (§ 3 der Satzung). Jeder Genosse hatte mindestens vier Geschäftsanteile zu jeweils 2.500 DM zu zeichnen (Pflichtanteile) und konnte sich darüber hinaus mit weiteren Geschäftsanteilen beteiligen (§ 37 der Satzung).

 Der Kläger bilanzierte die Pflichtanteile von insgesamt 10.000 DM und zum 31. Dezember 1992 auch freiwillig gezeichnete Anteile von 10.000 DM als Anlagevermögen seines Apothekenbetriebs und berücksichtigte die auf die Pflichtanteile entfallenden Dividenden von jeweils 11 % = 1.100 DM als Betriebseinnahmen. Die auf die freien Anteile in Höhe von 80.000 DM gezahlten Dividenden und Zinsen erklärten die Kläger als Einnahmen aus Kapitalvermögen.

Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt – FA –) folgte dem nicht und vertrat die Auffassung, daß die Genossenschaftsanteile insgesamt dem notwendigen Betriebsvermögen des Klägers zuzuordnen seien. Das FA erließ demgemäß entsprechende Bescheide über Einkommensteuer, über den Einheitswert des Betriebsvermögens und über die Festsetzung der Gewerbesteuermeßbeträge.


1. Wirtschaftsgüter gehören zum notwendigen Betriebsvermögen, wenn sie dem Betrieb dergestalt unmittelbar dienen, daß sie objektiv erkennbar zum unmittelbaren Einsatz im Betrieb selbst bestimmt sind; dabei wird nicht vorausgesetzt, daß sie für den Betrieb notwendig im Sinne von "erforderlich" sind (BFH–Urteile vom 1. Oktober 1981 IV R 147/79, BFHE 134, 552, BStBl II 1982, 250; vom 3. Oktober 1989 VIII R 328/84, BFH/NV 1990, 361; Schmidt / Heinicke, Einkommensteuergesetz, 16. Aufl. 1997, § 4 Rz. 104). Auch eine Beteiligung kann zum notwendigen Betriebsvermögen gehören. Unmittelbar für eigenbetriebliche Zwecke wird eine Beteiligung z. B. dann genutzt, wenn sie dazu bestimmt ist, die gewerbliche Betätigung des Steuerpflichtigen entscheidend zu fördern oder wenn sie dazu dienen soll, den Absatz von Produkten des Steuerpflichtigen zu gewährleisten (BFH–Urteil in BFH/NV 1990, 361, 362).

Unter Zugrundelegung dieser Rechtsprechung hat das FG die freiwillig gezeichneten Anteile, die gegenüber den Pflichtanteilen selbständige Wirtschaftsgüter darstellen (vgl. § 7a des Gesetzes betreffend die Erwerbs– und Wirtschaftsgenossenschaften), zu Recht nicht dem notwendigen Betriebsvermögen zugeordnet. Diese Anteile hatten keine konkrete und unmittelbare Funktion für den Betrieb des Klägers. Sie vermittelten dem Betrieb des Klägers keine besonderen Vorteile, da die N Nichtgenossen zu denselben Konditionen wie ihre Genossen belieferte; alle Vorteile, insbesondere auch die Möglichkeit, auf die Geschäfte der Genossenschaft Einfluß zu nehmen, wurden bereits durch die Pflichtanteile vermittelt. Bei dem Erwerb der weiteren Anteile stand – insbesondere auch wegen der günstigen Verzinsung – der Gedanke der Kapitalanlage im Vordergrund. Zwar konnte der Kläger die freien Anteile nur in seiner Eigenschaft als Apotheker erwerben, soweit er bereits Pflichtanteile besaß. Dieser Zusammenhang zwischen Beruf und Beteiligung hatte aber keine Auswirkung auf den Betrieb der Apotheke; die freien Anteile dienten mangels einer (objektiv erkennbaren) betrieblichen Funktion nicht dem unmittelbaren Einsatz im Betrieb.

Notwendiges Privatvermögen sind Wirtschaftsgüter, die ausschließlich der privaten Lebensführung des Steuerpflichtigen oder seiner Angehörigen dienen und damit in keine Beziehung zum Betrieb gebracht werden können. Sie können nicht Betriebsvermögen sein.

Wirtschaftsgüter, die weder in der einen noch in der anderen Art ausschließlich betrieblichen oder privaten Zwecken dienen, können als gewillkürtes Betriebsvermögen behandelt werden, wenn sie in einem gewissen objektiven - relativ weit gefassten - Zusammenhang mit dem Betrieb stehen und ihm zu fördern bestimmt und geeignet sind. Sie gehören zum gewillkürten Betriebsvermögen jedoch nur dann, wenn der Steuerpflichtige dies ausdrücklich - z. B. durch Einstellung in die Bilanz - erklärt. Die Finanzverwaltung kann derartige Wirtschaftsgüter nicht zum gewillkürten Betriebsvermögen erklären.

So werden Wertpapiere durch ihre Verpfändung für Betriebskredite in der Regel nicht zu notwendigem Betriebsvermögen und Wertpapiere, die mit Geldmitteln des Betriebs erworben worden sind, sind nicht deswegen schon notwendiges Betriebsvermögen. Vielmehr können die Mittel zur Anschaffung dem Betriebsvermögen entnommen oder die angeschafften Wertpapiere im Zeitpunkt der Anschaffung entnommen werden. Die Wertpapiere können aber auch im Betriebsvermögen belassen werden und dann als gewillkürtes Betriebsvermögen ausgewiesen werden. Andererseits können auch Wertpapiere, die mit privaten Mitteln angeschafft worden sind, in das Betriebsvermögen als gewillkürtes Betriebsvermögen eingelegt werden, wenn sie z.B. zur Sicherung der Finanzierung der Anschaffung von Betriebsgegenständen dienen oder das Betriebsvermögen aus anderen Gründen verstärken sollen.

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil XI–R–1/96 19.02.1997 BStBl–1997–II–0399

Leitsatz:

1. Wertpapiere können gewillkürtes Betriebsvermögen eines Gewerbebetriebes sein, wenn nicht bereits bei ihrem Erwerb erkennbar ist, daß sie dem Betrieb keinen Nutzen, sondern nur Verluste bringen (Fortführung der bisherigen Rechtsprechung).

2. Branchenuntypische Termin– und Optionsgeschäfte sind dem betrieblichen Bereich regelmäßig auch dann nicht zuzuordnen, wenn generell die Möglichkeit besteht, damit Gewinne zu erzielen (Anschluß an das BFH–Urteil vom 11. Juli 1996 IV R 67/95, BFH/NV 1997, 114).

Tatbestand: 

I. 1. Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) zu 1 und (gemeinsam mit seiner mit ihm zur Einkommensteuer veranlagten Ehefrau) zu 2 betreibt eine Ehe– und Partnervermittlung. Er ermittelt seinen Gewinn nach § 5 i. V. m. § 4 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG). 1988 bis 1991 erzielte er daraus Gewinne. Im Jahr 1988 begann der Kläger mit dem An– und Verkauf von Aktien, von Aktien– und Dollaroptionsscheinen und mit der Durchführung von Devisentermingeschäften als Differenzgeschäfte. Alle Geschäfte tätigte er auf eigene Rechnung. Von 1988 bis 1991 führte er insgesamt 21 An– und Verkaufsgeschäfte mit Aktien, 14 An– und Verkäufe mit Aktien– oder Dollaroptionsscheinen und 14 Devisentermingeschäfte durch. Daraus ergaben sich Verluste. Die Geschäfte wurden über Kontokorrent und Darlehensaufnahmen ausschließlich fremdfinanziert. Diese Wertpapier– und Devisengeschäfte erfaßte der Kläger buchmäßig in einem – von dem der Ehe– und Partnervermittlung getrennten – amerikanischen Journal und anschließend im Jahresabschluß des Gewerbebetriebes "Ehe– und Partnervermittlung".

Wirtschaftsgüter, die teils privat, teils betrieblich genutzt werden, können - je nachdem, welche Nutzung überwiegt - nur im Ganzen dem Betriebsvermögen oder Privatvermögen zugeordnet werden (bei Grundstücken gelten jedoch andere Regelungen! siehe unten). Sie können nicht anteilig als Betriebs- oder Privatvermögen behandelt werden. Wirtschaftsgüter, die zu mehr als 50% eigenbetrieblich genutzt werden, sind in vollem Umfang notwendiges Betriebsvermögen. Werden sie zu mehr als 90% privat genutzt, gehören sie in vollem Umfang zum notwendigen Privatvermögen. Bei einer betrieblichen Nutzung von mindestens 10% bis zu 50% ist ihre Behandlung als gewillkürtes Betriebsvermögen in vollem Umfang möglich.

Beispiele:

a)    Ein maschinelles Aggregat im Betrieb ist notwendiges Betriebsvermögen.

b) Das ausschließlich selbstbewohnte Einfamilienhaus ist notwendiges Privatvermögen.

c) Ein betrieblich und privat genutzter PKW ist je nach der überwiegenden Nutzung Betriebsvermögen oder Privatvermögen oder kann als gewillkürtes Betriebsvermögen behandelt werden.

Wird ein Wirtschaftsgut, das teilweise privat genutzt wird, als Betriebsvermögen behandelt, so werden die auf die private Nutzung entfallenden Kosten als Privatentnahme behandelt. Wird ein Wirtschaftsgut, das teils betrieblich genutzt wird, als Privatvermögen behandelt, so wird die betriebliche Nutzung als Privateinlage behandelt und die damit zusammenhängenden Kosten als Betriebsausgaben (weitere Ausführungen unter Abschnitt 9.1).

Verbindlichkeiten gehören zum notwendigen Betriebsvermögen wenn die damit erlangten finanziellen Mittel oder die erlangte Sache im Betrieb tatsächlich verwendet werden. Da Schuldzinsen im privaten Bereich nicht abzugsfähig sind, im betrieblichen Bereich dagegen Betriebsausgaben darstellen, kann hier durchaus das Interesse des Steuerpflichtigen bestehen, eher betriebliche als private Schulden zu haben. 

Beispiel: Ein Unternehmer will seinem Sohn einen PKW kaufen, Anschaffungskosten 20.000 DM, ist aber zur Zeit im privaten Bereich nicht liquide. Nimmt er ein privates Darlehen zur Anschaffung auf, sind die Darlehenszinsen steuerrechtlich nicht abzugsfähig. Entnimmt er jedoch dem Betrieb 20.000 DM, mit der Folge, dass er später im unterschiedlichen Maße Kontokorrentkredite höher in Anspruch nehmen muss, so sind die darauf entfallenden Zinsen Betriebsausgaben.

Um derartige Manipulationen, die im Grundsatz den Unternehmern offen stehen, die durch andere Steuerpflichtige, wie z.B. Arbeitnehmer, nicht wahrgenommen werden können, zu unterbinden ist eine komplizierte Vorschrift (§ 4 Abs. 4a EStG) geschaffen worden.

Wird ein fremdfinanziertes Wirtschaftsgut in den Betrieb eingelegt, so wird die damit zusammenhängende Verbindlichkeit eine Betriebsschuld. Wird ein fremdfinanziertes Wirtschaftsgut aus dem Betrieb entnommen, so wird die damit zusammenhängende Verbindlichkeit eine Privatverbindlichkeit.

4.1.1.2 Behandlung von Grundstücken

Gebäude -samt dem dazugehörigen Grundstück - werden entsprechend den unterschiedlichen Nutzungen in verschiedene Wirtschaftsgüter aufgeteilt. Es gibt in diesem Sinne folgende Gebäudeteile

- eigenbetrieblich genutzte Gebäudeteile

- fremdbetrieblich genutzte Gebäudeteile

- fremden Wohnzwecken dienende Gebäudeteile.

- eigenen Wohnzwecken dienende Gebäudeteile

Jeder unterschiedlich genutzte Gebäudeteil ist als selbständiges unbewegliches Wirtschaftsgut zu behandeln. 

Werden Grundstücksteile eigenbetrieblich genutzt sind sie als selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter dem notwendigen Betriebsvermögen zuzurechnen. In diesem Fall gehört auch der anteilig dazugehörende Grund und Boden zum notwendigen Betriebsvermögen. 

Von einer Erfassung als notwendigem Betriebsvermögen kann abgesehen werden, wenn der eigenbetrieblich genutzte Grundstücksanteil von untergeordneter Bedeutung ist. Das ist in der Regel der Fall, wenn der Wert des eigenbetrieblich genutzten Grundstücksteils weder mehr als 1/5 des Werts des ganzen Grundstücks noch mehr als 40.000 DM 20 500 EURO beträgt. Dabei ist auf den Wert des Gebäudeteils zuzüglich des dazugehörigen Grund und Bodens abzustellen. Der Steuerpflichtige kann jedoch freiwillig auch ein Grundstücksteil von untergeordneter Bedeutung als Betriebsvermögen ausweisen.

Fremdbetrieblich genutzte Grundstücksteile sind ebenfalls selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter. Das gleiche gilt für zu fremden Wohnzwecken genutzte Grundstücksteile. Beide Grundstücksteile können als gewillkürtes Betriebsvermögen aktiviert werden, wenn die Grundstücke oder Grundstücksteile in einem gewissen objektiven Zusammenhang mit dem Betrieb stehen und ihn zu fördern bestimmt und geeignet sind.

Für jedes der unterschiedlich genutzten Wirtschaftsgüter (selbständige Gebäudeteile) sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu ermitteln. Für die Aufteilung ist in der Regel das Verhältnis der Nutzfläche des einzelnen Gebäudeteils zur Nutzfläche des gesamten Gebäudes maßgebend. Jeder selbständige Gebäudeteil kann gesondert und unterschiedlich von den anderen Gebäudeteilen abgeschrieben werden.

Erfüllt ein Grundstück zu mehr als der Hälfte seines Wertes (Gebäudeteile einschließlich zuzuordnende Anteile am Grund und Boden) die Voraussetzung für die Behandlung als notwendiges oder gewillkürtes Betriebsvermögen, so können auch solche Grundstücksteile, die zu fremden Wohnzwecken oder zu fremdbetrieblichen Zwecken vermietet sind, und bei denen für sich betrachtet die Voraussetzung der Aktivierung als gewillkürtes Betriebsvermögen nicht vorliegen, als Betriebsvermögen behandelt werden.

Grundstücksteile, die eigenen Wohnzwecken dienen, können nicht als Betriebsvermögen behandelt werden.

Beispiel: Einzelhandelskaufmann erwirbt ein Grundstück mit aufstehendem Gebäude für 1 Mio. DM. 25 % der Anschaffungskosten fallen auf den Grund und Boden, 75 % auf das Gebäude. Das Gebäude hat eine Nutzfläche von insgesamt 300 qm und wird wie folgt genutzt:

90 qm eigenes Ladenlokal

60 qm vermietetes Ladenlokal

100 qm eigene Wohnfläche

50 qm vermietete Wohnung.

Welche steuerlichen Bilanzierungsmöglichkeiten hat der Kaufmann bezüglich des Grundstücks ?

Lösung: Der eigenbetrieblich genutzte Grundstücksteil gehört zum notwendigen Betriebsvermögen. Er ist auch nicht von untergeordneter Bedeutung, da er 30 % der Gesamtnutzung ausmacht und damit einen Wert des Gebäudes von 225.000 DM (30 % von 750.000 DM) und 75.000 DM bezüglich des anteiligen Grund und Bodens (30 % von 250.000 DM) hat. Den Gebäudeteil und den dazugehörigen Grundstücksteil hat der Steuerpflichtige daher als notwendiges Betriebsvermögen zu bilanzieren.

Als gewillkürtes Betriebsvermögen kann der Steuerpflichtige auch den zu fremdgewerblichen Zwecken vermieteten Grundstücksteil behandeln. Es können also zum notwendigen Betriebsvermögen zusätzlich als selbständig bewertbare Wirtschaftsgüter aktiviert werden: der fremdgewerblich genutzte Gebäudeteil in Höhe von 150.000 DM (20 % von 750.000 DM) als unbewegliches abschreibungsfähiges Wirtschaftsgut) sowie der entsprechende Grundstücksanteil von 50.000 DM (20 % von 250.000 DM) als unbewegliches nicht abschreibbares Wirtschaftsgut.

Der Steuerpflichtige kann zusätzlich den zu fremden Wohnzwecken vermieteten Gebäudeteil als gewillkürtes Betriebsvermögen ausweisen. Er kann daher als selbständige weitere Wirtschaftsgüter bilanzieren: 124.500 DM (16,6 % von 750.000 DM) als unbewegliches abschreibungsfähiges Wirtschaftsgut sowie den entsprechenden Grundstücksteil von 41.500 DM (16,6 % von 250.000 DM) als unbewegliches nicht abschreibungsfähiges Wirtschaftsgut. Den zu eigenen Wohnzwecken genutzten Grundstücksteil kann der Steuerpflichtige nicht aktivieren.

Treten bei Grundstücken Nutzungsänderungen ein, so kann dies auf die Bilanzierung Einfluß haben.

Beispiel: Beispiel wie oben. Nach zwei Jahren zieht der Steuerpflichtige aus dem Haus aus und nutzt die bisher zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wohnung in Zukunft als Büroräume seines Gewerbebetriebs und Sozialräume für seine Arbeitnehmer. 

Aus dem bisherigen notwendigen Privatvermögen wird notwendiges Betriebsvermögen. Der Gebäudeanteil und der anteilige Grundstückswert ist in das Betriebsvermögen einzulegen.

Andererseits führt die Privatnutzung ehemals betrieblich genutzter Grundstücksteile dazu, dass aus notwendigem Betriebsvermögen Privatvermögen wird mit der Folge, dass das Betriebsvermögen aus dem Betrieb entnommen wird, was, da die Entnahmen nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG nicht mit dem Buchwert, sondern mit dem Teilwert anzusetzen sind in der Regel zu einem Entnahmegewinn führt.

4.1.2   Betriebsvermögen bei Personengesellschaften

Bei Personenhandelsgesellschaften sind bezüglich ihres Betriebsvermögens insbesondere Besonderheiten hinsichtlich der Wirtschaftsgüter zu beachten, die sich nicht im Gesamthandsvermögen der Gesellschafter (im Vermögen der Gesellschaft) sondern im Eigentum eines einzelnen Gesellschafters befinden, die aber von der Gesellschaft genutzt werden. Hier gilt steuerrechtlich ein vom Handelsrecht abweichender Betriebsvermögensbegriff.

4.1.3   Betriebsvermögensbegriff bei Kapitalgesellschaften

Kapitalgesellschaften haben keine Privatsphäre. Sie haben ausschließlich Betriebsvermögen.

4.2 Der Begriff des Wirtschaftsgutes

In der Steuerbilanz sind aktive und passive Wirtschaftsgütern (§ 6 Abs. 1 erster Satz EStG) zu erfassen. Neben diesen sind in der Steuerbilanz weiter Rückstellungen (vgl. § 5 Abs. 3 EStG) und Rechnungsabgrenzungsposten ( § 5 Abs. 5 EStG) anzusetzen. Die Differenz zwischen den Aktiva und Passiva ergibt das bilanzielle Eigenkapital (Reinbetriebsvermögen).

Eine grundlegende Frage des Steuerbilanzrechts ist daher, was als zu bilanzierendes Wirtschaftsgut anzusehen ist. Sie hat folgende Bedeutung: Führt eine Betriebsausgabe (§ 4 Abs. 4 EStG) zum Entstehen eines Wirtschaftsgutes, so ist das Wirtschaftsgut - wenn nicht besondere Vorschriften die Bilanzierung verbieten (vgl. z. B. § 5 Abs. 2 EStG) - zu aktivieren. Durch die Betriebsausgabe wird das Betriebsvermögen daher nicht gemindert, und dementsprechend mindert die Betriebsausgabe beim Betriebsvermögensvergleich auch nicht den Gewinn. Gewinnmindernd wirken in diesem Fall erst die eventuellen Abschreibungen auf das angeschaffte Wirtschaftsgut. Führt eine Betriebsausgabe nicht zum Entstehen eines Wirtschaftsgutes, so mindert sie sofort den Gewinn.

Das Handelsrecht verpflichtet in § 246 HGB den Kaufmann, seine "Vermögensgegenstände" in der Bilanz genau zu verzeichnen. Demgegenüber spricht das Steuergesetz (vgl. z. B. § 6 Abs. 1 EStG) von "Wirtschaftsgütern". Da der Vollkaufmann nach § 5 Abs. 1 EStG für die Steuerbilanz das Betriebsvermögen anzusetzen hat, das nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung auszuweisen ist, ist der Begriff des Wirtschaftsgutes im Grundsatz gleich auszulegen wie der Begriff des Vermögensgegenstandes. Die Auslegung beider unbestimmter Rechtsbegriffe findet jedoch in der Hauptsache durch die Rechtsprechung der Steuergerichte statt, da Rechtsstreitigkeit zwischen Steuerpflichtigen und Fiskus weitaus häufiger stattfinden als Rechtsstreitigkeit auf dem Gebiet des Handelsbilanzrechts.

Wirtschaftsgüter sind nach der steuerlichen Rechtsprechung Sachen und Rechte im bürgerlich-rechtlichen Sinne, sowie sonstige wirtschaftliche Vorteile, die durch eindeutig und klar abgrenzbare Aufwendungen erlangt werden, die selbständig bewertungsfähig sind, und die dem Betrieb einen über das Ende der Wirtschaftsperiode hinausgehenden Nutzen stiften. Sie müssen nicht unbedingt selbständig verkehrsfähig sein, was eventuell ein Unterschied zum "Vermögensgegenstand" sein könnte.

Beispiel: Eine Brauerei gibt einem Gastwirt einen nichtrückzahlbaren Zuschuss für das Recht, ihn auf zehn Jahre mit ihrer Biermarke zu beliefern. Die Betriebsausgabe führt zum Entstehen eines zu aktivierenden, entgeltlich erworbenen, immateriellen Wirtschaftsgutes "Bierbelieferungsrecht", da die Ausgabe klar abgrenzbar, der Vorteil selbständig bewertungsfähig ist und einen lang andauernden Nutzen verspricht. Darauf, ob das Belieferungsrecht allein - ohne Übertragung der Biermarke - veräußerungsfähig ist, kommt es nicht an. Zur Betriebsausgabe führt erst die auf zehn Jahre bemessene Abschreibung des Belieferungsrechtes.

4.3     Die Zurechnung der Wirtschaftsgüter

Sowohl handelsrechtlich als auch steuerrechtlich hat der bilanzierende Steuerpflichtige nicht nur die Wirtschaftsgüter, die in seinem zivilrechtlichen Eigentum stehen, zu bilanzieren. Ob er Wirtschaftsgüter als "seine" Wirtschaftsgüter zu aktivieren hat, entscheidet sich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten. § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO bestimmt: "Übt ein anderer als der Eigentümer die tatsächliche Herrschaft über ein Wirtschaftsgut in der Weise aus, dass er den Eigentümer im Regelfall für die gewöhnliche Nutzungsdauer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut wirtschaftlich ausschließen kann, so ist ihm das Wirtschaftsgut zuzurechnen. Bei Treuhandverhältnissen sind die Wirtschaftsgüter dem Treugeber, bei Sicherungseigentum dem Sicherungsgeber und beim Eigenbesitz dem Eigenbesitzer zuzurechnen."

Wirtschaftlicher Eigentümer ist der Käufer, der unter Eigentumsvorbehalt erwirbt, er hat die gekaufte Sache nach Gefahrenübergang zu aktivieren. Wirtschaftlicher Eigentümer ist auch der Sicherungsgeber der eine Sache einem Gläubiger sicherungsübereignet. 

Bedeutung haben die Grundsätze über das wirtschaftliche Eigentum auch in Leasingfällen. Kennzeichnend für die Leasingverträge ist die entgeltliche Nutzungseinräumung der Leasinggegegenstände auf Zeit. Das zivilrechtliche Eigentum verbleibt dabei beim Leasinggeber. Ist der Leasingvertrag so gestaltet, dass die Voraussetzungen des § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO für den Leasingnehmer zutreffen, so hat er das geleaste Wirtschaftsgut zu aktivieren, obwohl es zivilrechtlich im Eigentum des Leasinggebers verbleibt. Ob der Leasingnehmer wirtschaftlicher Eigentümer des Leasinggegenstandes wird, hängt von der Vertragsart des Leasingvertrages und der vertraglichen Ausgestaltung im einzelnen ab.

Bedeutung haben diese Grundsätze auch bei Ein- und Umbauten des Mieters in gemieteten Gebäuden und bei der Errichtung von Gebäuden auf fremdem Grund und Boden.

Beispiel: Ein Gewerbetreibender, der sein Gewerbe in einem langjährig angemieteten Gebäude betreibt, baut dort Druckluftleitungen ein, die er zur Ausübung des Gewerbes benötigt. Die Leitungen gehen zwar nach § 94 Abs. 2 BGB in das zivilrechtliche Eigentum des Vermieters über, sind jedoch vom Mieter als dessen wirtschaftliches Eigentum zu aktivieren, da er sie auf Dauer nutzen wird.

4.4 Bilanzierungspflicht, Bilanzierungsverbote, Bilanzierungswahlrechte

Bilanzierungsgebote und Bilanzierungsverbote

Alle Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens müssen handelsrechtlich aktiviert oder passiviert werden (Vollständigkeitsgebot § 246 HGB) es sei denn, es bestünde ein gesetzliches Aktivierungs- oder Passivierungsverbot. Das gilt nach dem Maßgeblichkeitsgrundsatz des § 5 Abs. 1 EStG auch für das Steuerrecht.

Beispiel: Ein Produzent von Kolbenringen hat die zum Stichtag in der Produktion befindlichen Werkstücke nicht aktiviert. Er hat damit gegen ein Aktivierungsgebot (§ 246 HGB) verstoßen, das auch für die Steuerbilanz gilt.

Für das Steuerrecht gelten - nach dem Maßgeblichkeitsprinzip - auch alle handelsrechtlichen Bilanzierungsverbote; abweichende steuerliche Vorschriften sind nicht vorhanden. Die handelsrechtlichen Bilanzierungsverbote sind teilweise in eigene steuerliche Vorschriften übernommen worden (vgl. z. B. § 5 Abs. 2 EStG).

Das Steuerrecht formuliert darüber hinaus auch eigene besondere Bilanzierungsverbote. So dürfen Rückstellungen wegen Verletzung fremder Patent-, Urheber- oder ähnlicher Schutzrechte, bei denen der Rechtsinhaber - einstweilen - keine Ansprüche geltend gemacht hat, bei denen aber gleichwohl ernsthaft mit einer Inanspruchnahme gerechnet werden muss, längstens für drei Jahre passiviert werden (§ 5 Abs. 3 EStG). Das entspricht wohl nicht den Grundsätzen ordnungsgemäßer Bilanzierung. Zur Begründung führt der Gesetzgeber an dass weitergehende Rückstellungsbildungen zu haushaltsmäßig nicht vertretbaren Steuerausfällen führen könnten.

§ 5 Abs. 4 EStG schränkt die Bildung von Rückstellungen wegen Zusagen an Arbeitnehmer wegen Dienstjubiläen ein.

§ 5 Abs. 4a EStG verbietet die Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften.

Nach § 5 Abs. 5 Nr. 1 und 2 EStG sind Rechnungsabgrenzungsposten anzusetzen; sie sind anzusetzen obwohl sie keine Wirtschaftsgüter sind. Als Rechnungsabgrenzungsposten sind nur anzusetzen auf der Aktivseite Ausgaben vor dem Abschlußstichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen, und auf der Passivseite Einnahmen vor dem Abschlußstichtag, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Ferner sind in bestimmten Fällen Zölle, Verbrauchssteuern und Umsatzsteuer als Rechnungsabgrenzungsposten zu aktivieren.

Bilanzierungswahlrechte

Handelsrechtliche Aktivierungs- und Passivierungswahlrechte werden im Steuerrecht nicht anerkannt. Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes verlangt die Aktivierung aller Wirtschaftsgüter in der Steuerbilanz, wenn handelsrechtlich die Möglichkeit besteht, den Vermögensgegenstand zu aktivieren. Sie verbietet die Passivierung in der Steuerbilanz, wenn handelsrechtlich lediglich die Möglichkeit besteht, einen Passivposten anzusetzen. Das scheint dem Maßgeblichkeitsprinzip des § 5 Abs. 1 EStG zu widersprechen. Nach herrschender Auffassung verbieten Sinn und Zweck dieser Vorschrift es jedoch, dass der Kaufmann sich durch Nichtaktivierung eines Wirtschaftsgutes oder Passivierung einer Schuld ärmer macht, als er tatsächlich ist, und so den steuerlichen Gewinn verkürzt.

Beispiel: Ein Gewerbetreibender hat bei der Übernahme einer anderen Firma deren Geschäftswert mitbezahlt. Das erworbene immaterielle Wirtschaftsgut "Geschäftswert" darf er nach § 255 Abs. 4 HGB aktivieren, muss aber nicht. Steuerlich besteht nach § 5 Abs. 2 EStG Aktivierungspflicht.

4.5 Bilanzierungshilfen

In der Handelsbilanz können auch Bilanzierungshilfen angesetzt werden. Handelsrechtliche Bilanzierungshilfen ermöglichen den Ausweis eines relativ besseren Ergebnisses und können insbesondere einen Verlustausweis vermeiden helfen (Aufwandsglättung). So können Kapitalgesellschaften nach § 269 HGB die Kosten für die Ingangsetzung und Erweiterung des Geschäftsbetriebes aktivieren, sie können nach § 274 Abs. 2 HGB Abgrenzungsposten auf der Aktivseite der Bilanz als Bilanzierungshilfen ansetzen, wenn aufgrund eines gegenüber dem Handelsbilanzergebnis höheren Steuerbilanzergebnisses eine in Bezug auf das Handelsbilanzergebnis überhöhte Steuer bezahlt worden ist und sich dies in der Folgezeit wieder ausgleichen wird.

Handelsrechtliche Bilanzierungshilfen sind keine Wirtschaftsgüter im Sinne der Steuerbilanz und daher nach herrschender Meinung nicht in die Steuerbilanz zu übernehmen.

Beispiel: Im Jahr 01 ist ein Disagio bei der Aufnahme einer Verbindlichkeit in der Handelsbilanz als Aufwand verbucht worden (vgl. § 250 Abs. 3 HGB) und in der Steuerbilanz unter dem Rechnungsabgrenzungsposten aktiviert worden. Der Handelsbilanzgewinn liegt unter dem Steuerbilanzgewinn. Durch Abschreibung des Disagios liegt in der Folgezeit der Steuerbilanzgewinn insoweit unter dem Handelsbilanzgewinn. Der Bilanzierende kann im Jahr 01 nach § 274 Abs. 2 HGB einen Aktivposten für wirtschaftlich gesehen vorausgezahlte Steuern bilden, der nicht in die Steuerbilanz übernommen werden kann, da er kein Wirtschaftsgut darstellt.

5 Aufstellung der Steuerbilanz, Formvorschriften

Vollkaufleute müssen nach handelsrechtlichen Vorschriften eine Handelsbilanz aufstellen. Sie müssen nach § 4 Abs. 1 i.V. § 5 Abs. 1 EStG ihren steuerlichen Gewinn durch Vermögensvergleich (Bilanzen) ermitteln. Sie müssen aber keine eigenständige Steuerbilanz erstellen. § 60 Abs. 1 EStDV schreibt vor, dass der Steuererklärung eine Abschrift der Bilanz beizufügen ist. Damit ist, wie sich aus § 60 Abs. 2 EStDV ergibt, eine Abschrift der Handelsbilanz gemeint. § 60 Abs. 2 EStDV bestimmt weiter, dass dann, wenn die Handelsbilanz Ansätze oder Beträge enthält, die den steuerlichen Vorschriften nicht entsprechen, diese Ansätze oder Beträge durch Zusätze oder Anmerkungen den steuerlichen Vorschriften anzupassen sind.

Der Steuerpflichtige kann aber auch eine den steuerlichen Vorschriften entsprechende Bilanz (Steuerbilanz) beifügen. Diese Steuerbilanz kann identisch sein mit der Handelsbilanz oder aber von ihr abweichen. Weicht sie ab, so hat der Steuerpflichtige zwei Bilanzen - eine Handelsbilanz und eine Steuerbilanz - aufzustellen.

Die handelsbilanzrechtlichen und steuerbilanzrechtlichen Bilanzierungs- und Bewertungspflichten und Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte lassen es in der weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle zu, dass der konkrete Bilanzansatz der Handelsbilanz identisch ist mit dem konkreten Bilanzansatz der Steuerbilanz. Dem folgend reichen etwa 95 % der bilanzierenden Unternehmen eine Bilanz ein, die sowohl den handelsrechtlichen Regelungen als auch den steuerlichen Bestimmungen entspricht. Eigenständige Steuerbilanzen neben den Handelsbilanzen werden im allgemeinen nur von größeren Kapitalgesellschaften erstellt, die mit ihrer handelsrechtlichen Bilanzierung u.U. andere Ziele verfolgen (müssen) und bei denen die Abschlüsse so mannigfaltige Probleme beinhalten, dass es zu zwingenden steuer- und handelsrechtlichen Abweichungen kommt.

Für die Aufstellung einer Steuerbilanz gibt es keine Gliederungsvorschriften. Praktisch wird die Gliederung des § 266 HGB übernommen.

6 Anhang, Lagebericht, Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung, der Anhang und der Lagebericht wird im Einkommensteuergesetz nicht erwähnt. Lediglich § 60 EStDV schreibt vor, dass dann, wenn ein Steuerpflichtiger seinen Gewinn durch doppelte Buchführung ermittelt, die Gewinn- und Verlustrechnung und außerdem auf Verlangen des Finanzamts eine Haupabschlußübersicht der Steuererklärung beizufügen ist und dass dann, wenn ein Anhang, ein Lagebericht oder ein Prüfungsbericht vorliegt, davon eine Abschrift der Steuererklärung beizufügen ist.

Die Gewinn- und Verlustrechnung kann sehr viel besser als die Bilanz der Finanzverwaltung eine vorläufige Übersicht darüber verschaffen, wo u.U. eine Abweichung von den - bezogen auf Betriebsgröße und Branche - zu erwartenden Verhältniszahlen von Umsatz zu Gewinn, Umsatz zu Aufwendungen vorliegt, wie Buchungen von Privatentnahmen usw. vorgenommen worden sind, als das die Bilanz kann.

Anhang, Lagebericht und Prüfungsbericht sind für die Steuerveranlagung, die bei größeren Steuerpflichtigen i.d.R. nur vorläufig vorgenommen wird, nicht von großer Bedeutung. Diese Betriebe werden i.d.R. durch die Betriebsprüfung überprüft. Dabei können die genannten Unterlagen verwandt werden.

7 Die Bewertung

Zum Zwecke der steuerlichen Bewertung sind die Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens in aktive und passive Wirtschaftsgüter einzuteilen. Die Bewertung der aktiven Wirtschaftsgüter ist in § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG geregelt, die Bewertung der passiven Wirtschaftsgüter in § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG. Aktive Wirtschaftsgüter sind wiederum in solche des Anlagevermögens und des Umlaufvermögens zu unterteilen; die Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in solche, die der Abnutzung unterliegen und solche, die nicht der Abnutzung unterliegen. Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen, sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG zu bewerten. Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die nicht der Abnutzung unterliegen und Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG zu bewerten.

Als Bewertungsmaßstäbe im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG, kommen die Anschaffungskosten oder Herstellungskosten - bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern vermindert um die Abschreibungen - in Betracht.

Steigt der Wert eines Wirtschaftsgutes über die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten ggf. vermindert um die Abschreibungen, so darf dieser über den genannten Werten liegende Verkehrswert nicht in der Bilanz ausgewiesen werden.

Sinkt der Wert eines Wirtschaftsgutes voraussichtlich auf Dauer - unter die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten ggf. vermindert um die Abschreibungen, so berücksichtigt das Steuerrecht das dadurch, dass ein niedriger sogenannter Teilwert angesetzt werden kann (§ 6 Abs. 1 Satz 2; 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG).

Steigt der Wert eines Wirtschaftsgutes in der Folgezeit wieder, so kann der niedrigere Teilwert jedoch nicht beibehalten werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4, § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG). Es erfolgt eine Aufwertung.

Auch bei der Bewertung gilt nach herrschender Auffassung das Maßgeblichkeitsprinzip. Es wird hier jedoch stark durch § 5 Abs. 6 EStG eingeschränkt, der bestimmt, dass die steuerlichen Vorschriften über die Bewertung und über die Absetzung für Abnutzung und Substanzverringerung zu befolgen sind. Die handelsrechtlichen Vorschriften gelten daher nur insoweit, als das Steuerrecht Wahlrechte gibt oder Regelungslücken aufweist.

Es gilt also auch bei der Bewertung:

· Steuerrechtlich zwingende Bewertungsvorschriften gehen handelsrechtlichen Bewertungsvorschriften vor. 

· Handelsrechtlich zwingende Bewertungsvorschriften gehen steuerrechtlichen Bewertungswahlrechten vor.

· Steuerrechtliche Wahlrechte sind nur in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz auszuüben, es sei denn, das Steuerrecht ließe ausdrücklich eine andere Handhabung zu.

7.1     Die Bewertung der Aktiva

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen, sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermindert um die Absetzung für Abnutzung zu bewerten. Liegt ihr Teilwert darunter, so kann dieser angesetzt werden.

Die nicht abnutzbaren Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und die Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem niedrigeren Teilwert zu bewerten.

7.1.1 Die Bewertungsmaßstäbe

7.1.1.1 Anschaffungskosten

Zwischen den Anschaffungskosten im Sinne des Handelsrechts (§ 255 Abs. 1 HGB) und des Steuerrechts ergeben sich keine Differenzen .

Die Anschaffungskosten sind aufgrund von Rechnungen, die bei der Beschaffung eines Wirtschaftsgutes erteilt werden, zu bestimmen (Anschaffungspreis). Preise in Fremdwährungen sind nach dem Wechselkurs im Anschaffungszeitpunkt - der nicht mit dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses identisch zu sein braucht - zu berechnen. Nicht zu den Anschaffungskosten gehört die Umsatzsteuer, soweit sie als Vorsteuer abgezogen werden kann (§ 9 b EStG). Skonti und Rabatte etc. mindern die Anschaffungskosten, wenn sie bei Bilanzstichtag bereits abgezogen oder geltend gemacht worden sind. Die mit der Anschaffung verbundenen Nebenkosten wie Transport- und Aufstellungskosten, Notariatsgebühren usw gehören ebenfalls zu den Anschaffungskosten, soweit sie dem Wirtschaftsgut einzeln zugerechnet werden können. Gemeinkosten im Beschaffungsbereich gehören nicht zu den Anschaffungskosten. 

Finanzierungskosten gehören nicht zu den Anschaffungskosten

Auch nachträgliche Erhöhungen oder Minderungen der Anschaffungskosten sind zu berücksichtigen.

Anschaffungspreis

ergibt sich aus der Eingangsrechnung i.d.R. ohne Umsatzsteuer

./. Anschaffungspreisminderungen

Rabatte oder Skonti, die am Bilanzstichtag in Anspruch genommen worden sind

+ Anschaffungsnebenkosten

Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Versetzung des Wirtschaftsgutes in 

Betriebsbereitschaft; z.B. Montagekosten; Fundamentierungskosten Speditions- und Transportkosten; Zölle, 

Provisionen

+ nachträgliche Anschaffungskosten

oben genannte Aufwendungen, die in einem zeitlichen Zusammenhang mit der Anschaffung stehen

= Anschaffungskosten

7.1.1.2 Herstellungskosten

Der steuerrechtliche Herstellungskostenbegriff geht nicht vom betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff aus, sondern von den Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern oder die Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Wirtschaftsgutes angefallen sind. Kalkulatorische Kosten wie z.B. kalkulatorischer Unternehmerlohn, kalkulatorische Zinsen oder kalkulatorische Abschreibungen werden nicht berücksichtigt.

Nach § 255 HGB dürfen bei der Berechnung der Herstellungskosten im angemessenen Umfang Abnutzungen und sonstige Wertminderungen sowie angemessene Teile der Betriebs- und Verwaltungskosten, die auf den Zeitraum der Herstellung entfallen, eingerechnet werden; Vertriebskosten gelten nicht als Betriebs- und Verwaltungskosten. Die Vorschrift hat erkennbar die Bedeutung, eine Überbewertung der Herstellungskosten zu unterbinden. Demgegenüber legt es das Steuerrecht darauf an, eine gewinnmindernde Unterbewertung der Herstellungskosten zu verhindern.

In R 33 EStR sind die Grundsätze, die Rechtsprechung und Verwaltungspraxis zum Begriff der steuerlichen Herstellungskosten aufgestellt haben, festgehalten. Danach können sich Differenzen zwischen steuerrechtlichen und handelsrechtlichen Herstellungskosten ergeben. Der Steuerpflichtige kann sie aber - im Interesse z.B. einer einheitlichen und damit einfacheren Bilanzierung vermeiden.

Die möglichen Differenzen können folgendermaßen charakterisiert werden:

Aktivierung in der

Handelsbilanz


Steuerbilanz

   nach § 255


nach R 33 EStR

1 ) Materialeinzelkosten                   Abs. 2 Satz 2
muss

muss

2 ) Fertigungseinzelkosten                            "     
muss

muss

3 ) Sondereinzelkosten der Fertigung                    
muss

muss

4 ) Materialgemeinkosten                Abs. 2 Satz 3 
kann

muss

5 ) Fertigungsgemeinkosten                      "           
kann

muss

6 ) Abschreibungen                                   "           
kann

muss

7 ) allg. Verwaltungskosten            Abs. 2 Satz 4 
kann

kann

8 ) soziale Leistungen                               "           
kann

kann

9 ) betr. Altersversorgung                         "           
kann

kann

10) Fremdkapitalzinsen, fertigungsbezogen  Abs. 3   kann

kann

11) Fremdkapitalzinsen, allgemein               Abs. 3   nein

nein

12) Vertriebskosten                            Abs. 2 Satz 6   nein

nein

Bei 4 bis  6 beachte § 5 Abs. 6 EStG.

Bei 7 bis 10 beachte § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG. Es gilt das umgekehrte Maßgeblichkeitsprinzip.

Sondereinzelkosten der Fertigung sind z.B. Entwurfskosten, Lizenzgebühren, Anschaffung von Werkzeugen für einen einzelnen Auftrag,

Zu den Materialgemeinkosten und den Fertigungsgemeinkosten gehören z.B. die Lagerhaltung, Transport und Prüfung des Fertigungsmaterials, Vorbereitung und Kontrolle der Fertigung, Werkzeuglager, Betriebsleitung, Raumkosten, Sachversicherungen, Unfallverhütungseinrichtungen, im Fertigungsbereich Kosten der Personalverwaltung, soweit sie auf die in der Fertigung tätigen Arbeitnehmer entfallen.

Der Werteverzehr des Anlagevermögens, soweit er durch die Herstellung veranlaßt worden ist, geht in die Herstellungskosten ein. Bei den Abschreibungen ist grundsätzlich der Betrag anzusetzen, der bei der Bilanzierung als Abschreibung berücksichtigt worden ist. Ist in der Bilanz die degressive Abschreibung angewendet worden, so kann bei der Berechnung der Herstellungskosten jedoch auch die lineare AfA berücksichtigt werden. Anstelle von Sonderabschreibungen oder erhöhten Abschreibungen kann der Steuerpflichtige lineare Abschreibungen berücksichtigen. Teilwertabschreibungen sind nicht zu berücksichtigen.

Zu den Kosten für die allgemeine Verwaltung gehören z.B. Geschäftsleitung, Einkauf und Wareneingang, Betriebsrat, Personalbüro, Nachrichtenwesen, Ausbildungswesen, Rechnungswesen, Feuerwehr, Werkschutz, allgemeine Fürsorge einschließlich Betriebskrankenkasse, auch Abschreibungen auf der Verwaltung dienende Anlagen und Einrichtungen. Zu den Aufwendungen für soziale Einrichtungen gehören z.B. Aufwendungen für die Kantine, Essenszuschüsse, Aufwendungen für die Freizeitgestaltung der Arbeitnehmer, nicht aber vertraglich vereinbarte Beihilfen, Weihnachtszuwendungen oder Jubiläumsgeschenke.

R 33. Herstellungskosten 

(1) In die Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts sind auch angemessene Teile der notwendigen Materialgemeinkosten und Fertigungsgemeinkosten (Absatz 2) sowie der Wertverzehr von Anlagevermögen, soweit er durch die Herstellung des Wirtschaftsguts veranlaßt ist (Absatz 3) einzubeziehen.
(2) 1Zu den Materialgemeinkosten und den Fertigungsgemeinkosten gehören u.a. auch die Aufwendungen für folgende Kostenstellen:

Lagerhaltung, Transport und Prüfung des Fertigungsmaterials,

Vorbereitung und Kontrolle der Fertigung,

Werkzeuglager,

Betriebsleitung, Raumkosten, Sachversicherungen,

Unfallstationen und Unfallverhütungseinrichtungen der Fertigungsstätten,

Lohnbüro, soweit in ihm die Löhne und Gehälter der in der Fertigung tätigen Arbeitnehmer abgerechnet werden.
(3) 1Als Wertverzehr des Anlagevermögens, soweit er der Fertigung der Erzeugnisse gedient hat, ist grundsätzlich der Betrag anzusetzen, der bei der Bilanzierung des Anlagevermögens als AfA berücksichtigt ist. 2Es ist nicht zu beanstanden, wenn der Steuerpflichtige, der bei der Bilanzierung des beweglichen Anlagevermögens die AfA in fallenden Jahresbeträgen (§ 7 Abs. 2 EStG) vorgenommen hat, bei der Berechnung der Herstellungskosten der Erzeugnisse die AfA in gleichen Jahresbeträgen (§ 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 EStG) berücksichtigt. 3In diesem Fall muß der Steuerpflichtige jedoch dieses Absetzungsverfahren auch dann bei der Berechnung der Herstellungskosten beibehalten, wenn gegen Ende der Nutzungsdauer die Absetzungen in fallenden Jahresbeträgen niedriger sind als die Absetzungen in gleichen Jahresbeträgen. 4Der Wertverzehr des der Fertigung dienenden Anlagevermögens ist bei der Berechnung der Herstellungskosten der Erzeugnisse auch dann in Höhe der sich nach den Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Anlagevermögens ergebenden AfA in gleichen Jahresbeträgen zu berücksichtigen, wenn der Steuerpflichtige Bewertungsfreiheiten, Sonderabschreibungen oder erhöhte Absetzungen in Anspruch genommen und diese nicht in die Herstellungskosten der Erzeugnisse einbezogen hat. 5Teilwertabschreibungen auf das Anlagevermögen im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG sind bei der Berechnung der Herstellungskosten der Erzeugnisse nicht zu berücksichtigen.
(4) 1Das handelsrechtliche Bewertungswahlrecht für Kosten der allgemeinen Verwaltung und Aufwendungen für soziale Einrichtungen des Betriebs, für freiwillige soziale Leistungen und für betriebliche Altersversorgung sowie für Zinsen für Fremdkapital gilt auch für die Steuerbilanz; Voraussetzung für die Berücksichtigung als Teil der Herstellungskosten ist, daß in der Handelsbilanz entsprechend verfahren wird. 2Zu den Kosten für die allgemeine Verwaltung gehören u.a. die Aufwendungen für Geschäftsleitung, Einkauf und Wareneingang, Betriebsrat, Personalbüro, Nachrichtenwesen, Ausbildungswesen, Rechnungswesen – z. B. Buchführung, Betriebsabrechnung, Statistik und Kalkulation –, Feuerwehr, Werkschutz sowie allgemeine Fürsorge einschließlich Betriebskrankenkasse. 3Zu den Aufwendungen für soziale Einrichtungen gehören z. B. Aufwendungen für Kantine einschließlich der Essenszuschüsse sowie für Freizeitgestaltung der Arbeitnehmer. 4Freiwillige soziale Leistungen sind nur Aufwendungen, die nicht arbeitsvertraglich oder tarifvertraglich vereinbart worden sind; hierzu können z. B. Jubiläumsgeschenke, Wohnungs- und andere freiwillige Beihilfen, Weihnachtszuwendungen oder Aufwendungen für die Beteiligung der Arbeitnehmer am Ergebnis des Unternehmens gehören. 5Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung sind Beiträge zu Direktversicherungen, Zuwendungen an Pensions- und Unterstützungskassen sowie Zuführungen zu Pensionsrückstellungen.
(5) 1Die Steuern vom Einkommen gehören nicht zu den steuerlich abziehbaren Betriebsausgaben und damit auch nicht zu den Herstellungskosten. 2Hinsichtlich der Gewerbesteuer hat der Steuerpflichtige ein Wahlrecht, ob er sie den Herstellungskosten zurechnen will. 3Die Umsatzsteuer gehört zu den Vertriebskosten, die die Herstellungskosten nicht berühren.
(6) Wird ein Betrieb infolge teilweiser Stillegung oder mangelnder Aufträge nicht voll ausgenutzt, so sind die dadurch verursachten Kosten bei der Berechnung der Herstellungskosten nicht zu berücksichtigen.
(7) Bei am Bilanzstichtag noch nicht fertiggestellten Wirtschaftsgütern (halbfertige Arbeiten) ist es für die Aktivierung der Herstellungskosten unerheblich, ob die bis zum Bilanzstichtag angefallenen Aufwendungen bereits zur Entstehung eines als Einzelheit greifbaren Wirtschaftsguts geführt haben.
Nachträgliche Herstellungskosten

Auch nach der "ersten Herstellung" eines Wirtschaftsgutes können bei erheblichen Erneuerungen, usw Herstellungskosten anfallen, wenn sozusagen ein neues Wirtschaftsgut dadurch entsteht. Derartige Herstellungskoten sind jedoch von sogenannten Erhaltungskosten abzugrenzen. Herstellungskosten führen nicht direkt zu einer Ergebnisminderung, vielmehr erst über die Abschreibungen, Erhaltungskosten werden sofort als Aufwand verrechnet.

Nach der Fertigstellung eines Wirtschaftsgutes ist Herstellungsaufwand anzunehmen, wenn Aufwendungen durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Erweiterung oder für die über den ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung eines Wirtschaftsgutes entstehen (§ 255 Abs. 2 Satz 1 HGB). 

Betragen die Aufwendungen nach Fertigstellung eines Gebäudes für die einzelne Baumaßnahme nicht mehr als 4.000 DM (ab VZ 2002 2.100 Euro) (Rechnungsbetrag ohne Umsatzsteuer) je Gebäude, so ist auf Antrag dieser Aufwand stets als Erhaltungsaufwand zu behandeln. 

Herstellungskosten als Folge einer über den ursprünglichen Zustand hinausgehenden wesentlichen Verbesserung können vorliegen, wenn in zeitlicher Nähe zur Anschaffung – bei Gebäuden in der Regel innerhalb von drei Jahren – im Verhältnis zum Kaufpreis hohe Reparatur- oder Modernisie-rungsaufwendungen anfallen (>anschaffungsnaher Herstellungsaufwand) (vgl. EstR Ri 157).

7.1.1.3 Zuschüsse und Investitionszulagen

Erhält ein Steuerpflichtiger zur Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern Zuschüsse, z. B. Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln, so hat er steuerlich ein Wahlrecht, diese erfolgswirksam zu vereinnahmen - mithin bei Vereinnahmung zu versteuern - oder sie von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten der angeschafften Wirtschaftsgüter abzusetzen (R 34 Abs. 2 EStR).

Erhält er in einem Wirtschaftsjahr einen Zuschuss, den er von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines in späteren Wirtschaftsjahren angeschafften Wirtschaftsgutes abziehen möchte, so kann er diese Zuschüsse bis zur Anschaffung des Wirtschaftsgutes in eine den steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage einstellen. Bei Anschaffung des Wirtschaftsgutes wird dann die Rücklage auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschaftsgutes übertragen.

Nach dem Grundsatz, dass steuerliche Wahlrechte nur in Übereinstimmung mit der handelsbilanziellen Handhabung wahrgenommen werden können, ist die erfolgsneutrale Behandlung, die Minderung der Anschaffungskosten oder die Bildung einer Rücklage mit späterer Verrechnung mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines später angeschafften Wirtschaftsguts nur in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz zulässig.

Werden in der Folgezeit in der Handelsbilanz nach § 254 Satz 2 HGB Zuschreibungen vorgenommen, so ist betragsmäßig die gleiche Zuschreibung auch in der Steuerbilanz vorzunehmen (umgekehrte Maßgeblichkeit auch in den Folgejahren).

Steuerliche Investitionszulagen sind keine Zuschüsse in diesem Sinne, sie mindern die Herstellungs- und Anschaffungskosten nicht. Sie sind erfolgsneutral zu vereinnahmen, was gegebenenfalls dadurch bewerkstelligt wird, das sie erfolgswirksam gebucht und als steuerfreie Einnahmen vom Gewinn außerhalb der Bilanz wieder abgesetzt werden.

Diese Zulagen oder Zuschüsse mindern nach Handelsrecht grundsätzlich die Anschaffungskosten, da Anschaffungspreisminderungen abzusetzen sind (§ 255 Abs. 1 Satz 3 HGB). Es wird jedoch in der Handelsbilanz ein erfolgsneutraler Ausweis für Zuschüsse in einem gesonderten Passivposten als zulässig erachtet. Dieser Passivposten wird i. d. R. parallel zu den Abschreibungen des entsprechenden Vermögensgegenstandes aufgelöst. Das bedeutet, dass insoweit eine Übereinstimmung von Handels- und Steuerbilanz gegeben ist. 

Eine Divergenz entstehet m.E. auch nicht, wenn der Zuschuss direkt als Betriebseinnahme angesetzt wird. Denn die sofortige Gewinnrealisierung ist m.E. nicht mit dem Vorsichtsprinzip (Gewinnrealisierungsgrundsatz nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) vereinbar, da Zuschüsse, welche der allgemeinen Förderung und Unterstützung eines Unternehmens dienen, Erträge sind.

Bei den steuerfreien Investitionszulagen wird handelsrechtlich vorgeschlagen, die Zulage als Minderung der Anschaffungskosten mit der Folge einer geminderten Abschreibungsbasis zu behandeln oder alternativ in Höhe der Zulage einen Passivposten zu bilden, welcher über die Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts aufzulösen ist.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

7.1.1.4 Die Übertragung stiller Reserven

Das Steuerrecht lässt es in verschiedenen Fälle zu, dass stille Reserven von einem ausscheidenden Wirtschaftsgut auf ein anderes Wirtschaftsgut übertragen wird. Es handelt sich insbesondere um die Übertragung stiller Reserven nach § 6b EStG und R 35 EStR. Die entsprechenden Vorgänge werden, da sie in der Handelsbilanz häufig zu Sonderposten mit Rücklagenanteil führen unter diesen Positionen behandelt, 

Auch durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

7.1.1.5 Umsatzsteuer bei Anschaffung und Herstellung

Nach den Vorschriften des § 15 UStG ist die Umsatzsteuer, die einem Unternehmer, der seinerseits steuerpflichtige Umsätze tätigt, in Rechnung gestellt wird als Vorsteuer abzugsfähig. Soweit Umsatzsteuer als Vorsteuer abzugsfähig ist, gehört sie nicht zu den Herstellungs- oder Anschaffungskosten. Führt ein Unternehmer selbst steuerfreie Umsätze - oder jedenfalls teilweise steuerfreie Umsätze - aus, so ist die ihm in Rechnung gestellte Umsatzsteuer entweder gänzlich vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen oder doch teilweise (vgl. § 15 UStG). Sofern Umsatzsteuer, die einem Unternehmer in Rechnung gestellt worden ist, vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist, gehört sie nach § 9b EStG zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Ist die Umsatzsteuer, die auf einem Wirtschaftsgut lastet nur teilweise als Vorsteuer abzugsfähig, braucht sie aus Vereinfachungsgründen den Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht zugerechnet werden, wenn der nicht abziehbare Teil 25 % des Vorsteuerbetrags und 500 DM nicht übersteigt oder wenn die zum Ausschluß von Vorsteuer führenden Umsätze nicht mehr als 3 % des Gesamtumsatzes betragen.

Beispiel: Über ein Wirtschaftsgut besteht eine Eingangsrechnung in Höhe von 5.000 DM zuzüglich 750 DM Umsatzsteuer. Das Wirtschaftsgut wird vom Steuerpflichtigen zu 70 % zu steuerpflichtigen und zu 30 % zu steuerfreien und vom Vorsteuerabzug ausgeschlossenen Umsätzen eingesetzt. Nach § 15 Abs. 4 oder 5 UStG führt die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer von 750 DM nur in Höhe von 525 DM zu abzugsfähiger Vorsteuer. Der Restbetrag von 225 DM stellt nicht abziehbare Vorsteuer dar. Dieser Betrag gehört zu den Anschaffungskosten des Wirtschaftsgutes, da er mehr als 25 % des Vorsteuerbetrags von 750 DM ausmacht, auch wenn er absolut nicht höher als 500 DM ist. Die Anschaffungskosten betragen 5.225 DM.
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§ 9b Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

Gesetzesbegründung (§ 9b Abs. 1 Satz 2)

Nach § 9b Abs. 1 Satz 2 EStG kann der nach § 15 UStG nichtabziehbare Teil eines Vorsteuerbetrages als sofort abziehbare Betriebsausgabe behandelt werden,

1. wenn er 25 vom Hundert des Vorsteuerbetrags und 500 Deutsche Mark nicht übersteigt, oder

2. wenn die zum Ausschluss vom Vorsteuerabzug führenden Umsätze nicht mehr als 3 vom Hundert des Gesamtumsatzes betragen.

Beide Regelungen haben für die Praxis nur eine geringe Bedeutung und können daher unter dem Gesichtspunkt der Steuervereinfachung ersatzlos entfallen.

Durch die Streichung erübrigt sich im Übrigen auch eine klarstellende Anpassung der Nummer 2 an die Änderungen des Vorsteuerabzugs durch das Steuerentlastungsgesetz 1999 / 2000 / 2002 vom 24. März 1999 (BGBl I S. 402). Die 3–vom–Hundert Umsatzgrenze nach Nummer 2 ist nach ihrem Sinn und Zweck nicht auf einen Vorsteuerbetrag anwendbar, der nach § 15 Abs. 1b UStG mit 50 v. H. vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist.

7.1.1.6 Der Teilwert

Wirtschaftsgüter des Anlage oder Umlaufvermögens sind mit den - fortgeführten - Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu bewerten. Ist der Teilwert aufgrund einer voraussichtlich dauernden Wertminderung niedriger, so kann dieser angesetzt werden. Aufgrund des handelsrechtlichen Niederstwertprinzips müssen Steuerpflichtige, die ihren Gewinn nach § 5 EStG ermitteln, den niedrigeren Teilwert ansetzen. Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 4 Abs. 1 EStG im Wege des Bestandsvergleichs ermitteln, sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG hingegen berechtigt, ihr Vorratsvermögen auch dann mit den Anschaffungs– oder Herstellungskosten anzusetzen, wenn der Teilwert dieser Wirtschaftsgüter erheblich und voraussichtlich dauernd unter die Anschaffungs– oder Herstellungskosten gesunken ist (R 36 Abs. 1 Satz 5 EStR).

Der Teilwert ist ein steuerrechtlicher Begriff, er kommt in den handelsrechtlichen Bewertungsvorschriften nicht vor. Er ist in § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG für das Bilanzsteuerrecht und identisch in § 10 BewG für die übrige steuerliche Bewertung definiert. Der Sinn des Teilwertes ist es, den Wert zu erfassen, den ein Wirtschaftsgut dadurch erfährt, dass es in ein arbeitendes Unternehmen eingegliedert wird.

Beispiel: Ein Unternehmer kauft eine elektrische Schreibmaschine für 1.500 DM, die im Betrieb dringend gebraucht wird. Würde er (oder ein Privatmann) kurz darauf die Schreibmaschine auf dem Markt für gebrauchte Schreibmaschinen wieder zu veräußern versuchen, so würde er erheblich weniger als den Neuwert als Preis erzielen. Würde er dagegen kurz darauf seinen Betrieb im ganzen veräußern, so würde er die kürzlich investierten 1.500 DM vom Käufer ersetzt verlangen. Der Käufer würde diesen Preis auch honorieren, wenn der Betrieb zweckmäßig eingerichtet ist und rentabel arbeitet, da seine Preisvorstellungen nicht davon ausgehen, eine Summe von alten und neuen Wirtschaftsgütern zu erwerben und diese zu einem Betrieb zusammenzufügen, sondern einen laufenden Geschäftsbetrieb zu übernehmen.

Die Ermittlung des Teilwertes ist jedoch mit erheblichen Unsicherheiten belastet, da der Begriff die Kenntnis von zwei unbekannten Größen voraussetzt: Einmal die Kenntnis des Gesamtkaufpreises, den ein fiktiver Erwerber für den von ihm fortzuführenden Betrieb zahlen würde, und zum anderen den Teil des (unbekannten) Gesamtkaufpreises, der auf das einzelne Wirtschaftsgut entfallen würde. Um die praktische Arbeit mit dem Teilwert zu erleichtern, hat Rechtsprechung und Verwaltungspraxis herausgearbeitet, wie in der Regel der Teilwert bestimmt werden kann (Teilwertvermutungen), die insbesondere den Zweck verfolgen, dem Steuerpflichtigen die Beweislast für einen "niedrigeren" Teilwert anzulasten.

Es gilt demnach:

Der Teilwert liegt zwischen den Wiederbeschaffungskosten oder Wiederherstellungskosten für ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Güte und dem Einzelveräußerungspreis. Die Wiederbeschaffungskosten kommen in der Regel für ein Wirtschaftsgut in Betracht, das im Betrieb noch genutzt wird. Für nur vorübergehend im Betrieb genutzte Wirtschaftsgüter ist in der Regel der Einzelveräußerungspreis anzusetzen. Seine untere Grenze ist der Material- oder Schrottwert.

Bei nicht abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens entspricht der Teilwert kurz nach der Anschaffung und auch in späteren Jahren den Anschaffungs- oder Herstellungskosten.

Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens entspricht der Teilwert kurz nach der Anschaffung den tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten und später den Wiederbeschaffungskosten, vermindert um lineare Absetzung für Abnutzung.

Bei Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens entspricht der Teilwert in der Regel den Wiederbeschaffungskosten. Das ist der Marktpreis. Der Teilwert für Erzeugnisbestände entspricht ihren Wiederherstellungskosten. Das sind die Herstellungskosten sowie die bisher angefallenen Vertriebskosten.

Sind Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens, die zum Absatz bestimmt sind, durch Lagerung, Änderung des modischen Geschmacks u.s.w. im Wert gemindert, so ist als niedriger Teilwert der Betrag anzusetzen, der von dem voraussichtlich erzielbaren Veräußerungserlös nach Abzug des durchschnittlichen Unternehmensgewinns und des nach dem Bilanzstichtag noch anfallenden betrieblichen Aufwands verbleibt. Hierbei kann nach der Formel verfahren werden

Teilwert = wahrscheinlicher Verkaufserlös : (1 + Rohgewinnaufschlagsatz)

Der Rohgewinnaufschlagsatz wird hierbei dadurch ermittelt, dass der betriebliche Aufwand und der durchschnittliche Unternehmergewinn dem Jahresabschluss entnommen und zum Wareneinsatz in Beziehung gesetzt wird.

Von diesen Teilwertvermutungen kann der Steuerpflichtige bei der Bilanzierung abweichen, er hat dann jedoch nachzuweisen, aus welchen Gründen der Teilwert unter den durch die Teilwertvermutung bestimmten Werten liegt. Beispielsweise kann dies der Fall sein, weil die Anschaffung oder Herstellung sich als Fehlinvestition erwiesen hat. 

Der niedrige Teilwert kann jedoch nur angesetzt werden, wen eine voraussichtlich dauernde Wertminderung vorliegt.

Mit dem Ausdruck „voraussichtlich dauernde Wertminderung“ wird ein unbestimmter Rechtsbegriff des Handelsrechts aufgegriffen. Nach § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB sind Vermögensgegenstände des Anlagevermögens bei einer voraussichtlichen dauernden Wertminderung mit dem niedrigeren beizulegenden Wert anzusetzen. Inhaltlich entspricht der handelsrechtliche niedrigere „beizulegende Wert“ dem steuerrechtlichen Teilwert. 

Durch das Maßgeblichkeitsprinzip ergab sich bisher schon die Übernahme dieses Grundsatzes ordnungsmäßiger Buchführung in die Steuerbilanz. Eine voraussichtliche dauernde Wertminderung wurde angenommen, wenn der Stichtagswert den Wert, der sich aus planmäßigen Abschreibungen ergibt, während eines erheblichen Teils der Restnutzungsdauer nicht erreicht wurde. Der Wert musste nachhaltig abgesunken erscheinen, wobei aus Gründen der Vorsicht nach der Rechtsprechung im Zweifel von einer dauernden Wertminderung auszugehen ist. 

Die Finanzverwaltung nimmt dazu folgende Stellung ein.

Bundesfinanzministerium

Schreiben vom 25.2.2000

Aktenzeichen IV C 2 S 2171b - 14/00

I.
Allgemeines

1
Der Teilwert ist grundsätzlich nach den in den EStR und den entsprechenden Hinweisen enthaltenen Anweisungen zu ermitteln. Insbesondere kann der Teilwert von zum Absatz bestimmten Waren bei gesunkenen Verkaufspreisen weiterhin retrograd ermittelt werden.

Wenn bei rentabel geführten Betrieben der Verkaufspreis bewusst nicht kostendeckend kalkuliert ist (sogenannte Verlustprodukte), ist eine Teilwertabschreibung nicht zulässig 

2
Die Nachweispflicht für den niedrigeren Teilwert liegt unverändert beim Steuerpflichtigen. Darüber hinaus trägt der Steuerpflichtige nunmehr auch die Darlegungs- und Feststellungslast für eine voraussichtlich dauernde Wertminderung. Zudem ist im Rahmen des Wertaufholungsgebots nachzuweisen, dass und in welchem Umfang der Teilwert weiterhin unter der Bewertungsobergrenze liegt.

II.
Voraussichtlich dauernde Wertminderung
1.
Begriff 

3
Eine voraussichtlich dauernde Wertminderung bedeutet ein voraussichtlich nachhaltiges Absinken des Werts des Wirtschaftsguts unter den maßgeblichen Buchwert; eine nur vorübergehende Wertminderung reicht für eine Teilwertabschreibung nicht aus (vgl. auch § 253 Abs. 2 HGB).

4
Die Wertminderung ist voraussichtlich nachhaltig, wenn der Steuerpflichtige hiermit aus der Sicht am Bilanzstichtag aufgrund objektiver Anzeichen ernsthaft zu rechnen hat. Aus der Sicht eines sorgfältigen und gewissenhaften Kaufmanns müssen mehr Gründe für als gegen eine Nachhaltigkeit sprechen. Grundsätzlich ist von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung auszugehen, wenn der Wert des Wirtschaftsguts die Bewertungsobergrenze während eines erheblichen Teils der voraussichtlichen Verweildauer im Unternehmen nicht erreichen wird. Wertminderungen aus besonderem Anlass (z.B. Katastrophen oder technischer Fortschritt) sind regelmäßig von Dauer. Zusätzliche Erkenntnisse bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der Handelsbilanz sind zu berücksichtigen. Wenn keine Handelsbilanz aufzustellen ist, ist der Zeitpunkt der Aufstellung der Steuerbilanz maßgebend.
5
Für die Beurteilung eines voraussichtlich dauernden Wertverlustes zum Bilanzstichtag kommt der Eigenart des betreffenden Wirtschaftsguts eine maßgebliche Bedeutung zu (BFH vom 27. November 1974, BStBl II 1975 S. 294).

2.
Abnutzbares Anlagevermögen
6
Für die Wirtschaftsgüter des abnutzbaren Anlagevermögens kann von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung ausgegangen werden, wenn der Wert des jeweiligen Wirtschaftsguts zum Bilanzstichtag mindestens für die halbe Restnutzungsdauer unter dem planmäßigen Restbuchwert liegt. Die verbleibende Nutzungsdauer ist für Gebäude nach § 7 Abs. 4 und 5 EStG, für andere Wirtschaftsgüter grundsätzlich nach den amtlichen AfA-Tabellen zu bestimmen.

Beispiel 1: 
7
Der Steuerpflichtige hat eine Maschine zu Anschaffungskosten von 100.000 DM erworben. Die Nutzungsdauer beträgt 10 Jahre, die jährliche AfA beträgt 10.000 DM. Im Jahre 02 beträgt der Teilwert nur noch 30.000 DM bei einer Restnutzungsdauer von 8 Jahren.
Lösung:
8
Eine Teilwertabschreibung auf 30.000 DM ist zulässig. Die Minderung ist voraussichtlich von Dauer, da der Wert des Wirtschaftsguts zum Bilanzstichtag bei planmäßiger Abschreibung erst nach 5 Jahren, das heißt erst nach mehr als der Hälfte der Restnutzungsdauer, erreicht wird.

Abwandlung:
9
Der Teilwert beträgt 50.000 DM.

Lösung:
10
Eine Teilwertabschreibung auf 50.000 DM ist nicht zulässig. Die Minderung ist voraussichtlich nicht von Dauer, da der Wert des Wirtschaftsguts zum Bilanzstichtag bei planmäßiger Abschreibung schon nach 3 Jahren und damit früher als nach mehr als der Hälfte der Restnutzungsdauer erreicht wird.

3.
Nichtabnutzbares Anlagevermögen
11
Für die Wirtschaftsgüter des nichtabnutzbaren Anlagevermögens ist grundsätzlich darauf abzustellen, ob die Gründe für eine niedrigere Bewertung voraussichtlich anhalten werden. Kursschwankungen von börsennotierten Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens stellen eine nur vorübergehende Wertminderung dar. Sie berechtigen demgemäss nicht zum Ansatz des niedrigeren Teilwerts.

Beispiel 2:

12
Der Steuerpflichtige ist Eigentümer eines mit Altlasten verseuchten Grundstücks. Die ursprünglichen Anschaffungskosten des Grund und Bodens betragen 200.000 DM. Zum Bilanzstichtag ermittelt ein Gutachter den Wert des Grundstücks aufgrund der festgestellten Altlast mit nur noch 10.000 DM. Aus umweltrechtlichen Gründen ist der Steuerpflichtige grundsätzlich verpflichtet, die Altlast zu beseitigen. Mangels akuter Umweltgefährdung wird die zuständige Behörde die Schadensbeseitigung jedoch erst fordern, wenn der Steuerpflichtige die derzeitige Nutzung des Grundstücks ändert. Die Bildung einer Rückstellung ist aus diesem Grund nicht zulässig.

Lösung:

13
Eine Teilwertabschreibung in Höhe von 190.000 DM auf den vom Gutachter ermittelten Wert ist zulässig. Zwar ist der Steuerpflichtige grundsätzlich verpflichtet, die Altlast zu beseitigen. Allerdings ist vor dem Hintergrund einer eventuellen Nutzungsänderung des Grundstücks nicht zu erwarten, dass der Steuerpflichtige in absehbarer Zeit behördlich zur Beseitigung des Schadens aufgefordert wird. Aus der Sicht am Bilanzstichtags ist daher von einer voraussichtlich dauernden Wertminderung des Grundstücks auszugehen. Wird die Altlast später beseitigt und erhöht sich dementsprechend der Wert des Grundstücks, ist eine Zuschreibung bis höchstens zu den ursprünglichen Anschaffungskosten vorzunehmen.

Beispiel 3:

14
Der Steuerpflichtige betreibt ein Kiesausbeuteunternehmen. Der zu dem Unternehmen gehörige Grund und Boden ist z.T. aufgeschlossen, z.T. rekultiviert und wieder der ursprünglichen landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt . Da die Preise für landwirtschaftliche Grundstücke allgemein gefallen sind, macht der Steuerpflichtige zum Bilanzstichtag eine Teilwertabschreibung für die Grundstücke geltend. Nach den Feststellungen des Finanzamtes liegen die Richtwerte für die verfüllten Grundstücke indes höher als die Anschaffungskosten.

Lösung:

15
Eine Teilwertabschreibung ist nicht zulässig. Die Preise auf dem Markt für landwirtschaftliche Grundstücke unterliegen ebenso wie die anderen Immobilienpreise marktbedingten Schwankungen. Die Preisschwankungen stellen deshalb eine nur vorübergehende Wertminderung dar. Die Preise für die verfüllten Grundstücke liegen am Bilanzstichtag sogar höher als die Anschaffungskosten. Aus diesem Grund ist es auch für die Grundstücke, auf denen noch die Kiesausbeute betrieben wird, nicht ausgeschlossen, dass die Preise bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Kiesausbeute und die sich daran anschließende Wiederauffüllung abgeschlossen sein werden, die Anschaffungskosten wieder erreichen oder sogar noch übersteigen. 

Beispiel 4:

16
 Der Steuerpflichtige hat festverzinsliche Wertpapiere mit einer Restlaufzeit von 4 Jahren, die dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen, zum Wert von 102 % erworben. Die Papiere werden bei Fälligkeit zu 100 % eingelöst. Aufgrund einer nachhaltigen Änderung des Zinsniveaus unterschreitet der Börsenkurs den Einlösebetrag zum Bilanzstichtag auf Dauer und beträgt zum Bilanzstichtag nur noch 98 %. 

Lösung:

17
Eine Teilwertabschreibung ist nur auf 100 % zulässig, weil die Papiere bei Fälligkeit zum Nennwert eingelöst werden. Der niedrigere Börsenkurs am Bilanzstichtag ist nicht von Dauer.

Beispiel 5:

18
Der Steuerpflichtige hat Aktien der X-AG zum Preis von 100 DM/Stück erworben. Die Aktien sind als langfristige Kapitalanlage dazu bestimmt, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen. 

19
a)
Der Kurs der Aktien schwankt nach der Anschaffung zwischen 70 und 100 DM. Am Bilanzstichtag beträgt der Börsenpreis 90 DM.

Lösung:

20
Eine Teilwertabschreibung ist nicht zulässig. Der durch die Kursschwankung verursachte niedrigere Börsenpreis am Bilanzstichtag stellt eine nur vorübergehende Wertminderung dar.

21
b)
Die X-AG gerät im Laufe des Wirtschaftsjahres unerwartet in Zahlungsschwierigkeiten und es droht ein Insolvenzverfahren. Der Aktienkurs bricht daraufhin auf 20 DM ein. Nachfolgend wird ein Sanierungsplan für die Gesellschaft erstellt. Im Zusammenhang damit erhält die Gesellschaft einen Liquiditätskredit. Daraufhin erholt sich der Aktienkurs auf 40 DM und schwankt bis zum Bilanzstichtag zwischen 35 und 40 DM. Am Bilanzstichtag beträgt der Kurs 38 DM. 

22
Lösung:
Der durch die plötzliche Zahlungsnot verursachte Kurseinbruch stellt eine Wertminderung aus besonderem Anlass und keine bloße Kursschwankung dar. Aus diesem Grund ist eine Teilwertabschreibung zulässig, für deren Höhe auch die Kurserholung zu berücksichtigen ist. Die Aktien können hiernach mit 40 DM/Stück 

angesetzt werden. Der demgegenüber niedrigere Börsenpreis am Bilanzstichtag folgt aus einer Kursschwankung und stellt insoweit eine nur vorübergehende Wertminderung dar.

4.
Umlaufvermögen
23
Die Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens sind nicht dazu bestimmt, dem Betrieb auf Dauer zu dienen. Sie werden stattdessen regelmäßig für den Verkauf oder den Verbrauch gehalten. Dem gemäß kommt dem Zeitpunkt der Veräußerung oder Verwendung für die Bestimmung einer voraussichtlich dauernden Wertminderung eine besondere Bedeutung zu. Hält die Minderung bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der Bilanz ( vgl. Tz 4) oder dem vorangegangenen Verkaufs- oder Verbrauchszeitpunkt an, so ist die Wertminderung voraussichtlich von Dauer. Zusätzliche Erkenntnisse bis zu diesen Zeitpunkten sind zu berücksichtigen. Allgemeine Marktentwicklungen, z.B. Kursschwankungen von börsennotierten Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens, sind zusätzliche Erkenntnisse und als solche in die Beurteilung einer voraussichtlich dauernden Wertminderung der Wirtschaftsgüter zum Bilanzstichtag einzubeziehen.

Beispiel 6:

24
Der Steuerpflichtige hält festverzinsliche Wertpapiere, die bei Fälligkeit zu 100% eingelöst werden. Aufgrund einer Änderung des Zinsniveaus beträgt der Börsenkurs am Bilanzstichtag nur noch 98% gegenüber dem Nennwert. Bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung hat sich der Börsenkurs auf 98,5% erholt.

Lösung:

25
Grundsätzlich ist eine Teilwertabschreibung zum Bilanzstichtag zulässig. Allerdings sind die zusätzlichen Erkenntnisse bis zur Bilanzaufstellung zu berücksichtigen. Danach können die Wertpapiere mit einem Kurswert von 98,5% des Nennwerts angesetzt werden. 

Beispiel 7 :

Der Steuerpflichtige hat Aktien zum Preis von 100 DM/Stück erworben. Zum Bilanzstichtag ist der Börsenpreis der Aktien auf 80 DM/Stück gesunken.

26
a)
Bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung hat der Börsenkurs zwischen 70 und 90 DM geschwankt.

Lösung:

27
Grundsätzlich ist eine Teilwertabschreibung zum Bilanzstichtag zulässig. Die Erkenntnisse bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung haben jedoch gezeigt, dass die ursprüngliche Wertminderung in Höhe von 20 DM/Stück nicht von Dauer war. Vielmehr ist eine voraussichtlich dauernde Wertminderung nur in Höhe von 10 DM/Stück gegeben, so dass eine Teilwertabschreibung nur in dieser Höhe vorgenommen werden kann. Die Aktien können demnach mit 90 DM/Stück angesetzt werden.

28
b)
Bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung hat der Börsenkurs zwischen 70 und 110 DM geschwankt.

Lösung:

29
Die Erkenntnisse bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung haben gezeigt, dass die ursprüngliche Wertminderung in Höhe von 20 DM/Stück nicht von Dauer war. Vielmehr hat der Wert der Aktie bis zur Bilanzaufstellung die ursprünglichen Anschaffungskosten sogar noch überstiegen. Eine Teilwertabschreibung zum Bilanzstichtag ist daher nicht zulässig.

30
c)
Bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung hat der Börsenkurs zwischen 60 und 80 DM geschwankt.

Lösung:

31
Eine Teilwertabschreibung zum Bilanzstichtag ist zulässig. Die Erkenntnisse bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung haben gezeigt, dass die ursprüngliche Wertminderung in Höhe von 20 DM/Stück von Dauer war. Aus diesem Grund kann 

eine Teilwertabschreibung in Höhe von 20 DM/Stück vorgenommen werden. Eine Teilwertabschreibung unter den Wert des Bilanzstichtags kommt allerdings nicht in Betracht. Die Aktien können somit mit 80 DM/Stück angesetzt werden.

Beispiel 8:

32
Der Steuerpflichtige hat eine Forderung aus einem Kredit im Nennwert von 100 an die Y-KG. Wegen unerwarteter Zahlungsausfälle ist die Y-KG im Laufe des Wirtschaftsjahrs notleidend geworden. Am Bilanzstichtag kann die Forderung  des Steuerpflichtigen deshalb nur in Höhe von 20% bedient werden. Bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung stellt die Y-KG wider Erwarten eine Sicherheit in Höhe von 30% der Forderung.
Lösung:

33
Am Bilanzstichtag ist eine Teilwertabschreibung auf die Forderung des Steuerpflichtigen in Höhe von 80% zulässig, da mit  überwiegender Wahrscheinlichkeit nur mit einem Zahlungseingang von 20% gerechnet werden kann. Zwar gewinnt die Forderung bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung durch die Gestellung der Sicherheit nachträglich an Wert. Ein unerwartetes Ereignis dieser Art ist jedoch keine zusätzliche Erkenntnis im Sinne der Tzn. 4, 23.

Wenn steuerlich keine dauernde Wertminderung nachgewiesen wird, handelsrechtlich jedoch eine außerplanmäßige Abschreibung nach § 253 Abs. 2 Satz 3 zweiter Hs. HGB vorgenommen wird, kommt es zu einer Divergenz von Handels- und Steuerbilanz. Für Kapitalgesellschaften gilt allerdings § 279 HGB, so dass sich die Divergenz nur auf die Personengesellschaften bezieht.

7.1.1.7 Wertaufholung

Das bislang geltende Wertbeibehaltungswahlrecht (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 EStG bis zur Einführung des StEntlG 1999/2000/2002) wurde aufgehoben und statt dessen ein strenges Wertaufholungsgebot eingeführt (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 EStG). Dieses Wertaufholungsgebot nach vorangegangener Teilwertabschreibung stimmt mit Art. 35 Abs. 1 der vierten gesellschaftrechtlichen Richtlinie – der sog. Bilanzrichtlinie der EU – überein. Das Gebot führt zu einer stichtagsbezogenen Bewertung, wie sie die Bilanzrichtlinie der EU vorschreibt. Die Wertaufholung ist für alle früheren Teilwertabschreibungen zu überprüfen und - wenn die Voraussetzungen für eine dauernde Wertminderung nicht vorliegen - durchzuführen. Der Steuerpflichtige muss zu jedem Bilanzstichtag aufs Neue nachweisen, dass der niedrigere Teilwertansatz berechtigt ist. Das Wertaufholungsgebot stellt einen steuerlichen Bewertungsvorbehalt nach § 5 Abs. 6 EStG dar, welcher im Bereich der Personengesellschaften, zu einer weiteren Durchbrechung des Grundsatzes der Maßgeblichkeit der handelsrechtlichen GoB für die Steuerbilanz mit sich bringt. 

Im Handelsrecht bleibt es für Personengesellschaften beim Zuschreibungs-wahlrecht der §§ 253 Abs. 5, 254 Satz 2 HGB. Durch die neuerliche ausdrückliche Zuschreibungspflicht in § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 EStG können Handels- und Steuerbilanz künftig auseinanderlaufen. 

Das Zuschreibungsgebot für Kapitalgesellschaften nach § 280 Abs. 1 HGB konnte bis 1999 durch § 280 Abs. 2 HGB umgangen werden, da hierdurch die Möglichkeit bestand, der steuerlichen Gewinnermittlung zu folgen. Diese handelsrechtliche Öffnungsklausel führte in Fällen der umgekehrten Maßgeblichkeit zu einem faktischen Beibehaltungswahlrecht auch bei den Kapitalgesellschaften. Da es durch das StEntlG 1999/2000/2002 kein Beibehaltungswahlrecht mehr gibt, ist der § 280 Abs. 2 HGB nicht mehr anwendbar. Somit stimmen nun die Wertansätze für die Handels- und Steuerbilanz für Kapitalgesellschaften überein. 

7.1.2 Abschreibungen

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen, sind mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermindert um die Absetzung für Abnutzung (oder Substanzverringerung) anzusetzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 i. V. § 7 EStG).

Das Handelsrecht unterscheidet zwischen planmäßigen (§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB) und außerplanmäßigen Abschreibungen (§ 253 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3, § 279 HGB). Die Art der „planmäßigen“ Abschreibungsmethode liegt nach Handelsrecht im Ermessen des Kaufmanns, soweit er nicht willkürlich abschreibt.

Demgegenüber geben § 7 Abs. 1; 2; 3 EStG für bewegliche Wirtschaftsgüter und § 7 Abs. 4; 5; EStG für Gebäude genaue Vorschriften über Abschreibungsmethoden an.

Zwischen den verschiedenen Abschreibungsmethoden kann der Steuerpflichtige - soweit nicht eine gesetzliche Einschränkung vorliegt - wählen (Abschreibungswahlrechte).

Auch für die Abschreibungen gilt der Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz. Es muss nach der gleichen Methode abgeschrieben werden. Abschreibungen der Handelsbilanz sind nur dann steuerlich nicht maßgebend, soweit sie § 7 EStG widersprechen, da nach § 5 Abs. 6 EStG (Gesetzesvorbehalt) die Vorschriften über die Bewertung und Abschreibungen und damit auch die Vorschriften des § 7 EStG zu befolgen sind. Der Steuerpflichtige kann nicht in der Handelsbilanz linear und in der Steuerbilanz degressiv bzw. umgekehrt abschreiben, wohl aber in der Handelsbilanz arithmetisch-degressiv und in der Steuerbilanz (als einzig zulässige Methode) geometrisch-degressiv. Aus dem Grundsatz, dass steuerrechtliche Wahlrechte nur ausgeübt werden können, wenn sie auch in der Handelsbilanz ausgeübt werden (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG) kann der Steuerpflichtige nach § 7 Abs. 3 EStG von der degressiven AfA auf die lineare AfA nur dann übergehen, wenn er dies auch in der Handelsbilanz vollzieht. Ein handelsbilanziell zulässiger Übergang von der linearen AfA auf die degressive AFA ist steuerrechtlich nach § 7 Abs. 3 EStG nicht zulässig.

Wählt der Steuerpflichtige bei Gebäuden die Abschreibung nach § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG, ist die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer jedoch länger, so kann die Abschreibung in der Handelsbilanz geringer sein, kann aber über § 254 HGB gleichhoch sein, wie die AfA in der Steuerbilanz.

Wählt der Steuerpflichtige nach § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG bei Gebäuden einen anderen als in § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG vorgeschriebenen Abschreibungsprozentsatz, so kann er dies nur, wenn er ihn nach dem Grundsatz, dass steuerrechtliche Wahlrechte nur ausgeübt werden können, wenn sie auch in der Handelsbilanz vollzogen werden, auch in der Handelsbilanz anwendet.

Wählt der Steuerpflichtige die degressive AfA nach § 7 Abs. 5 EStG, kann er dies nur, wenn er in der Steuerbilanz betragsmäßig gleich verfährt. Tut er dies nicht, so ist in der Steuerbilanz lediglich die lineare Mindest-AfA des § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG zulässig.

Maßgeblich ist die handelsbilanzielle Behandlung auch für die Schätzung der Nutzungsdauer. 

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil vom 19. November 1997 X R 78/94 (BStBl. 1998 II S. 59) 


Leitsatz 

1. Bei der AfA in gleichen Jahresbeträgen ist unter "betriebsgewöhnlicher" Nutzungsdauer i. S. des § 7 Abs. 1 Satz 2 EStG der Zeitraum der Nutzbarkeit eines Wirtschaftsguts unter Berücksichtigung der betriebstypischen Beanspruchung zu verstehen.

2. Für die Schätzung der Nutzungsdauer ist regelmäßig von dem Zeitraum auszugehen, in dem sich das Wirtschaftsgut technisch abnutzt. Eine hiervon abweichende kürzere wirtschaftliche Nutzungsdauer kommt nur in Betracht, wenn das Wirtschaftsgut erfahrungsgemäß vor Ablauf der technischen Nutzungsdauer objektiv wirtschaftlich wertlos wird.

Tatbestand I. 


Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger) betreibt seit 1978 ein Autovermietungs- und Abschleppunternehmen. Er schrieb die an Selbstfahrer vermieteten Kfz linear mit 33 1/3 v. H. ab. Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt - FA -) beanstandete die den Absetzungen für Abnutzung (AfA) zugrunde gelegte Nutzungsdauer von drei Jahren zunächst nicht. Bei einer Außenprüfung für die Jahre 1984 bis 1986 hielt der Prüfer nur einen AfA-Satz von 25 v. H. für gerechtfertigt.

2. Unter Nutzungsdauer ist der Zeitraum zu verstehen, in dem das Wirtschaftsgut erfahrungsgemäß verwendet oder genutzt werden kann. "Betriebsgewöhnliche" Nutzungsdauer bedeutet, daß die besonderen betrieblichen Verhältnisse zu beachten sind, unter denen das Wirtschaftsgut eingesetzt wird. Eine durch die betriebliche Nutzung eintretende besondere Beanspruchung, welche die gewöhnliche Nutzungsdauer verkürzt, ist zu berücksichtigen. Dagegen kommt es nicht darauf an, wie lange der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut tatsächlich in seinem Betrieb verwendet oder voraussichtlich verwenden wird; denn die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer wird nicht dadurch vermindert, daß der Steuerpflichtige das Wirtschaftsgut vor Beendigung seines technischen oder wirtschaftlichen Wertverzehrs veräußert. Maßgebend für die Bestimmung der Nutzungsdauer ist somit nicht die Dauer der betrieblichen Nutzung durch den einzelnen Steuerpflichtigen, sondern die objektive Nutzbarkeit eines Wirtschaftsguts unter Berücksichtigung der besonderen betriebstypischen Beanspruchung. 


Die zu schätzende Nutzungsdauer wird bestimmt durch den technischen Verschleiß, die wirtschaftliche Entwertung sowie rechtliche Gegebenheiten, welche die Nutzungsdauer eines Gegenstands begrenzen können. Auszugehen ist von der technischen Nutzungsdauer, also dem Zeitraum, in dem sich das Wirtschaftsgut technisch abnutzt. Technische und wirtschaftliche Nutzungsdauer fallen in der Regel zusammen. Sofern die wirtschaftliche Nutzungsdauer ausnahmsweise kürzer als die technische Nutzungsdauer ist, kann sich der Steuerpflichtige nach ständiger Rechtsprechung des BFH hierauf berufen. 


Als Hilfsmittel für die Schätzung der Nutzungsdauer hat das BMF unter Beteiligung der Fachverbände der Wirtschaft AfA-Tabellen für allgemein verwendbare Anlagegüter und für verschiedene Wirtschaftszweige herausgegeben. Sie berücksichtigen sowohl die technische als auch die wirtschaftliche Nutzungsdauer. Sie haben zunächst die Vermutung der Richtigkeit für sich, sind aber für die Gerichte nicht bindend. 


7.1.2.1 Normalabschreibung

Es kommen folgende Methoden für Normalabschreibungen, die der Verteilung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf die Dauer der Verwendung oder Nutzung des Wirtschaftsgutes dienen, in Frage:

- Abschreibung in gleichen Jahresbeträgen (lineare AfA); die Anschaffungs- oder Herstellungskosten werden gleichmäßig auf die voraussichtliche Nutzungsdauer verteilt (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 EStG). Für Gebäude ist die Sonderregelung in § 7 Abs. 4 EStG zu beachten.

- Abschreibung nach Maßgabe der Leistung; sie kann bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, bei denen es wirtschaftlich begründet ist, vorgenommen werden, wenn der auf das einzelne Jahr entfallende Umfang der Leistung nachgewiesen wird (§ 7 Abs. 1 Satz 3 EStG).

- Abschreibung in fallenden Jahresbeträgen (degressive AfA); sie kann bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens vorgenommen werden (§ 7 Abs. 2 Satz 1 EStG).

 Sie kommt theoretisch in drei Varianten vor:

- Geometrisch-degressive AfA; dabei werden die fallenden Jahresbeträge nach einem unveränderten Hundertsatz vom jeweiligen Restbuchwert vorgenommen. Dabei darf der anzuwendende Hundertsatz das zweifache des Prozentsatzes, der sich bei linearer Abschreibung für den Abschreibungsbetrag ergibt, nicht überschreiten und maximal 20% betragen. Liegt die Anschaffung oder Herstellung vor dem 1.1.2001 kann die Abschreibung das dreifache des linearen Abschreibungssatzes und maximal 30 % betragen. Nur dies Variante ist von Interesse.

- Arithmetisch-degressive AfA; hierbei wird der Abschreibungsbetrag durch fallende Prozentsätze auf die ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten berechnet. Die einzelnen Abschreibungsbeträge ergeben dabei eine arithmetische Reihe, deren Summe die ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten ergibt. Sie ist ab 2001 wegen zu hoher Abschreibungsfolge unzulässig.

- Degressive AfA nach Staffelsätzen; hierbei fallen die Abschreibungsbeträge nicht jährlich ab, sondern staffelförmig nach einer Reihe von Jahren. Ein Beispiel bietet die Staffel-AfA bei Gebäuden nach § 7 Abs. 5 EStG.

Bei Bergbauunternehmen, Steinbrüchen und anderen Betrieben, die einen Verbrauch der Substanz mit sich bringen, ist anstelle der Absetzung für Abnutzung eine Absetzung nach Maßgabe des Substanzverzehrs zulässig (Absetzung für Substanzverringerung § 7 Abs. 6 EStG.

Beispiel: Ein Steuerpflichtiger erwirbt ein Kiesvorkommen für 70.000 DM Das geschätzte Gesamtvolumen beträgt 70.000 m3. Beträgt die Förderung im ersten Jahr 3.500 m3 so können 5% von 70.000 DM = 3.500 DM abgeschrieben werden.

Bemessungsgrundlage für die AfA sind grundsätzlich die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschaftsgutes. Bei unentgeltlich erworbenen Wirtschaftsgütern ist die AfA nach § 7 und § 11 d EStDV zu bemessen. Ist im Jahr der Anschaffung oder Herstellung eines Wirtschaftsgutes ein Zuschuss bewilligt worden, der erfolgsneutral behandelt worden ist oder sind stille Reserven nach § 6b EStG oder R 35 EStR (Übertragung auf ein Ersatzwirtschaftsgut) übertragen worden, so ist die AfA von den um den Zuschuss oder Abzugsbetrag geminderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu bemessen. Bei Wirtschaftsgütern, die der Steuerpflichtige aus dem Privatvermögen in ein Betriebsvermögen überführt hat, ist die weitere AfA nach dem nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 EStG maßgebenden Wert zu bemessen. 

AfA ist vorzunehmen, sobald ein Wirtschaftsgut angeschafft oder hergestellt ist. Bei Wirtschaftsgütern, die im Laufe eines Jahres angeschafft oder hergestellt werden, kann für das Jahr der Anschaffung oder Herstellung grundsätzlich nur der entsprechende Teil des auf ein Jahr entfallenden AfA-Betrags abgesetzt werden. Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens ist es jedoch aus Vereinfachungsgründen nicht zu beanstanden, wenn für die in der ersten Hälfte eines Wirtschaftsjahres angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgüter der für das gesamte Wirtschaftsjahr in Betracht kommende AfA-Betrag und für die in der zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahres angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgüter die Hälfte des für das gesamte Wirtschaftsjahr in Betracht kommende AfA-Betrags abgesetzt wird. Bei Wirtschaftsgütern, die im Laufe eines Wirtschaftsjahres veräußert oder entnommen werden, kann nur der entsprechende Teil des Jahres-AfA-Betrages abgesetzt werden.

Die AfA ist grundsätzlich so zu bemessen, dass die Anschaffungs- oder Herstellungskosten nach Ablauf der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes voll abgesetzt sind.

Bei nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten für Wirtschaftsgüter, bei denen die AfA nach § 7 Abs. 1 oder 2 EStG oder Abs. 4 Satz 2 EStG vorgenommen werden, bemisst sich vom Jahr der Entstehung der nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten an die AfA nach den um die nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermehrten letzten Buchwert oder Restwert (Zuschreibung). Bei linearer AfA ist die Restnutzungsdauer ist unter Berücksichtigung des Zustands des Wirtschaftsgutes im Zeitpunkt der Beendigung der nachträglichen Herstellungsarbeiten neu zu schätzen. Der um die nachträglichen Anschaffungs-/Herstellungskosten erhöhte Buchwert ist auf die neue Restnutzungsdauer zu verteilen. In den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG ist das aus Vereinfachungsgründen nicht zu beanstanden, wenn die weitere AfA nach dem bisher angewandten Prozentsatz bemessen wird. Bei degressiver AfA (§ 7 Abs. 2, Abs. 5 EStG) und bei linearer AfA nach § 7 Abs. 4 Satz 1 EStG ist nach dem vordem angewandten Prozentsatz weiter abzuschreiben, wobei die nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten den ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten addiert werden, um den neuen Abschreibungsbetrag aus der Summe zu berechnen. Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind so zu berücksichtigen, als wären sie zu Beginn des Jahres aufgewendet worden, in dem sie angefallen sind. Waren die nachträglichen Herstellungskosten so umfassend, dass hierdurch ein neues Wirtschaftsgut entstanden ist, so ist die Summe aus Restbuchwert um nachträglichen Herstellungskosten ebenfalls auf die neu zu schätzende Nutzungsdauer abzuschreiben. In diesem Fall kann auch die Abschreibungsmethode gewechselt werden, da ein neues Wirtschaftsgut vorliegt.

Die Abschreibungsbasis kann sich auch in Bezug auf die Nutzungsdauer ändern, wenn sich im Zeitablauf eine höhere oder niedrigere Nutzungsdauer herausstellt. Der Restbuchwert ist dann auf die geänderte Nutzungsdauer zu verteilen.

7.1.2.2 Erhöhte Abschreibungen und Sonderabschreibungen

Erhöhte Abschreibungen und Sonderabschreibungen sind Abschreibungen, die von den normalen Regeln der §§ 6; 7 EStG abweichen.

Erhöhte Abschreibungen sind Abschreibungen, die anstelle der Abschreibungen nach § 7 EStG treten.

Sonderabschreibungen sind Abschreibungen, die neben die Abschreibung nach § 7 EStG treten, also zusätzlich zu diesen gewährt werden. Im Gesetz wird anstatt von erhöhten Abschreibungen oder Sonderabschreibungen gelegentlich auch von Bewertungsfreiheiten gesprochen.

Erhöhte Absetzungen ergeben sich aus folgenden Vorschriften des EStG und der EStDV:

§ 7 c EStG Erhöhte Absetzung für Baumaßnahmen an Gebäuden zu Schaffung neuer Mietwohnungen

§ 7 d EStG Erhöhte Absetzungen für Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz dienen

§ 7 h EStG Gebäude in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen

§ 7 i EStG Erhöhte Absetzungen bei Baudenkmalen

§ 7 k EStG Erhöhte Absetzungen bei Wohnungen mit Sozialbindung

Sonderabschreibungen sehen folgende Vorschriften des EStG und der EStDV vor:

§ 7 f  EStG  Sonderabschreibungen auf Anlagevermögen privater Krankenhäuser

§ 7 g  EStG  Sonderabschreibungen zur Förderung kleiner und mittlerer Betriebe

§ 76   EStDV Bestimmte Baumaßnahmen in der Land- und Forstwirtschaft

§ 82 f EStDV Handelsschiffe; Schiffe, die der Seefischerei dienen; und Luftfahrzeuge

Bei Sonder8abschreibungen und erhöhte Abschreibungen ist insbesondere zu prüfen, ob die betreffenden Vorschriften im jeweiligen Zeitraum noch gültig sind, da sich die Anwendungszeiträume häufig ändern, insbesondere dann, wenn der mit dem "Abschreibungsangebot" angestrebte Zweck (Investitionsanreiz) erfüllt ist.

Sonderabschreibungen und erhöhte Abschreibungen können sich auch aus anderen Gesetzen ergeben, insbesondere aus dem Fördergebietsgesetz, das Investitionen in den neuen Bundesländern begünstigen soll.

Für erhöhte Abschreibungen und Sonderabschreibungen ist § 7 a EStG als allgemeine Vorschrift zu beachten.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

7.1.2.3 Abschreibungen aus besonderen Anlässen

Abschreibungen aus besonderen Anlässen können sich bei außergewöhnlicher technischer oder wirtschaftlicher Abnutzung oder bei einem Sinken des Teilwertes unter den Buchwert ergeben. Durch die nach § 7 Abs. 1 letzter Satz EStG zulässige Absetzung für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung wird berücksichtigt, dass der Wert eines Wirtschaftsgutes infolge eines außergewöhnlichen Ereignisses unter den Zeitwert vor dem Ereignis sinkt. Voraussetzung für die AfaA ist jedoch nicht, dass der Wert des Wirtschaftsgutes unter den Buchwert absinkt (§ 7 Abs. 1 Satz 6 EStG)..

Beispiel: Ein Gebäude, dessen Anschaffungskosten 600.000 DM betrug, hat einen Buchwert von 300.000 DM und einen Verkehrswert von 500.000 DM. Es erleidet einen Wasserschaden, wodurch der Zeitwert des Gebäudes auf 400.000 DM absinkt. In Höhe der eingetretenen Schadens von 100.000 DM kann eine AfaA vorgenommen werden, das Gebäude steht danach mit 200.000 DM zu Buche.

Eine Teilwertabschreibung liegt vor, wenn nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG vom Buchwert auf den darunterliegenden Teilwert herabgegangen wird. Der Unterschied zur AfaA ist, dass die Teilwertabschreibung nicht nur bei Wertminderung aufgrund außergewöhnlicher technischer oder wirtschaftlicher Abnutzung, sondern bei voraussichtlich dauernder Wertminderung aller Art, also auch z. B. bei Preissenkungen möglich ist. 

Die Teilwertabschreibung ist anders als die AfaA nicht nur bei abnutzbaren Gegenständen des Anlagevermögens sondern auch bei nichtabnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens und beim Umlaufvermögen zulässig. Die AfaA ist i. d. R. nur bei linearer Abschreibung oder Leistungsabschreibung zulässig, die Teilwertabschreibung kann jedoch unabhängig von der Art der planmäßigen Abschreibung vorgenommen werden.

Die AfaA kann letztlich bei allen Gewinnermittlungsmethoden angewandt werden (§ 4 Abs. 3 EStG i. V. mit § 7 Abs. 1 EStG), während die Teilwertabschreibung nur bei Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich zulässig ist.

Entfällt in späteren Jahren der Grund der AfaA,ist bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 i.V. § 5 EStG eine Zuschreibung vorzunehmen. Angesichts der möglichen Überschneidungen zwischen einer Teilwertabschreibung und einer AfaA soll hierdurch sichergestellt werden, dass eine bislang als Teilwertabschreibung geltend gemachte Wertminderung im Falle der Wertaufholung nicht über das Rechtsinstitut der AfaA beibehalten werden kann.

So hat die Finanzverwaltung hierzu wie folgt Stellung genommen

Hessisches Ministerium der Finanzen

Erlass vom 26.6.2001

Aktenzeichen: S-2190 A - 44 - II B 1a

Nach § 7 Abs. 1 Satz 6 EStG sind Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung (AfaA) zulässig. Soweit der Grund hierfür in späteren Wirtschaftsjahren entfällt, ist in den Fällen der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 eine entsprechende Zuschreibung vorzunehmen. 

Die Zuschreibung nach § 7 Abs. 1 Satz 6 EStG ist in den Fällen der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 vorzunehmen, soweit der Grund für die AfaA in späteren Wirtschaftsjahren entfällt. Nach der Begründung des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drucksache 14/443 vom 3. März 1999) ergänzt diese Regelung das in § 6 Abs. 1 EStG eingeführte strikte Wertaufholungsgebot,

7.2 Bewertungsmethoden

Einzelbewertung

Wirtschaftsgüter werden im Grundsatz einzeln bewertet.

Von großer Bedeutung ist dabei, was als einzeln zu bewertendes Wirtschaftsgut angesehen wird. Zugelassen ist, dass Wirtschaftsgüter, die Teile einer geschlossenen Anlage sind, als Gesamtanlage angesehen, bestandsmäßig erfaßt und bewertet werden. So kann z.B. ein Hochofen oder eine Breitbandstraße, die Überlandleitungen eines Elektrizitätswerkes jeweils als Gesamtanlage bewertet werden anstelle der Bewertung der einzelnen Teile dieser Teile wie z.B. Pumpen, Masten, Förderbänder, Leitungen usw. Das hat zur Folge, dass dann, wenn Teile dieser Anlagen wegen Verschleiß ersetzt werden müssen, sofort absetzbarer Erhaltungsaufwand entsteht, während bei einer Aktivierung der Einzelteile das Auswechseln eines Einzelteils zu einem aktivierungspflichtigen Vorgang führen würde.

Beispiel: Bei einem Hochofen muss nach Ablauf der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer ein Förderband wegen Verschleiß ausgewechselt werden. Die Neuanschaffung des Förderbandes kostet 150.000 DM. Das Förderband hat eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 4 Jahren. Ist das Förderband lediglich als Teil der Gesamtanlage Hochofen aktiviert, entsteht sofort als Betriebsausgabe abzugsfähiger Erhaltungsaufwand der Anlage in Höhe von 150.000 DM. Wäre das Förderband als selbständiges Teil einer Anlage aktiviert, entstünden Anschaffungskosten in Höhe von 150.000 DM, die erst über die Abschreibungen der nächsten 4 Jahre als Aufwand verrechnet werden könnten.

Festwerte

Es ist aus Vereinfachungsgründen zulässig Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens sowie Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, die regelmäßig ersetzt werden und deren Wert im Durchschnitt der letzten fünf Bilanzstichtage nicht 10% der Bilanzsumme übersteigt (untergeordnete Bedeutung), anstelle der Einzelbewertung mit einem Festwert anzusetzen (§ 240 Abs. 3 HGB, § 256 Satz 2 HGB).

Eine körperliche Bestandsaufnahme ist hier in jedem Hauptfeststellungszeitpunkt für die Feststellung des Einheitswertes des Betriebsvermögens - spätestens alle fünf Jahre - vorzunehmen.

Übersteigt der für diesen Bilanzstichtag ermittelte Wert dem bisherigen Festwert um mehr als 10%, so ist der ermittelte Wert als neuer Festwert maßgebend. Der bisherige Festwert ist solange um die Anschaffungs- und Herstellungskosten der im Festwert erfassten und nach dem Bilanzstichtag des vorangegangenen Wirtschaftsjahres angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgüter aufzustocken, bis der neue Festwert erreicht ist. Übersteigt der ermittelte Wert dem bisherigen Festwert um nicht mehr als 10%, so kann der bisherige Festwert beibehalten werden. Ist der ermittelte Wert niedriger als der bisherige Festwert, so kann der Steuerpflichtige den ermittelten Wert als neuen Festwert ansetzen. 

Gruppenbewertung

Anders als im Handelsrecht kennt das Steuerrecht nur ein eingeschränktes Wahlrecht bei der Ermittlung des Wertes bei der Gruppenbewertung nach § 240 Abs. 4, § 256 HGB. 

Während im Handelsrecht bei der Feststellung der Durchschnittswerte verschiedene Verbrauchsabfolgen (lifo [last in first out], fifo [first in first out] etc.) unterstellt werden können, kann nach § 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG nur unterstellt werden, dass die zuletzt angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgüter des Vorratvermögens zuerst verbraucht oder veräußert worden sind, wenn der Gewinn nach § 5 EStG ermittelt wird, der Steuerpflichtige die Methode auch in der Handelsbilanz anwendet und sie nicht völlig unvereinbar mit dem tatsächlichen betrieblichen Geschehensablauf ist (z.B. bei verderblicher Ware). Ist hiernach die Unterstellung der lifo-Verbrauchsabfolge nicht zulässig, so ist die Gruppenbewertung prinzipiell mit dem gewogenen Durchschnitt vorzunehmen.

Die Bewertung nach der Lifo-Methode kann sowohl durch permanente Lifo Bewertung als auch durch Perioden-Lifo Bewertung erfolgen. Die permanente Lifo Bewertung setzt eine laufende mengen- und wertmäßige Erfassung aller Zu- und Abgänge voraus. Bei der Perioden-Lifo Bewertung wird der Bestand lediglich zum Ende des Wirtschaftsjahres bewertet. Dabei können Mehrbestände mit dem Anfangsbestand zu einem neuen Gesamtbestand zusammengefaßt oder als besondere Posten (Layer) ausgewiesen werden. Bei der Wertermittlung für die Mehrbestände ist von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten der ersten Lagerzugänge des Wirtschaftsjahres oder von den durchschnittlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten aller Zugänge des Wirtschaftsjahres auszugehen. Minderbestände sind beginnend beim letzten Layer zu kürzen.

8       Ansatz und Bewertung einzelner Bilanzpositionen

8.1     Einzelne Positionen des Anlagevermögens

8.1.1 Immaterielle Wirtschaftsgüter

Immaterielle Wirtschaftsgüter sind z.B. Belieferungsrechte, Optionsrechte, Konzessionen, Patente, Markenrechte, Urheberrechte, Verlagsrechte, Nutzungsrechte, Lizenzen, Erfindungen, Gebrauchsmuster, Fabrikationsverfahren, Know how.

Nach § 5 Abs. 2 EStG ist für immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ein Aktivposten nur anzusetzen, wenn sie entgeltlich erworben wurden. Daraus ergibt sich einerseits ein Aktivierungsverbot nicht entgeltlich erworbener (selbstgeschaffener) immaterieller Wirtschaftsgüter und ein Aktivierungsgebot für entgeltlich erworbene immaterielle Wirtschaftsgüter. Aus dem Vollständigkeitsgebot des § 246 Abs. 1 HGB im Zusammenspiel mit dem Bilanzierungsverbot für nicht entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände in § 248 Abs. 2 HGB ergibt sich für das Handels- und Steuerrecht eine gleichartige Handhabung.

8.1.1.1 Geschäftswert, Firmenwert

Für den entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert weicht das Steuerrecht vom Handelsrecht ab. Nach § 255 Abs. 4 HGB besteht handelsrechtlich ein Aktivierungswahlrecht. Aus dem Grundsatz, dass Aktivierungswahlrechte im Steuerrecht zur Aktivierungspflicht führen und daraus, dass § 5 Abs. 2 EStG auch für den Geschäfts- oder Firmenwert gilt, ergibt sich steuerrechtlich eine Aktivierungspflicht.

Der Geschäfts- oder Firmenwert ist ein immaterielles, abnutzbares Wirtschaftsgut. Er ist daher abzuschreiben. Nach § 7 Abs. 1 Satz 3 EStG ist für ihn eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 15 Jahren gesetzlich vorgeschrieben. Diese Nutzungsdauer ist eine aus fiskalischen Gründen gewählte Fiktion. Bei der Abschreibung kann sich zwischen Steuer- und Handelsrecht eine Differenz ergeben, da handelsrechtlich nach § 255 Abs. 4 HGB der aktivierte Betrag in jedem folgenden Geschäftsjahr zu mindestens 1/4 durch Abschreibung zu tilgen ist. Der Kaufmann kann jedoch die Abschreibung des Geschäfts- oder Firmenwerts auch planmäßig auf die Geschäftsjahre verteilen, in denen er voraussichtlich genutzt wird. Diese Nutzung kann er auch mit der in § 7 Abs. 1 Satz 3 EStG fiktiv angenommenen 15jährigen Nutzungsdauer ansetzen.

Handels- und Steuerrecht gewähren beim entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert die Möglichkeit, gleichartig oder auch unterschiedlich zu bilanzieren und abzuschreiben.

8.1.2 Behandlung von Grundstücken

Grundstücke gehören zum Anlagevermögen, wenn sie dem Betrieb dauernd zu dienen bestimmt sind.

Ein bebautes Grundstück wird bilanzrechtlich in der Regel in unterschiedliche Wirtschaftsgüter aufgeteilt. Für jedes der einzelnen unterschiedlichen Wirtschaftsgüter ist festzustellen, ob sie dem Betriebs- oder Privatvermögen angehören.

Gesondert zu bilanzieren sind 

- der Grund und Boden, 

- die Gebäude 

- und die Außenanlagen. 

Insoweit unterscheidet sich das Bilanzrecht vom Zivilrecht, nach welchem das Gebäude und die Außenanlagen unselbständige Teile der unbeweglichen Sache Grundstück sind (§ 90 BGB). Anschaffungs- und Herstellungskosten sind auf die unterschiedlichen Wirtschaftsgüter aufzuteilen.

Anschaffungskosten bei Grundstücken

Zu den Anschaffungskosten des Grund und Bodens rechnen Erschließungsbeiträge und Straßenanliegerbeiträge und andere auf das Grundstückseigentum bezogene kommunale Beiträge. Diese Beiträge gehören nicht zu den Herstellungskosten des Gebäudes.

Gebäudeherstellungskosten

Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehören Ablöse- und Abstandszahlungen, Bauplankosten, Beseitigung von Baumängeln, auch Prozeßkosten, Aufwendungen für Einbaumöbel, Anschlußkosten an Versorgungsnetze, auch die Kosten für die Anschaffung und den Abriß eines technisch oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchten Gebäudes, das für die Errichtung eines neuen Gebäudes abgerissen wird, wenn der Steuerpflichtige das alte Gebäude zum Zwecke des Abbruchs erworben hat.

Grund und Boden

Zum Grund und Boden gehört nur der "nackte" Grund und Boden. Bei Kauf eines bebauten Grundstücks ist der Kaufpreis im Schätzungswege auf Grund und Boden und Gebäude sowie Außenanlagen aufzuteilen.

Außenanlagen

Zu den Außenanlagen gehören z.B. Einfriedungen, Hof- und Platzbefestigungen, Straßenzufahrten (nicht aber Umzäunungen bei Wohngebäuden).

Gebäude

Als Gebäude wird im Steuerrecht ein Bauwerk angesehen, dass Menschen oder Sachen durch räumliche Umschließung Schutz gegen äußere Einflüsse gewährt, den Aufenthalt von Menschen gestattet, fest mit dem Grund und Boden verbunden, von einiger Beständigkeit und standfest ist.

Beispiel: Ein Transformatorenhäuschen ist z.B. kein Gebäude.

Gebäude selbst können wiederum in eine Reihe selbständig zu bilanzierender Gebäudeteile, die - entgegen den Vorstellungen des Zivilrechts - bilanzrechtlich gesehen, selbständige Wirtschaftsgüter sind, aufgeteilt werden. Selbständige Gebäudeteile in diesem Sinne sind solche Einrichtungen, die nicht in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem Gebäude stehen, sondern eigenen, von der eigentlichen Gebäudenutzung unterschiedenen Zwecken dienen. 

Vom Gebäude nicht zu trennen sind die sogenannten unselbständigen Gebäudeteile. Das sind Einrichtungen, die der eigentlichen Nutzung des Gebäudes dienen wie z.B. Heizungs-, Belüftungs- und Entlüftungsanlagen, Personenfahrstühle, Bäder oder Duschen eines Hotels, Rolltreppen eines Kaufhauses, Garage bei einem Wohngebäude, Umzäunung eines Wohngebäudes, Feuerlöschanlagen in einer Fabrik oder in einem Warenhaus.

Folgende selbständige Wirtschaftsgüter (selbständige Gebäudeteile) können im Zusammenhang mit Baulichkeiten entstehen.

- Betriebsvorrichtungen

Betriebsvorrichtungen stehen nicht in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang mit dem Gebäude. Sie gelten als bewegliche Wirtschaftsgüter, auch dann, wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grundstücks sind. Sie werden - was z.B. für die Abschreibung bedeutsam ist – als bewegliche Wirtschaftsgüter behandelt.

Beispiel: Betriebsvorrichtungen sind z.B. die Abladevorrichtungen, Autoaufzüge, Parkhäuser, Förderbänder, Lastenaufzüge. Ein Transformatorenhäuschen ist z.B. eine Betriebsvorrichtung.

- Scheinbestandteile

Scheinbestandteile entstehen, wenn bewegliche Wirtschaftsgüter nur zu vorübergehenden Zwecken in ein Gebäude eingefügt werden. Dabei muss es sich um Wirtschaftsgüter handeln, die eine längere Nutzungsdauer haben, als die Zeit, für die sie eingebaut werden und bei denen damit gerechnet werden kann, dass sie insbesondere wegen eines beachtlichen Wiederverwendungswertes später auch wieder entfernt werden. Scheinbestandteile sind bewegliche Wirtschaftsgüter.

- Ladeneinbauten, Schaufensteranlagen, Gaststätteneinbauten und ähnliche Einbauten

Diese Einbauten, die einem schnellen Wandel des modischen Geschmacks unterliegen, sind als selbständige Wirtschaftsgüter zu aktivieren, auch dann, wenn sie in Neubauten eingefügt werden. Sie sind unbewegliche Wirtschaftsgüter.

- sonstige Mietereinbauten

Einrichtungen, die ein Mieter in ein Gebäude eingefügt hat, können Betriebsvorrichtungen sein oder Scheinbestandteile oder Ladeneinbauten usw. oder sonstige Mietereinbauten und -umbauten. Sonstige Mieterein- und Umbauten liegen vor, wenn der Mieter wirtschaftlicher Eigentümer der eingebauten Sachen ist, was der Fall ist, wenn sie im Laufe der Mietdauer wirtschaftlich verbraucht wird oder der Vermieter ihm bei Beendigung des Mietverhältnisses ihm den Wert der Sachen erstatten muss.

Beispiel: Ein Gewerbetreibender verlegt in einem für 10 Jahre angemieteten Büro eine modischen und aufwendigen Fußbodenbelag, der eine gewöhnliche Nutzungsdauer von ebenfalls 10 Jahren hat. Der Fußbodenbelag ist zu aktivieren. (Würde der Vermieter den Fußbodenbelag verlegen läge Erhaltungsaufwand bezgl. des Gebäudes vor.)

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil VIII–R–44/94 15.10.1996 BStBl–1997–II–0533

Leitsatz:

Mietereinbauten und –umbauten sind in der Bilanz des Mieters zu aktivieren, wenn es sich um gegenüber dem Gebäude selbständige Wirtschaftsgüter handelt, für die der Mieter Herstellungskosten aufgewendet hat, die Wirtschaftsgüter seinem Betriebsvermögen zuzurechnen sind und die Nutzung durch den Mieter zur Einkünfteerzielung sich erfahrungsgemäß über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt (Bestätigung der Rechtsprechung). Die Höhe der AfA bestimmt sich nach den für Gebäude geltenden Grundsätzen.

Tatbestand: 

Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger) war im Streitjahr 1986 Gesellschafter einer OHG, die eine Apotheke betrieb.

Die OHG hatte 1985 in dem neben der Apotheke liegenden Gebäude zwei Wohnungen angemietet und – im wesentlichen durch Entfernen der Zwischenwände und Installationen – in eine Arztpraxis umgestaltet. Die unmittelbare Nähe einer Arztpraxis sollte der Steigerung der Umsätze aus der Apotheke dienen. Die OHG war nach dem Mietvertrag berechtigt, die Räume unterzuvermieten und verpflichtet, nach Beendigung des Mietverhältnisses den ursprünglichen Zustand wiederherzustellen. Das Mietverhältnis sollte nach zehn Jahren enden und sich um jeweils fünf Jahre verlängern, wenn der Mieter der Verlängerung nicht widerspricht.

Die OHG hatte die für die Umbauten entstandenen Kosten in Höhe von 80.098 DM in ihrer Erklärung zur gesonderten und einheitlichen Feststellung der Einkünfte aus der Apotheke als Betriebsausgaben geltend gemacht. Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt – FA –) vertrat demgegenüber in dem angefochtenen Feststellungsbescheid die Ansicht, daß die Umbaukosten zu aktivieren und nach der voraussichtlichen Dauer des Mietvertrages abzuschreiben seien.

8.1.3   Die Behandlung geringwertiger Wirtschaftsgüter

Anschaffungs- oder Herstellungskosten von abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die einer selbständigen Nutzung fähig sind, können im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe als Betriebsausgaben abgesetzt werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermindert um einen darin enthaltenen abziehbaren Vorsteuerbetrag (§ 9b Abs. 1 EStG) für das einzelne Wirtschaftsgut 800 DM nicht übersteigen (§ 6 Abs. 2 EStG). 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für das einzelne Wirtschaftsgut 800 DM 410 EURO nicht übersteigen, sind Übertragungen stiller Reserven nach § 6b oder § 6c sowie erfolgsneutral behandelte Zuschüsse und Übertragungen auf Ersatzwirtschaftsgüter von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzuziehen.

Das Problem dieser Bewertungsfreiheit liegt darin, zu verhindern, dass die Steuerpflichtigen ihr Unternehmen weitgehendst in "geringwertige Wirtschaftsgüter" zerlegen, um damit Anschaffungen sofort als Aufwand verbuchen zu können. § 6 Abs. 2 EStG bestimmt daher weiter, dass ein Wirtschaftsgut einer selbständigen Nutzung nicht fähig ist, wenn es nach seiner betrieblichen Zweckbestimmung nur zusammen mit anderen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens genutzt werden kann, und es mit diesen in einen Nutzenzusammenhang eingefügten und verbunden ist - mit ihm als Einheit in Erscheinung tritt - und diese Wirtschaftsgüter technisch aufeinander abgestimmt sind. Das gilt auch dann, wenn das Wirtschaftsgut aus dem betrieblichen Nutzungszusammenhang gelöst und in einen anderen betrieblichen Nutzungszusammenhang eingefügt werden kann.

Beispiele:

a) Geringwertige Wirtschaftsgüter sind jeweils (wenn Anschaffungskosten unter 800 DM 410 EURO)

Schreibmaschine und dazugehöriger Schreibmaschinentisch, Geschirreinrichtung eines Hotels, Einrichtungsgegenstände eines Ladens, Bücher einer Bibliothek, das Instrumentarium eines Arztes. Flachpaletten zur Lagerung von Waren, Müllbehälter eines Müllabfuhrunternehmens.

b) Nicht selbständig nutzbare Wirtschaftsgüter sind:

Genormte Gerüst- und Schalungsteile, die Leuchtstoffröhren einer Fabrikbeleuchtung, Werkzeuge wie Bohrer, Fräser etc., die zu ihrer Verwendung mit einer entsprechenden Werkzeugmaschine verbunden werden müssen.

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil III–R–110/95 21.07.1998 BStBl–1998–II–0789

Leitsatz:

Die einzelnen, miteinander nicht fest verbundenen, zusammen als Schreibarbeitsplatz genutzten Teile einer Schreibtischkombination, bestehend aus Tisch, darunter geschobenem Rollcontainer und seitlich an den Tisch gestelltem (selbständig stehendem) Computertisch, deren Anschaffungskosten jeweils 800 DM nicht übersteigen, sind als geringwertige Wirtschaftsgüter i. S. von § 6 Abs. 2 EStG gemäß § 2 Satz 2 Nr. 1 InvZulG 1993 von der Investitionszulagenförderung ausgenommen.

Tatbestand: 

Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) betreibt eine Kanzlei in Sachsen. Im Streitjahr 1993 stattete er einen Büroraum u. a. mit drei Schreibplätzen aus. Diese bestehen aus:

– drei Schreibtischen zu Anschaffungskosten von insgesamt 1.008 DM (341 DM + 341 DM + 326 DM) mit drei unter den Schreibtischplatten befestigten Kabelkanälen zu Anschaffungskosten von insgesamt 74 DM (26 DM + 26 DM + 22 DM),

– drei Rollcontainern einschließlich Schüben und Schloß zu Anschaffungskosten von jeweils 579 DM mit zwei Einteilungen für Schubkästen zu Anschaffungskosten von jeweils 31 DM und einem Formulareinsatz für Schubkästen zu Anschaffungskosten von 47 DM sowie

– zwei als Beistelltische verwandten Computertischen zu Anschaffungskosten von insgesamt 808 DM (404 DM + 404 DM).

Bei den Kabelkanälen handelt es sich um unter der Tischplatte anklebbare Leisten, in die die für den Computer– und Lampenanschluß erforderlichen Kabel eingelegt sind, die ansonsten auf dem Boden lagern würden. Die Rollcontainer enthalten mehrere übereinander angeordnete Schubkästen und können als Schrank für Schreibtische und Schreibmaschinentische sowie als Kartei– oder Aktenschränke verwandt werden. Sie stehen unter der Tischplatte am Rand des Schreibtisches entweder links oder rechts vom Benutzer des Tisches und erfüllen die Funktion von Schubläden für Schriftstücke und Arbeitsutensilien. Die Einteilungen für die Schubkästen ermöglichen es, jedes Fach bzw. jeden Kasten nach den Bedürfnissen der Nutzer weiter zu unterteilen. Die beiden Computertische dienen jeweils als Beistelltische für einen Schreibtisch und gestatten es der Schreibkraft, gleichzeitig mit Schriftstücken und Computer zu arbeiten.

Für die angeschafften Schreibtische, Rollcontainer und Computertische beantragte der Kläger (neben anderen nicht streitigen Anschaffungen) die Gewährung einer Investitionszulage nach dem Investitionszulagengesetz (InvZulG) 1993 in Höhe von 8 v. H. der Anschaffungskosten von 3.269 DM = 262 DM.

8.1.4 Finanzanlagen

Unter Finanzanlagen fallen nach § 266 Abs. 2 A III HGB:

die Anteile an verbundenen Unternehmen, 

Ausleihungen an verbundene Unternehmen, 

Beteiligungen, 

Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, 

Wertpapiere des Anlagevermögens und 

die sonstige Ausleihungen. 

Steuerlich gesehen sind die Finanzanlagen mit den Anschaffungskosten oder dem niedrigeren Teilwert zu bewerten. Bei einer Teilwertabschreibung muss eine voraussichtlich dauernde Wertminderung nachgewiesen werden. Nach Ansicht der Finanzverwaltung gilt; dass Kursschwankungen von börsennotierten Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens nur eine vorübergehende Wertschwankung darstellen und nicht zum Ansatz des niedrigeren Teilwerts berechtigen, was aber im Einzelfall durchaus fraglich sein kann.

Steigt der Teilwert einer Finanzanlage nach Teilwertabschreibung wieder, muss aufgewertet werden, wobei der Höchstansatz die ehemaligen Anschaffungskosten bilden.

Die Ermittlung des Teilwertes ergibt sich aus dem Börsenkurs, eventuellen freihändigen Verkäufen nicht notierter Anteile oder aus Schätzverfahren wie z.B. dem Ertragswertverfahren.

Um die Folgen der Neubewertung von Wertpapieren (Gewinnerhöhung) abzumildern, konnte der Gewinn, der im Erstjahr durch die Anwendung dieser Vorschrift entstand (19999), auf fünf Jahre verteilt werden (§ 52 Abs. 16 EStG). Diese Verteilung auf fünf Jahre musste zwingend in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz ausgeübt werden. Geschah dies nicht, so war der aus der Auflösung resultierende Gewinn in voller Höhe in 1999 zu versteuern. 

Nach Handelsrecht können für Finanzanlagen außerplanmäßige Abschreibungen nach § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB für Personengesellschaften und über § 279 Abs. 1 Satz 2 HGB für Kapitalgesellschaften vorgenommen werden. Für die steuerliche Teilwertabschreibung muss zusätzlich eine dauernde Wertminderung nachgewiesen werden. Wird diese nicht nachgewiesen, muss steuerlich die Abschreibung unterbleiben. So kann es auch hier zu einem Auseinanderfall von Handels- und Steuerbilanz kommen.

In der Handelsbilanz gilt für Personengesellschaften nach wie vor das Wertbeibehaltungswahlrecht für Finanzanlagen nach § 253 Abs. 5  HGB. Für Kapitalgesellschaften greift das Wertbeibehaltungswahlrecht über § 280 Abs. 2 HGB nicht. Da aber die Wertbeibehaltung für die Steuerbilanz nicht mehr gilt, kann es für Personengesellschaften, wenn in der Handelsbilanz die außerplanmäßigen Abschreibungen nicht rückgängig gemacht werden, auch hier zu zwei unterschiedlichen Bilanzen kommen. 

Beteiligungen an Personengesellschaften werden mit den Anschaffungskosten aktiviert. Entstehen in der Personengesellschaft Gewinne, so werden diese dem Beteiligungskonto - als nachträgliche Anschaffungskosten - gutgeschrieben (soweit sie nicht entnommen werden), entstehen Verluste, mindern diese den Wert des Beteiligungskontos - im Wege einer Teilwertabschreibung. Gewinne und Verluste einer im Betriebsvermögen liegenden Beteiligung an einer Personengesellschaft erhöhen bzw. vermindern daher den Steuerbilanzgewinn. Andererseits werden Gewinn und Verluste aus Personengesellschaften den Gesellschaftern - unabhängig davon, ob die Beteiligung im Betriebs- oder Privatvermögen liegt - im Wege der einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellung unmittelbar durch die Finanzverwaltung als gewerbliche Einkünfte bzw. Verluste zugerechnet. Es entstünde hier eine zweifache Erfassung der Gewinne und Verluste. Daher sind die in der Steuerbilanz ausgewiesenen Gewinne und Verluste außerhalb der Steuerbilanz vom gewerblichen Gewinn des Unternehmens, in dem die Beteiligung gehalten wird, wieder abzuziehen.

Beteiligungen an Kapitalgesellschaften sind mit den Anschaffungskosten zu aktivieren, Gewinnausschüttungen sind als Beteiligungserträge zu erfassen und sofern noch nicht vereinnahmt, als Forderungen auszuweisen. Sie erhöhen den Bilanzgewinn.

Bei Schuldrechtlichen Finanzanlagen wie z.B. Hypotheken; Grundschulden, usw. Sind die Anschaffungskosten zu aktivieren. Das gilt auch für Darlehen mit Abschlagsauszahlung (einbehaltenem Disagio). 

Zinslose Ausleihungen oder Ausleihungen mit einem Zinssatz unter dem Marktzins sind abzuwerten (Teilwertabschreibung). Steuerrechtlich aber nur bei prognostiziert dauernder Minderwertigkeit.

8.2     Forderungen

Sie sind mit den Anschaffungskosten zu aktivieren. Sind sie nicht mehr voll werthaltig, so sind sie durch eine Teilwertabschreibung abzuwerten, handelsrechtlich ist der beizulegende Wert zu ermitteln (§ 253 Abs. 3 HGB).

Zu den allgemeinen Bewertungswahlrechten gehört die Möglichkeit, Forderungen einzeln oder pauschal wertzuberichtigen (§ 253 Abs. 2 HBG). 

Praktisch wird man sowohl Einzel- als Auch Pauschalwertberichtigungen bilden.

8.3     Das Umlaufvermögen

Auch die Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens können immaterielle oder materielle Wirtschaftsgüter sein.

§ 5 Abs. 2 EStG enthält lediglich ein Aktivierungsverbot für immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens. Nach herrschender Ansicht ist daraus zu schließen, dass immaterielle Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens nicht darunter fallen, so dass sie in der Steuerbilanz auch dann zu aktivieren sind, wenn sie nicht entgeltlich erworben wurden.

Teilwertabschreibung

Für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens gilt die Teilwertregelung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG, welche eine dauernde Wertminderung als Voraussetzung für eine Teilwertabschreibung fordert. Da aber im Handelsrecht nach wie vor das strenge Niederstwertprinzip nach § 253 Abs. 3 HGB und das Wertbeibehaltungswahlrecht nach § 253 Abs. 5 HGB gilt, hat der Gesetzgeber den Maßgeblichkeitsgrundsatz hier insoweit aufgehoben.

Eine dauernde Wertminderung im Umlaufvermögen könnte folgendermaßen bestimmt werden: Die Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens sind nicht dazu bestimmt, dem Betrieb auf Dauer zu dienen. Sie werden statt dessen regelmäßig für den Verkauf oder den Verbrauch gehalten. Demgemäss kommt dem Zeitpunkt der Veräußerung oder Verwendung für die Bestimmung einer voraussichtlich dauernden Wertminderung eine besondere Bedeutung zu. Hält die Minderung bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der Bilanz oder dem vorangegangenen Verkaufs- oder Verbrauchszeitpunkt an, so ist die Wertminderung voraussichtlich von Dauer.

Das Merkmal der dauernden Wertminderung ist für aber das Umlaufvermögen ein Widerspruch in sich, denn dieses dient dem Betrieb schließlich nicht von Dauer. Aus diesem Grund unterscheidet das Handelsrecht nicht zwischen dauernder und vorübergehender Wertminderung, sondern statuiert für jegliche Wertminderung eine Abschreibungspflicht. Das Abschreibungserfordernis aufgrund niedrigerer Börsen- oder Marktpreise folgt unmittelbar aus dem Imparitätsprinzip. Dies liegt darin begründet, dass nachteilige Veränderungen der Preisverhältnisse, die sich bereits am Abschlussstichtag abzeichnen, bereits zu diesem Zeitpunkt berücksichtigt werden sollen, selbst wenn die Realisation des Verlustes noch aussteht. Hier greift das „strenge Niederstwertprinzip“ nach § 253 Abs. 3 HGB. 

Fehlt der Nachweis der dauernden Wertminderung und ist damit der Teilwertansatz in der Steuerbilanz unzulässig, so wird die Handelsbilanz der von der Steuerbilanz abweichen. 

Die retrograde Wertermittlung für die zum Absatz bestimmten Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens ist weiterhin - auch nach der neuen Teilwert-Regelung- zulässig. Nach der Einkommensteuerrichtlinie R 36 Abs. 2 Satz 3 EStR ist bei der retrograden Bewertung von Waren, für die steuerliche Ermittlung des Teilwerts ein Gewinnzuschlag mit einzubeziehen.

Da der steuerliche Teilwert hier systematisch also niedriger ist als der handelsrechtliche beizulegende Wert wirkt sich das Niederstwertprinzip für diesen Differenzbetrag in der Steuerbilanz nicht aus. Somit sind Handels- und Steuerbilanz auch hier nicht miteinander vereinbar.

Voraussichtlicher Veräußerungspreis minus Erlösschmälerungen wie Skonto

./: noch anfallende Kosten (Verpackung, Fracht, Vertrieb; Verwaltung; usw)

= beizulegender Wert

./. Gewinnaufschlag (durchschnittlicher Unternehmergewinn)

= Teilwert

= beizuVorräte

Zu den Vorräten gehören lt. § 266 Abs. 2 B I Nr. 1 bis 4 HGB die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, die unfertigen Erzeugnisse und unfertigen Leistungen, die fertigen Erzeugnisse und Waren und die geleisteten Anzahlungen.

Wertermittlungsverfahren des Vorratsvermögens 

	Wertermittlungsverfahren
	Handelsrecht
	Steuerrecht

	Einzelbewertung
	§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB
	§ 6 Abs. 1 EStG

	Gruppenbewertung
	§ 240 Abs. 4 HGB
	R 36 Abs. 4 EStR

	Durchschnittsbewertung
	§ 240 Abs. 4 HGB
	R 36 Abs. 3 Satz 3 EStR

	Festwertbildung
	§ 240 Abs. 3 HGB
	H 36 EStR

	Lifo-Bewertung
	§ 256 HGB
	§ 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG, 

R 36a EStR


Die aufgeführten Wertermittlungsverfahren können in der Regel in Übereinstimmung von Handels- und Steuerbilanz durchgeführt werden. Entscheidet sich der Unternehmer für eine der sonstigen Wertermittlungen des § 256 HGB (mit Ausnahme der Lifo-Bewertung), dann sind Handels- und Steuerbilanz nicht miteinander vereinbar, da nach R 36a Abs. 1 EStR andere Bewertungsverfahren mit anderer unterstellter Verbrauchsfolge als Lifo steuerlich nicht zulässig sind. Unter die sonstigen Wertermittlungen fallen das Fifo-, das Hifo- und das Lofo-Verfahren. 

8.4     Die Rechnungsabgrenzungsposten

Nach § 5 Abs. 5 Satz 1 EStG sind Rechnungsabgrenzung anzusetzen bei Ausgaben (aktive Abgrenzung) oder Einnahmen (passive Abgrenzung), die vor dem Abschlussstichtag angefallen, aber erst der Zeit nach dem Abschlussstichtag als Aufwand oder Ertrag zuzurechnen sind. Die Bildung eines Rechnungsabgrenzungspostens ist nur zulässig- dann aber auch geboten - soweit die vor dem Abschlussstichtag angefallenen Ausgaben oder Einnahmen, Aufwand oder Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Abschlussstichtag darstellen. Das bedeutet, dass der Zeitraum, auf den sich die Vorleistung bezieht, objektiv kalendermäßig bestimmt oder bestimmbar sein muss. Bei aktiven RAP ist an den Begriff der "bestimmten Zeit" ein strengerer Maßstab anzulegen als bei passiven RAP (Vorsichtsprinzip).

Disagio

Differenzen bestehen zwischen Steuerrecht und Handelsrecht in dem Fall, dass bei Darlehensschulden der an den Schuldner ausgezahlte Betrag niedriger ist als der von ihm zurückzuzahlende Betrag. Die Schulden sind mit dem Rückzahlungsbetrag anzusetzen. Der Unterschiedsbetrag (Disagio, Damnum) Abschluss-, Bearbeitungs- oder Verwaltungsgebühr kann nach § 250 Abs. 3 HGB handelsrechtlich aktiviert werden. Nach dem Grundsatz, dass ein handelsrechtliches Aktivierungswahlrecht steuerrechtliche Aktivierungspflicht nach sich zieht ist dieser Posten in der Steuerbilanz als RAP anzusetzen - unabhängig davon, ob in der Handelsbilanz aktiviert worden ist und auf die Laufzeit des Darlehens zu verteilen. 

Die Verteilung auf die Laufzeit des Darlehens geschieht durch Auflösung des aktiven RAP, bei Rückzahlung in einer Summe wird in gleichen Beträgen pro Jahr aufgelöst, bei Ratenkrediten wir degressiv abgeschrieben (Tilgungssummenmethode z.B,. bei fünf Jahrestilgungen 5/15, 4/15, 3/15, 2/15, 1/15.

Nach § 5 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 EStG sind als besondere Art aktiver Rechnungsabgrenzungsposten bestimmte Zölle und Verbrauchssteuern (Bier-, Mineralöl-, Tabaksteuer) anzusetzen. Es handelt sich um Ausgaben bei der Anschaffung der belasteten Wirtschaftsgüter des Vorratsvermögens vor dem Bilanzstichtag, die als Aufwand jedoch in dem Jahr verrechnet werden sollen, in dem die belasteten Wirtschaftsgüter veräußert werden. Handelsrechtlich besteht nach § 250 Abs. 1 HGB ein Aktivierungswahlrecht.

Nach § 5 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 EStG ist als besondere Art eines aktiven Rechnungsabgrenzungsposten die Umsatzsteuer auf Anzahlungen anzusetzen. Die Vorschrift hat praktisch wenig Bedeutung, da buchungstechnisch die Bildung einer aRAP in diesen Fällen i.d.R. entfällt.

Beispiel: U verkauft vor dem Bilanzstichtag eine noch zu erstellende Maschine und erhält darauf eine Anzahlung von 17.500 DM einschließlich USt. Er bucht Kasse 17.500 DM an Anzahlungs-Erlöse 15.000 DM und USt-Verbindlichkeit 2.500 DM. Da die USt erfolgsneutral behandelt worden ist entfällt die Notwendigkeit oder auch Möglichkeit einer aRAP.

Der Bundesfinanzhof hat kürzlich entschieden

Bundesfinanzhof Urteil I–R–51/00 vom 28.02.2001

Für degressive Raten beim Leasing beweglicher Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ist regelmäßig kein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten zu bilden 

Tatbestand: 

Die Klägerin arbeitet mit geleasten Produktionsmaschinen. Die Leasingraten sind wie folgt degressiv gestaffelt: 1. bis 12. Monat 3,55 v.H., 13. bis 24. Monat 2,24 v.H. und 25. bis 51. Monat 1,46 v.H. der Anschaffungskosten des Leasinggegenstandes. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, bei Vereinbarung degressiver Leasingraten mit fester mehrjähriger Laufzeit sei die Summe der während der vertraglichen Laufzeit geschuldeten Raten in jährlich gleichbleibenden Beträgen auf die Laufzeit zu verteilen. Die in den ersten Jahren über diesen rechnerischen linearen Jahresaufwand hinausgehenden Beträge seien als Rechnungsabgrenzungsposten zu aktivieren und in den Jahren, in denen die Leasingraten niedriger als der rechnerische Jahresaufwand sind, gewinnmindernd linear aufzulösen. 

Gründe: 

1. Aus Sicht des Leasingnehmers ist das Leasinggeschäft ein schwebender Vertrag, der nach den Grundsätzen über die Bilanzierung schwebender Geschäfte grundsätzlich nicht zu bilanzieren ist. Gemäß § 8 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) i.V.m. § 5 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ist allerdings abweichend hiervon ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten zu bilden, wenn und soweit Ausgaben vor dem Abschlussstichtag vorliegen, die Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.

2. Der BFH (Urteil in BFHE 136, 280, BStBl II 1982, 696) hat hierzu bezogen auf einen Immobilien–Leasingvertrag entschieden, dass degressive Leasingraten nicht anzuerkennen, vielmehr die insgesamt gezahlten Leasingraten linear auf die Grundmietzeit zu verteilen und die Unterschiedsbeträge vom Leasingnehmer aktiv abzugrenzen seien. Er hat dies damit begründet, dass es sich bei dem Leasingvertrag um ein Dauerschuldverhältnis handele. Die Leistungen des Leasinggebers in Gestalt der fortwährenden Nutzungsüberlassung der Immobilie sei in den einzelnen Jahren grundsätzlich von gleicher Art und gleichem Umfang und damit gleichwertig. Maßgeblich für die Wertbestimmung sei in diesem Zusammenhang nicht die betriebswirtschaftliche Kostenrechnung des Leasinggebers.

Hier liegen die Dinge im Ergebnis anders als beim Leasing von Immobilien, die nicht einem technischen und wirtschaftlichen Verzehr unterliegen. Es handelt sich hier um zunehmend automatisierte Maschinen zur Herstellung von Kraftfahrzeugersatzteilen, die einer mechanischen Abnutzung und vor allem wirtschaftlichen Überholung der elektronischen Steuerungselemente unterliegen und regelmäßig eine Nutzungsdauer von nur wenigen Jahren aufweisen. Die Erfahrung spricht somit für eine besonders starke Wertminderung und damit Nutzungswertminderung in den ersten Jahren. Die degressive Verteilung der Leasingraten mit ca. 43 v.H. im ersten Jahr, ca. 27 v.H. im folgenden Jahr und ca. 35 v.H. in der restlichen Nutzungszeit ist deshalb nicht zu beanstanden und spricht nicht dafür, dass in den anfänglich höheren Leasingraten –bei der gebotenen wirtschaftlichen Beurteilung– Vorauszahlungen des Nutzungsentgeltes für die späteren Zeiträume zu sehen wären.

9 Die Passivposten

9.1  Die Bewertungsmaßstäbe

Verbindlichkeiten sind mit dem Nennwert (Rückzahlungsbetrag) der Verbindlichkeit zu bewerten (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG).

9.2     Ausweis des Eigenkapitals und der Rücklagen

Die Behandlung des Eigenkapitals entspricht der handelsrechtlichen Handhabung 

(§ 247 Abs. 2 HGB) für Kapitalgesellschaften § 272 Abs. 1 HGB. Die in § 272 Abs. 2 HGB erwähnten Kapitalrücklagen sind im gleichen Umfang in der Steuerbilanz auszuweisen.

9.3     Ansatz und Bewertung von Sonderposten mit Rücklagenanteil

Die Einstellungen in Sonderposten mit Rücklagenanteil mindern bei ihrer Bildung anders als die Einstellungen in Rücklagen den Gewinn, sind jedoch evtl. bei ihrer Auflösung zu versteuern. Sie können nach § 247 Abs. 3 HGB handelsrechtlich gebildet werden, bei Kapitalgesellschaften jedoch nur insoweit, als das Steuerrecht den Ansatz in der Steuerbilanz von einer gleichartigen Behandlung in der Handelsbilanz abhängig macht (§ 273 HGB). Sie sind nach § 273 HGB auf der Passivseite vor den Rücklagen auszuweisen.

Die handelsrechtliche Vorgehensweise bei Bildung und Auflösung der Sonderposten ist in § 281 Abs. 2 HGB geregelt. Die Übertragungen der in den Sonderposten angesammelten stillen Reserven auf andere Wirtschaftsgüter erfolgt durch "Steuerliche Abschreibungen" i.S. § 254 HGB. 

9.3.1   Die Übertragung stiller Reserven nach § 6 b EStG

Die Bewertung der Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens nach § 6 EStG schließt nicht aus, dass der Wertansatz einzelner Wirtschaftsgüter in der Bilanz stille Reserven enthält, dass also ihr Wert höher ist als in der Bilanz angegeben. Das wird besonders deutlich bei Wirtschaftsgütern, deren Preise i. d. R. steigen, wie z. B. Grundstückspreise. Werden solche Wirtschaftsgüter veräußert, so entstehen zu versteuernde Veräußerungsgewinne. Die Versteuerung derartiger Veräußerungsgewinne ist wirtschaftspolitisch nicht immer erwünscht oder zweckmäßig.

Beispiel: Die AB-KG betreibt ein eisenverarbeitendes Werk im Zentrum von Düsseldorf. Sie soll aus Gründen der Stadtplanung ausgesiedelt werden. Der Grund und Boden wird an die Stadt und Baugesellschaften für 20 Mio DM verkauft. Er stand seit der Währungsreform mit 700.000 DM in den Büchern. Der Veräußerungserlös von 19,3 Mio DM ist steuerpflichtig. Es würde der ESt-Spitzensteuersatz von 53% zugreifen; daher würden dem Betrieb keine ausreichenden Mittel verbleiben, die Verlegung des Werkes zu finanzieren. 

Um diese und andere vergleichbare Veräußerungsvorgänge zu erleichtern, muss der Steuerpflichtige - sofern die Voraussetzungen des § 6 b Abs. 4 EStG erfüllt sind - den Gewinn aus der Veräußerung bestimmter Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens nicht als Ertrag ausweisen, sondern kann die Veräußerungsgewinne bei Veräußerung von Grundstücken voll, sonst zu 50% von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten bestimmter neuangeschaffter oder hergestellter Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens erfolgsneutral absetzen.

Beispiel: Die AB-KG erwirbt preisgünstig für 10 Mio DM neue Grundstücke und errichtet für 40 Mio DM neue Fabrikgebäude. Sie kann den Veräußerungsgewinn von 19,3 Mio DM auf das neu erworbene Grundstück und die Fabrikgebäude übertragen. Das neu erworbene Grundstück steht danach mit 1 DM (Erinnerungswert), die Fabrikgebäude mit 30,7 Mio DM zu Buche.

Das Beispiel zeigt, dass die Versteuerung des Veräußerungsgewinnes nur verschoben ist. Wird das neu angeschaffte Grundstück später veräußert, so fällt wegen des auf 1 DM geminderten Buchwertes ein entsprechender höherer Veräußerungsgewinn an, über dessen Versteuerung dann zu entscheiden ist. Bei den Fabrikgebäuden sind die Abschreibungen vom geminderten Buchwert zu berechnen. Durch die gegenüber den Abschreibungen von den tatsächlichen Anschaffungskosten geminderten Abschreibungen erhöht sich während der Nutzungsdauer der Fabrikgebäude der Gewinn. Dadurch wird die Versteuerung des Veräußerungsgewinnes während der Abschreibungszeit nachgeholt. 

Dei Bildung der Rücklage ist unabhängig von einer wirklichen Reinvestitionsabsicht und kann auch bei Betriebsveräußerungen in Anspruch genommen werden

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil III–R–218/94 05.06.1997 BFH/NV–1997–0754

Leitsatz:

Die Bildung einer Rücklage nach § 6b EStG setzt auch bei einer Betriebsveräußerung keine Reinvestitionsabsicht des Steuerpflichtigen voraus.

Gemäß § 6b Abs. 3 i. V. m. den Abs. 1 und 2 EStG können Steuerpflichtige, die bestimmte Wirtschaftsgüter veräußern, einen Betrag bis zur Höhe des bei der Veräußerung entstandenen Gewinns im Wirtschaftsjahr der Veräußerung in eine den steuerpflichtigen Gewinn mindernde Rücklage einstellen. Die Rücklage kann auch mit dem Ziel gebildet werden, die sofortige Versteuerung stiller Reserven, die bei der Veräußerung eines Betriebs aufgedeckt werden, zu vermeiden (vgl. BFH–Urteile vom 25. Juli 1979 I R 175/76, BFHE 129, 17, BStBl II 1980, 43; vom 7. März 1996 IV R 34/95, BFHE 180, 305, BStBl II 1996, 568; Abschn. 41 b Abs. 10 EStR 1987). Von dieser Möglichkeit einer Begünstigung ungeachtet einer "Betriebseinstellung" geht auch der Gesetzgeber in § 34 Abs. 1 Satz 3 (jetzt Satz 4) EStG aus.

Entgegen der Auffassung der Revision setzt die Bildung einer Rücklage nach § 6b EStG im Falle der Veräußerung eines Betriebs nicht voraus, daß der Steuerpflichtige die Absicht erkennen läßt, mit den bei der Veräußerung erlösten Vermögenswerten einen anderen Betrieb weiterzuführen. Der BFH hat unter Hinweis auf das dem Steuerpflichtigen vom Gesetz eingeräumte Wahlrecht, den Gewinn aus der Veräußerung im Zeitraum der Realisierung sofort tarifbegünstigt zu versteuern oder die Versteuerung nach Maßgabe des § 6b EStG durch Rücklagenbildung zeitlich hinauszuschieben, entschieden, daß eine Rücklage auch dann gebildet werden könne, wenn eine konkrete Investitionsabsicht nicht bestehe .

Schafft der Steuerpflichtige nicht im selben Jahr, in dem der Veräußerungsgewinn entsteht, ein Wirtschaftsgut an, auf den der Veräußerungsgewinn übertragen wird, so kann er den Veräußerungsgewinn - soweit er übertragbar ist - in eine den steuerpflichtigen Gewinn mindernde Rücklage einstellen. Diese Rücklage wird handelsrechtlich nach § 247 Abs. 3, 273 HGB auf der Passivseite als Sonderposten mit Rücklagenanteil unter Angabe der Vorschrift, nach der sie gebildet ist - hier § 6 b EStG - ausgewiesen.

Schafft der Steuerpflichtige im Laufe der Zeit kein Wirtschaftsgut an, auf das die stille Reserve übertragen werden kann, so hat er die Rücklage nach § 6b Abs. 3 EStG nach einer Frist von 2 - bei bestimmten Anlagegütern nach einer Frist von 4 Jahren - aufzulösen und zu versteuern. Der Steuerpflichtige kann die Rücklage jedoch auch schon ganz oder teilweise früher auflösen. In diesen Fällen hat der Steuerpflichtige nach § 6b Abs. 7 EStG eine Art "Strafzins" zu versteuern.

Die Wahlrechte des § 6 b EStG können nach § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG nur in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz vorgenommen werden. Wird in den Folgejahren nach § 254 Satz 2 HGB in der Handelsbilanz eine Zuschreibung vorgenommen, so ist betragsmäßig dieselbe Zuschreibung in der Steuerbilanz vorzunehmen.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

9.3.2   Die Übertragung stiller Reserven auf Ersatzwirtschaftsgüter

Scheidet ein Wirtschaftsgut infolge höherer Gewalt, z. B. Brand, Diebstahl etc. oder durch einen behördlichen Eingriff oder durch eine Veräußerung zur Vermeidung eines behördlichen Eingriffes aus einem Betriebsvermögen aus, und erhält der Steuerpflichtige von der Versicherung oder der Behörde eine Entschädigung, die über dem Buchwert des ausscheidenden Wirtschaftsgutes liegt, (und zusätzlich evtl. noch einen Schrottveräußerungspreis) so entsteht ein steuerpflichtiger Gewinn. Die Besteuerung der Versicherungsleistung oder Entschädigung würde es dem Steuerpflichtigen jedoch erschweren, ein Ersatzwirtschaftsgut, das die Funktion des ausgeschiedenen Wirtschaftsgutes übernimmt, anzuschaffen.

Aus Billigkeitsgründen kann der Steuerpflichtige daher nach R 35 EStR die durch den Erhalt der Ersatz- bzw Versicherungsleistungen "aufgedeckten stillen Reserven" des alten Wirtschaftsgutes - nicht aber sonstige Versicherungs- usw Leitungen wie z.B. Betriebsunterbrechnungsversicherungsleistungen - auf in bestimmter Frist angeschaffte funktionsgleiche Wirtschaftsgüter (Ersatzwirtschaftsgüter) übertragen. Es gilt das umgekehrte Maßgeblichkeitsprinzip.

Beispiel: Bei einem Steuerpflichtigen geht eine Maschine, Buchwert 15.000 DM durch Brand vollständig verloren. Die Versicherung zahlt wegen dieses Verlustes 20.000 DM und 10:000 DM wegen der Produktionsstörung. Der Steuerpflichtige schafft eine neue gleichartige Maschine zum Preise von 40.000 DM an. Er kann 5.000,DM - den an sich steuerpflichtigen Anteil der Maschinen-Versicherungsleistung - auf das Ersatzwirtschaftsgut übertragen. Die neue Maschine steht bei Anschaffung dann mit 35.000 DM zu Buche 

Statt der sofortigen Übertragung auf ein im Laufe desselben Wirtschaftsjahres angeschafftes Ersatzwirtschaftsgut können Steuerpflichtige, die den Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermitteln, am Schluß des Wirtschaftsjahres, in dem das betreffende Wirtschaftsgut aus ihrem Betriebsvermögen ausgeschieden ist, eine den steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage für Ersatzbeschaffung bilden, wenn die Anschaffung oder Herstellung eines Ersatzwirtschaftsgutes ernstlich geplant und zu erwarten ist. Wird ein Ersatzwirtschaftsgut nicht angeschafft, so hat der Steuerpflichtige die Rücklage bei beweglichen Wirtschaftsgütern am Schluß des ersten, bei nicht beweglichen Wirtschaftsgütern am Schluß des zweiten Wirtschaftsjahres, das dem Wirtschaftsjahr der Bildung der Rückstellung folgt, aufzulösen. Die Frist kann jedoch im Einzelfall durch die Finanzverwaltung angemessen verlängert werden.

Wird die für das Ausscheiden des Wirtschaftsgutes erhaltene Entschädigung nicht in voller Höhe zur Beschaffung eines Ersatzwirtschaftsgutes verwendet, so darf der Steuerpflichtige Anteil der Entschädigung bzw. die Rücklage für Ersatzbeschaffung nur anteilig auf das Ersatzwirtschaftsgut übertragen werden. Der nicht übertragbare Anteil muss gewinnerhöhend aufgelöst werden. 

In diesem Fall gilt:

AK oder HK des Ersatzwirtschaftsgutes : Entschädigung) x steuerpflichtiger Anteil der Entschädigung bzw Rücklage = übertragbarer Teil des Steuerpflichtigen Teils der Entschädigung bzw der Rücklage.

Hinsichtlich der Übertragung der stillen Reserven nach Abschnitt 35 EStR hat der Steuerpflichtige mithin folgende Wahlrechte: Er kann die stillen Reserven auf ein Ersatzwirtschaftsgut übertragen bzw. eine Rücklage für Ersatzbeschaffung bilden, oder den Veräußerungsgewinn versteuern. Er kann in den folgenden Wirtschaftsjahren die Rücklage ganz oder teilweise auflösen, auch wenn er weiterhin die Anschaffung eines Ersatzwirtschaftsgutes anstrebt oder im Jahre der Ersatzbeschaffung die Rücklage ganz oder teilweise von den Herstellungs- oder Anschaffungskosten des Ersatzwirtschaftsgutes abbuchen oder gewinnerhöhend auflösen.

Für Versicherungsleistungen usw bezüglich von Beschädigungen und nachfolgendem Reparaturaufwand gilt Entsprechendes.

R 35. Übertragung stiller Reserven bei Ersatzbeschaffung 
Allgemeines
(1) 1Die Gewinnverwirklichung durch Aufdeckung stiller Reserven kann in bestimmten Fällen der Ersatzbeschaffung vermieden werden. 2Voraussetzung ist, daß 
1.
ein Wirtschaftsgut des Anlage- oder Umlaufvermögens infolge höherer Gewalt oder infolge oder zur Vermeidung eines behördlichen Eingriffs gegen èEntschädigung aus dem Betriebsvermögen ausscheidet,
2.
innerhalb einer bestimmten Frist ein funktionsgleiches Wirtschaftsgut (Ersatzwirtschaftsgut) angeschafft oder hergestellt wird, auf dessen Anschaffungs- oder Herstellungskosten die aufgedeckten stillen Reserven übertragen werden, und
3.
in dem handelsrechtlichen Jahresabschluß entsprechend verfahren wird.
Höhere Gewalt – behördlicher Eingriff
(2) 1Höhere Gewalt liegt vor, wenn das Wirtschaftsgut infolge von Elementarereignissen wie z. B. Brand, Sturm oder Überschwemmung sowie durch Diebstahl, nicht aber infolge eines Verkehrsunfalls ausscheidet. 2Fälle eines behördlichen Eingriffs sind z. B. Maßnahmen zur Enteignung oder Inanspruchnahme für Verteidigungszwecke.
Übertragung aufgedeckter stiller Reserven
(3) 1Bei einem ausgeschiedenen Betriebsgrundstück mit aufstehendem Gebäude können beim Grund und Boden und beim Gebäude aufgedeckte stille Reserven jeweils auf neu angeschafften Grund und Boden oder auf ein neu angeschafftes oder hergestelltes Gebäude übertragen werden. 2Soweit eine Übertragung der bei dem Grund und Boden aufgedeckten stillen Reserven auf die Anschaffungskosten des erworbenen Grund und Bodens nicht möglich ist, können die stillen Reserven auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Gebäudes übertragen werden. 3Entsprechendes gilt für die bei dem Gebäude aufgedeckten stillen Reserven. 4Wird bei einem Wirtschaftsgut in dem handelsrechtlichen Jahresabschluß eines Wirtschaftsjahres, das dem Wirtschaftsjahr der Übertragung von aufgedeckten stillen Reserven folgt, die Übertragung durch eine Zuschreibung rückgängig gemacht, erhöht der Betrag der Zuschreibung den Buchwert des Wirtschaftsguts.
Rücklage für Ersatzbeschaffung
(4) 1Soweit am Schluß des Wirtschaftsjahres, in dem das Wirtschaftsgut aus dem Betriebsvermögen ausgeschieden ist, noch keine Ersatzbeschaffung vorgenommen wurde, kann in Höhe der aufgedeckten stillen Reserven eine steuerfreie Rücklage gebildet werden, wenn zu diesem Zeitpunkt eine Ersatzbeschaffung ernstlich geplant und zu erwarten ist. 2Die Nachholung der Rücklage für Ersatzbeschaffung in einem späteren Wirtschaftsjahr ist nicht zulässig. 3Eine Rücklage, die auf Grund des Ausscheidens eines beweglichen Wirtschaftsguts gebildet wurde, ist am Schluß des ersten auf ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahres gewinnerhöhend aufzulösen, wenn bis dahin ein Ersatzwirtschaftsgut weder angeschafft oder hergestellt noch bestellt worden ist. 4Die Frist von einem Jahr verdoppelt sich bei einer Rücklage, die auf Grund des Ausscheidens eines Grundstücks oder Gebäudes gebildet wurde. 5Die Frist von einem oder zwei Jahren kann im Einzelfall angemessen verlängert werden, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft macht, daß die Ersatzbeschaffung noch ernstlich geplant und zu erwarten ist, aber aus besonderen Gründen noch nicht durchgeführt werden konnte. 6Im Zeitpunkt der Ersatzbeschaffung ist die Rücklage durch Übertragung auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts aufzulösen. 7Absatz 3 gilt entsprechend.
Beschädigung
(7) 1Erhält der Steuerpflichtige für ein Wirtschaftsgut, das infolge höherer Gewalt oder eines behördlichen Eingriffs beschädigt worden ist, eine Entschädigung, so kann in Höhe der Entschädigung eine Rücklage gebildet werden, wenn das Wirtschaftsgut erst in einem späteren Wirtschaftsjahr repariert wird. 2Die Rücklage ist im Zeitpunkt der Reparatur in voller Höhe aufzulösen. 3Ist die Reparatur am Ende des zweiten auf die Bildung der Rücklage folgenden Wirtschaftsjahres noch nicht erfolgt, so ist die Rücklage zu diesem Zeitpunkt aufzulösen. 4Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und Absatz 4 Satz 5 gelten entsprechend.
Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

9.3.3   Ansparrücklage

Durch § 7g Abs. 3 EStG wird für kleine und mittlere Betriebe die Möglichkeit gegeben, gewinnmindernde Rücklagen (Ansparrücklagen) - im Gesetz Ansparabschreibung genannt - zu bilden, um die Finanzierung künftiger Investitionen im Bereich der beweglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens zu erleichtern. Es handelt sich der Sache nach um die gewinnmindernde und damit eigenkapitalaufbauende Bildung einer Investitionsrücklage.

Die Ansparrücklage kann für künftige Anschaffung oder Herstellung eines beweglichen Wirtschaftsgutes des Anlagevermögens gebildet werden. Weitere Voraussetzungen sind an das Wirtschaftsgut nicht zu stellen. Es kann sich auch um die beabsichtigte Anschaffung oder Herstellung geringwertiger Wirtschaftsgüter handeln. 

Die Investitionsabsicht ist glaubhaft zu machen. Hierzu muss weder ein Investitionsplan vorgelegt noch eine feste Bestellung eines bestimmten Wirtschaftsgutes nachgewiesen werden. Es reicht aus, wenn das Wirtschaftsgut, das angeschafft oder hergestellt werden soll, seiner Funktion nach benannt und der beabsichtigte Investitionszeitpunkt sowie die Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten angegeben werden.

Die Investition muss voraussichtlich bis zum Ende des zweiten auf die Bildung der Rücklage folgenden Wirtschaftsjahres beabsichtigt sein. Die Rücklage darf 40% der prognostizierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht überschreiten. Insgesamt darf die Summe der im Betrieb des Steuerpflichtigen gebildeten Rücklagen am jeweiligen Bilanzstichtag den Betrag von 300.000 DM 154 000 EURO nicht übersteigen.

Die Rücklage darf nur gebildet werden, wenn der Betrieb ein Gewerbekapital von nicht mehr als 400.000 DM (§ 7 Abs. 3 Nr. 2 i.V. § 7 Abs. 2 Nr. 1a) hat 204 517 EURO.

Auflösung der Rücklage

Nach § 7g Abs. 4 Satz 1 EStG ist die Rücklage in Höhe von maximal 40% der Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnerhöhend aufzulösen, sobald für das angeschaffte begünstigte Wirtschaftsgut Abschreibungen vorgenommen werden dürfen. Welche Absetzungen für Abnutzung tatsächlich in Anspruch genommen werden, ist unerheblich. Die gewinnerhöhende Auflösung ist also auch vorzunehmen, wenn Abschreibungen nach § 7 g Abs.1 EStG nicht vorgenommen werden.

Die Finanzverwaltung hat dazu wie folgt Stellung genommen:

Bundesministerium der Finanzen

Schreiben (koordinierter Ländererlaß) vom 10.7.2001

Aktenzeichen: IV A 5 - S-2183b - 12/01

Sonderabschreibungen nach § 7g Abs. 1 EStG können nur in Anspruch genommen werden, wenn der Steuerpflichtige für die künftige Anschaffung oder Herstellung eines Wirtschaftsguts eine Rücklage nach § 7g Abs. 3 bis 7 EStG gebildet hat (Ansparabschreibung). Die Rücklage darf nach § 7g Abs. 3 EStG 40 vom Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des begünstigten Wirtschaftsguts nicht überschreiten, und die am Bilanzstichtag insgesamt gebildeten Rücklagen dürfen je Betrieb des Steuerpflichtigen den Betrag von 300.000 DM (154.000 Euro) nicht übersteigen. Für Existenzgründer gilt ein Höchstbetrag von 600.000 DM (307.000 Euro).

Hinsichtlich der Abhängigkeit der Inanspruchnahme einer Sonderabschreibung von der Bildung einer Ansparrücklage gilt: § 7g Abs. 2 Nr. 3 EStG führt zu keiner betragsmäßigen Begrenzung der Sonderabschreibung für den Rücklagenbetrag. Die Regelung stellt die Abhängigkeit der Sonderabschreibung von der Rücklage nur dem Grunde nach her. Das bei der Rücklagenbildung benannte Wirtschaftsgut muss mit dem später tatsächlich angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgut artgleich, d.h. zumindest funktionsgleich sein.

Ist eine Rücklage am Ende des zweiten auf ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahres noch vorhanden, weil begünstigte Investitionen mit entsprechend hohen Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht durchgeführt worden sind - so ist die Rücklage zu diesem Zeitpunkt gewinnerhöhend aufzulösen. In diesem Fall ist ein Gewinnzuschlag nach § 7 g Abs. 5 EStG vorzunehmen, da die Auflösung der Rücklage nicht auf § 7g Abs. 1 Satz 4 EStG (Auflösungen im Zusammenhang mit Investitionen) beruht.

Durch § 7 Abs. 7 EStG wird die Ansparrücklagemöglichkeit für "Existenzgründer" noch erweitert.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass das Vermögen in der Steuerbilanz objektiv unzutreffend dargestellt wird. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus konjunkturpolitischen, regionalen Förderungszwecken oder sonstiger außersteuerlichen Gründe zum Zwecke der Steuerermäßigung verzerrt werden, nimmt man in der Steuerbilanz den falschen Ausweis des Vermögens hin.

9.3.4. Rücklage für Abzinsungs- und Wertaufholgungsgewinne

Durch das StEntlG 1999/2000/2002 wurde das Abzinsungsgebot für Rückstellungen (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG) und das Wertaufholungsgebot (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 EStG) eingeführt. Um die Auswirkungen dieser neuen Regelungen abzumildern wurde die Möglichkeit geschaffen, eine Rücklage für die entstehenden Gewinne zu bilden. Diese Rücklage kann gem. § 52 Abs. 16 EStG für Geschäftsjahre, welche nach dem 31. Dezember 1998 enden, auf 5 bis 10 Jahre verteilt werden. Es dürfen aber nur die Gewinne berücksichtigt werden, die aus der sofortigen Anwendung der steuerlichen Neuregelungen resultieren. Das bedeutet, dass Abzinsungs- oder Wertaufholungsgewinne, welche im Geschäftsjahr 2000 entstehen, nicht begünstigt sind. Für Wertaufholungsgewinne aus der Rückgängigmach-ung einer AfaA nach § 7 Abs. 1 Satz 6 EStG gilt diese Regelung nicht. Weiterhin können Abzinsungsgewinne nur berücksichtigt werden, wenn diese zum Schluß des letzten vor dem 1. Januar 1999 endenden Geschäftsjahres bestanden haben (§ 52 Abs. 16 Satz 7 und 10 i. V. m. Satz 6 EStG). 

Die Regelungen zum Umfang und zur Auflösung der steuermindernden Rücklage enthält § 52 Abs. 16 Sätze 3 bis 5 und Satz 7 (ggf. i. V. m. Satz 10) EStG. Hiernach kann ein Wertaufholungsgewinn maximal in Höhe von 4/5 und ein Abzinsungsgewinn maximal in Höhe von 9/10 in die steuermindernde Rücklage eingestellt werden. Diese Rücklage ist in den Folgejahren grundsätzlich mindestens zu je 1/4 bzw. 1/9 ertragswirksam aufzulösen. Wenn der Vermögensgegenstand, die Verbindlichkeit oder die Rückstellung innerhalb dieses Zeitraumes ausscheidet oder aufgelöst wird, muss die steuermindernde Rücklage vorzeitig ertragswirksam aufgelöst werden. Dieses gilt auch, wenn bei Wertaufholungsgewinnen während des Auflösungszeitraums erneut eine Teilwertabschreibung auf den Vermögensgegenstand vorgenommen wird. In diesem Fall ist die steuermindernde Rücklage im Umfang der vorgenommenen Abschreibung vorzeitig ertragswirksam aufzulösen. 

Der Grundsatz der umgekehrten Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG) fordert, dass steuerrechtliche Wahlrechte bei der Gewinnermittlung in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz auszuüben sind. Durch diesen Grundsatz müsste die Übergangsregelung nach § 52 Abs. 16 EStG über die Bildung eines korrespondierenden Sonderposten mit Rücklageanteil (§§ 247 Abs. 3 und 273 HGB) auch in die Handelsbilanz aufgenommen werden.

Bundesfinanzministerium

Schreiben vom 25.2.2000

Aktenzeichen IV C 2 S 2171b - 14/00

III.
Wertaufholungsgebot
1.
Allgemeines

34
Mit der Einführung eines Wertaufholungsgebots anstelle des bislang geltenden Wertbeibehaltungswahlrechts ergibt sich nunmehr der Wertansatz eines Wirtschaftsguts für jeden Bilanzstichtag aus dem Vergleich der um die zulässigen Abzüge geminderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder des an deren Stelle tretenden Werts als der Bewertungsobergrenze und dem niedrigeren Teilwert als der Bewertungsuntergrenze. Hat sich der Wert des Wirtschaftsguts nach einer vorangegangenen Teilwertabschreibung wieder erhöht, so ist diese Betriebsvermögensmehrung bis zum Erreichen der Bewertungsobergrenze steuerlich zu erfassen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die konkreten Gründe für die vorherige Teilwertabschreibung weggefallen sind. Auch eine Erhöhung des Teilwerts aus anderen Gründen führt zu einer Korrektur des Bilanzansatzes. Gleiches gilt auch, wenn die vorherige Teilwertabschreibung steuerlich nicht oder nicht vollständig wirksam wurde (vgl. Tz. 36).

Bundesfinanzministerium

Schreiben vom 25.2.2000

Aktenzeichen IV C 2 S 2171b - 14/00

Rücklage nach § 52 Abs. 16 EStG

Nach § 52 Abs. 16 Satz 3, 7 und 10 EStG kann der Gewinn, der im ersten nach dem 31. Dezember 1998 endenden Wirtschaftsjahr durch die Anwendung der Neuregelung in § 6 Abs.1 Nr. 1 bis 3 und 3a EStG entsteht, in Höhe von vier Fünftel bzw. neun Zehntel in eine den Gewinn mindernde Rücklage eingestellt werden. Das sich hiernach ergebende steuerrechtliche Wahlrecht ist grundsätzlich in Übereinstimmung mit der Handelsbilanz auszuüben (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG). Die steuerrechtliche Anerkennung der Rücklage ist jedoch vom Ausweis eines entsprechenden Sonderpostens mit Rücklageanteil in der Handelsbilanz nur abhängig, soweit auch in der Handelsbilanz durch Zuschreibung ein entsprechend höherer Gewinn ausgewiesen wird.

Es ist jedoch offensichtlich, dass in den Fällen in denen das Abzinsungsgebot oder das Wertaufholungsgebot nur in der Steuerbilanz nicht aber in der Handelsbilanz erfolgt, eine wertmäßige Übereinstimmung zwischen beiden Bilanzen durch die Bildung eines Sonderposten mit Rücklageanteil nach §§ 247 Abs. 3 und 273 HGB nicht erreicht werden kann, sondern hierdurch die Ergebnisunterschiede ggf. noch vergrößert werden.  Zusätzlich würde es noch zu einer „erheblichen Verzerrung des Vermögens- und Erfolgsausweises“ in der Handelsbilanz kommen.

Eine Ergebnisidentität zwischen Handels- und Steuerbilanz kann somit nur erreicht werden, wenn bzgl. des Abszinsungsgebots und des Wertaufholungsgebots in der Handelsbilanz in gleicher Weise wie in der Steuerbilanz verfahren wird. Für diesen Fall müßte der Grundsatz der umgekehrten Maßgeblichkeit die Kraft haben, zwingende handelsrechtliche Ansatz- und Bewertungsvorschriften zu durchbrechen. Dieses verbietet aber der Gläubigerschutzgedanke der Handelsbilanz. Das bedeutet, dass der Ansatz eines Sonderpostens mit Rücklageanteil nur in Betracht kommt, wenn es in Handels- und Steuerbilanz zu den gleichen Gewinnauswirkungen kommt. Dies kann nur bei Wertaufholungen oder Abzinsungen der Fall sein, die in der Handels- wie auch in der Steuerbilanz vorgenommen wurden. Es kann allerdings auf die Wertaufholung nach Handelsrecht bei Personengesellschaften verzichtet werden (§ 253 Abs. 5 HGB), so dass es zu unterschiedlichen Gewinnauswirkungen käme. In diesem Fall wäre der Sonderposten mit Rücklageanteil in der Handelsbilanz nicht zu bilden, da die Gewinnauswirkung unterblieben ist. 

Der HFA des IDW weist darauf hin, dass im vorliegenden Fall das Wahlrecht des § 52 Abs. 16 EStG lediglich die Folge eines steuerlichen Bewertungsvorbehalts im Sinne von § 5 Abs. 6 EStG und damit zwingender Bewertungsunterschiede in Handels- und Steuerbilanz ist. Somit sei eine gleichlautende Wahlrechtsausübung in Handels- und Steuerbilanz ausgeschlossen. Werden ausschließlich in der Steuerbilanz entstehende Wertaufholungs- bzw. Neubewertungsgewinne in eine steuermindernde Rücklage eingestellt, liegt kein Anwendungsfall der umgekehrten Maßgeblichkeit vor“.

Somit kommt es auch in diesem Fall zu einer Divergenz von Handels- und Steuerbilanz.  

9.4 Rückstellungen

Rückstellungen sind Passivposten, mit denen bestimmte künftige Aufwendungen (Vermögensabgänge und insbesondere Ausgaben) oder Aufwendungsüberschüsse aus einer Außenverpflichtung, d. h. einem (rechtlichen oder faktischen) Leistungszwang gegenüber Dritten gewinnmindernd erfasst werden, sie dienender periodengerechten Erfolgsermittlung nach § 252 Abs. 1 Nr. 5 HGB.

Da die Handelsbilanz das Vermögen des Unternehmens ausweisen soll, das den Gläubigern zur Befriedigung ihrer Ansprüche zur Verfügung steht (Gläubigerschutzgedanke), müssen sämtlich Verpflichtungen aufgenommen werden, welche das Haftungsvermögen des Unternehmens schmälern. Zu diesen Verpflichtungen gehören auch all diejenigen, die bezüglich ihrer Höhe und/oder ihres Bestandes ungewiss sind. Das ergibt sich besonders aus den GoB, in denen das Imparitätsprinzip verankert ist. Das Handelsrecht unterscheidet in § 249 Abs. 1 und 2 HGB zwischen Rückstellungen, die gebildet werden müssen und Rückstellungen, die gebildet werden dürfen.

Das Rückstellungsgebot des § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB stellt einen nach § 8 Abs. 1 KStG, § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG auch steuerrechtlich zu beachtenden handelsrechtlichen Grundsatz ordnungsmäßiger Buchführung dar.

Voraussetzung für die Bildung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs

- entweder das Bestehen einer dem Betrage nach ungewissen Verbindlichkeit

- oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des künftigen Entstehens einer Verbindlichkeit dem Grunde nach --deren Höhe zudem ungewiss sein kann-- und ihre wirtschaftliche Verursachung in der Zeit vor dem Bilanzstichtag. 

Als weitere Voraussetzung beider Rückstellungstatbestände muss der Schuldner ernsthaft mit seiner Inanspruchnahme rechnen 

Für die Bewertung der Rückstellungen gilt § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB.

Rückstellungsverpflichtungen 

	§ 249 Abs. 1 Satz 1 Hs. 1 HGB
	Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten.



	§ 249 Abs. 1 Satz 1 Hs. 2 HGB
	Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften.



	§ 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Hs. 1 HGB
	Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung, die im folgenden Geschäftsjahr innerhalb von drei Monaten nachgeholt werden.



	§ 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Hs. 2 HGB
	Rückstellungen für Abraumbeseitigung die im folgenden Geschäftsjahr nachgeholt werden.




Rückstellungswahlrechte 

	§ 249 Abs. 1 

Satz 3 HGB
	Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung, die im folgenden Geschäftsjahr nachgeholt werden (wenn sie nicht innerhalb der ersten drei Monate nachgeholt werden)



	§ 249 Abs. 2 HGB
	Rückstellungen für wahrscheinliche oder sichere Aufwendungen, die dem Geschäftsjahr oder einem früherem Geschäftsjahr zuzuordnen sind, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmt sind.




Weitere Rückstellungen dürfen nach § 249 Abs. 3 Satz 1 HGB nicht gebildet werden. Die gebildeten Rückstellungen sind erst aufzulösen, wenn der Grund für ihre Entstehung entfallen ist (§ 249 Abs. 3 Satz 2 HGB).

Im Steuerrecht werden die handelsrechtlichen Regelungen für die Rückstellungen über das Maßgeblichkeitsprinzip (§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG) übernommen. 

Alle handelsrechtlichen Rückstellungsverpflichtungen sind über den Maßgeblichkeitsgrundsatz auch steuerlich zu bilden. Die Rückstellungswahlrechte der Handelsbilanz dürfen allerdings nicht in die Steuerbilanz übernommen werden, da Passivierungswahlrechte der Handelsbilanz nicht in der Steuerbilanz gebildet werden dürfen.

Der Begriff der Rückstellung i.S. des Steuerrechts beinhaltet:

es muss sich um eine Verbindlichkeit gegenüber einem Dritten handeln,

die Verbindlichkeit muss bis zum Bilanzstichtag entstanden oder zumindest wirtschaftlich verursacht sein,

die Verbindlichkeit muss dem Grund und/oder Höhe nach ungewiß sein,

die Inanspruchnahme muss wahrscheinlich sein.

Für die Bewertung der Rückstellung hat der Gesetzgeber im § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG bestimmt. Hier wurden Grundsätze formuliert, nach denen sich die Höhe der Rückstellung bemisst. Diese Bewertungsgrundsätze gelten auch für Rückstellungen, die vor dem 1.1.1999 gebildet worden sind (§ 52 Abs. 16 Satz 8 EStG).

Grundsätze für die Rückstellungsbildung nach dem EStG

	§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. a EStG
	Berücksichtigung von Erfahrungswerten für evtl. niedrigere Ansprüche aus der Verpflichtung.



	§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b EStG
	Sachleistungsverpflichtungen sind mit den Einzelkosten und den angemessenen Teilen der notwendigen Gemeinkosten zu bewerten.



	§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c EStG
	Wertmindernde Berücksichtigung eventueller Vorteile aus der Verpflichtung.



	§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. d EStG
	Zeitanteilige Bildung der Rückstellungen für durch den laufenden Betrieb entstandene Verpflichtungen.



	§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG
	Abzinsung der Rückstellungen mit 5,5 %. 




Die Aufzählung ist nicht abschließend. Erkennbar ist dies durch die einleitende Formulierung des § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG „insbesondere unter Berücksichtigung folgender Grundsätze“. Auch die Ansatz-Regeln in § 5 EStG sind zu beachten.

Die Grundsätze des § 6 abs. 1 Nr. 3a EStG entsprechen nur zum Teil der Bewertung des HGB. Durch diese Grundsätze wird das Vorsichtsprinzip tendenziell eingeschränkt und die Bemessungsgrundlage für die Ertragsbesteuerung verbreitert. 

Zeitpunkt der Rückstellungsbildung

Zur Frage, in welchem Wirtschaftsjahr Rückstellungen gebildet werden müssen/dürfen hat der BFH wie folgt entschieden

BFH Urteil vom 27.6.2001 I R 45/97

1. Eine am Bilanzstichtag rechtlich entstandene Verbindlichkeit ist unabhängig vom Zeitpunkt ihrer wirtschaftlichen Verursachung zu passivieren.

2. Es gibt keinen Grundsatz ordnungsmäßiger Buchführung, der gebietet, Aufwand in das Jahr zu verlagern, in welchem die Erträge erzielt werden, aus denen die Aufwendungen gedeckt werden sollen.

Tatbestand

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) --eine GmbH-- betrieb im Rahmen ihres Säge- und Spanplattenwerks eine Spänetrocknungsanlage. Das zuständige Gewerbeaufsichtsamt erließ am 20. Dezember eine Anordnung, worin der Klägerin aufgegeben wurde, den Spänetrockner bis 1. März 1991 so umzurüsten, dass bestimmte zahlenmäßig vorgegebene Emissionswerte eingehalten werden.

Die Klägerin bildete für die genannte Verpflichtung (Anpassungsverpflichtung) in ihrer Bilanz zum 30. September 1989 eine Rückstellung in Höhe von 1,2 Mio. DM.

Der Passivierung der so bestehenden Verpflichtung der Klägerin steht nicht entgegen, dass sie --wie das BMF im Schreiben in DB 1988, 2279 meint-- wirtschaftlich nicht vor dem Bilanzstichtag 30. September 1989 verursacht worden sei, vielmehr ihren wesentlichen wirtschaftlichen Bezugspunkt in der Zukunft finde.

Die wirtschaftliche Verursachung einer Verbindlichkeit im abgelaufenen Wirtschaftsjahr ist ein Merkmal, das nach der Rechtsprechung des BFH zwar bei der Passivierung künftig entstehender Verbindlichkeiten, nicht hingegen bei der Passivierung dem Grunde nach bereits bestehender --lediglich dem Betrage nach ungewisser-- Verpflichtungen gilt. Nur bei erst zukünftig entstehenden Verpflichtungen ist für ihre Passivierung zusätzlich u.a. erforderlich, dass ihr wirtschaftlicher Bezugspunkt zeitlich vor dem jeweiligen Bilanzstichtag liegt. In diesen Fällen hat der BFH verschiedentlich gefordert, dass die Verpflichtung nicht nur an Vergangenes anknüpft, sondern auch Vergangenes abgilt (vgl. die Urteile in BFHE 150, 140, BStBl II 1987, 848 --Rückstellungsfähigkeit einer Verpflichtung zur Überholung von Luftfahrtgeräten vor Ablauf der zulässigen Betriebszeit--; vom 25. August 1989 III R 95/87, BFHE 158, 58, BStBl II 1989, 893, und vom 28. Mai 1997 VIII R 59/95, BFH/NV 1998, 22, öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur Nachanalyse als Voraussetzung für den --bei Kostendeckung möglichen-- künftigen Vertrieb von Alt-Arzneimitteln; in BFHE 167, 334, BStBl II 1992, 600, 602 --ungewisse Verpflichtung des Betreibers eines Flusswasserkraftwerks zur künftigen Vornahme von Uferschutzarbeiten und zur Entschlammung eines Stauraums--; vom 13. Mai 1998 VIII R 58/96, BFH/NV 1999, 27 --Lagerkostenabgabe im Zusammenhang mit künftigem Vertrieb--; vom 10. Dezember 1992 XI R 34/91, BFHE 170, 149, BStBl II 1994, 158 --künftige Nachbetreuungsleistungen an Hör- und Sehhilfen).

Fallen rechtliche Entstehung und wirtschaftliche Verursachung einer Verbindlichkeit zeitlich auseinander, so ist für ihre Passivierung der frühere der beiden Zeitpunkte maßgebend. Dies bedeutet, dass entstandene Verbindlichkeiten unabhängig vom Zeitpunkt ihrer wirtschaftlichen Verursachung bilanziell auszuweisen sind

9.4.1 Die Drohverlustrückstellung

Nach § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB sind in der Handelsbilanz Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften (sog. „Drohverlustrückstellungen“) zu bilden. Bis zur Verabschiedung des Unternehmensreformgesetz  vom 29.10.1997 galt dies auch über den Maßgeblichkeitsgrundsatz für die Steuerbilanz.

Unter einer Drohverlustrückstellung versteht man eine Rückstellung für wahrscheinlich eintretende Verluste aus zweiseitig verpflichtenden Verträgen, die noch von keinem der Vertragspartner erfüllt sind. 

Beispiel Bundesfinanzhof Urteil VIII–R–84/94 07.10.1997 BStBl–1998–II–0331

Leitsatz:

Für die Verpflichtung zur Zahlung der Mietzinsen für nutzlos gewordene Geschäftsräume ist eine Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften zu bilden.

Tatbestand: 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine GmbH & Co. KG (S–KG), gab die bisher von ihr gemieteten Geschäftsräume zum 30. April 1990 auf und bezog ab 1. Mai 1990 neu errichtete eigene Geschäftsräume. Die angemieteten Geschäftsräume wurden von der Klägerin nicht mehr genutzt. Es war auch nicht möglich, sie unterzuvermieten. Das war bereits bei Aufstellung der Jahresbilanz für das Streitjahr 1989 am 2. Mai 1990 erkennbar.

In der Steuerbilanz dürfen keine Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften mehr gebildet werden (§ 5 Abs. 4a EStG). Diese Regelung gilt für Wirtschaftsjahre die nach dem 31.12.1996 enden (§ 52 Abs. 13 EStG). 

Das handelsrechtliche Passivierungsgebot (§ 249 Abs. 1 Satz 1 HGB) wird von § 5 Abs. 4a EStG nicht berührt. Das bedeutet, dass diese steuerliche Sonderregelung sich nicht unmittelbar in der Handelsbilanz niederschlägt. Hieraus läßt sich folgendes folgern: Wenn das Unternehmen handelsrechtlich eine Drohverlustrückstellung bilden muss, wird in der Steuerbilanz der Ansatz unterbleiben. Somit ist es in diesem Fall nicht mehr möglich, eine Einheitsbilanz zu erstellen. Durch den explizit geregelten Ausschluss der Bildung von Drohverlustrückstellungen im Steuerrecht wurde der Maßgeblichkeitsgrundsatz für einen wichtigen Anwendungsbereich durchbrochen. Das Rückstellungsverbot stellt eine Aushöhlung des Imparitätsprinzips dar, das einen tragenden Grundsatz des Bilanzrechts darstellt.

Insbesondere bei schwebenden Dauergeschäften hat sich schon vor dem gesetzlichen Verbot, Drohverlustrückstellungen zu bilden, die Rechtsprechung kritisch mit den Verlustrückstellungen auseinandergesetzt und die Möglichkeit eher verneint, da die Dauerschuldverhältnisse insgesamt - über die gesamte Laufzeit zumindest als ausgeglichen anzusehen seien.

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil IV–R–82/96 02.10.1997 BStBl–1998–II–0205

Leitsatz:

Für die künftige Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zahlung von Leistungen nach dem MuSchG kann eine Rückstellung wegen drohender Verluste oder für ungewisse Verbindlichkeiten selbst dann nicht gebildet werden, wenn eine Mitteilung über den Eintritt der Schwangerschaft vorliegt.

Tatbestand: 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine GmbH & Co. KG, die ihren Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt. In den Streitjahren 1989 und 1990 zeigten 9 bzw. 7 Arbeitnehmerinnen durch Vorlage einer Bescheinigung nach § 5 des Mutterschutzgesetzes – MuSchG – (jetzt geltend in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Januar 1997, BGBl I 1997, 22 und 293) ihre Schwangerschaft an. Für die im Folgejahr zu erwartende Verpflichtung, nach § 14 MuSchG einen Zuschuß zum Mutterschaftsgeld leisten zu müssen, bildete die Klägerin in ihren Bilanzen auf den 31. Dezember 1989 und 1990 Rückstellungen in Höhe von 23.400 DM bzw. 25.854 DM.

Gründe: 

 Nach § 5 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) i. V. m. den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung sind Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften (§ 249 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuches – HGB –) zu bilden. Dauerschuldverhältnisse wie das Arbeitsverhältnis sind zwar schwebende Geschäfte (BFH–Urteile vom 16. Dezember 1987 I R 68/87, BFHE 152, 250, BStBl II 1988, 338; vom 3. Februar 1993 I R 37/91, BFHE 170, 247, BStBl II 1993, 441, jeweils m. w. N.). Im Streitfall drohen aus den Arbeitsverhältnissen der schwangeren Arbeitnehmerinnen jedoch keine Verluste. Drohende Verluste können sich bei schwebenden gegenseitigen Verträgen nur ergeben, wenn das Gleichgewicht der synallagmatisch miteinander verknüpften Leistungen gestört ist und die den Steuerpflichtigen treffende Leistungsverpflichtung einen höheren Wert als die ihm zustehende Gegenleistung hat (sog. Verpflichtungsüberhang, BFH–Urteil vom 13. November 1991 I R 102/88, BFHE 166, 222, BStBl II 1992, 336, 441). In die Prüfung, ob sich die Leistungen aus dem gegenseitigen Vertrag ausgeglichen gegenüberstehen, sind nicht nur die Hauptleistungen aus diesem Vertragsverhältnis, sondern auch alle Nebenleistungen und sonstigen wirtschaftlichen Vorteile, die nach den Vorstellungen der Vertragsbeteiligten eine Gegenleistung für die Hauptleistung darstellen (wirtschaftliches Synallagma), mit einzubeziehen (BFH–Beschluß vom 23. Juni 1997 GrS 2/93, BFHE 183, 199). Für Arbeitsverhältnisse gilt nach ständiger Rechtsprechung des BFH die Vermutung, daß Leistung und Gegenleistung ausgeglichen sind und ein Verpflichtungsüberhang des Arbeitgebers auch nicht durch Sozialleistungen entsteht, zu denen der Arbeitgeber aufgrund arbeits– oder sozialrechtlicher Vorschriften verpflichtet ist  Daran ist weiterhin festzuhalten.

Nicht zu entscheiden hat der Senat im Streitfall, ob ausnahmsweise ein Verpflichtungsüberhang des Arbeitgebers angenommen werden kann, wenn am Bilanzstichtag bereits feststeht, daß die Arbeitnehmerin nach Ablauf der Schutzfrist ihre Tätigkeit nicht wieder aufnehmen wird (vgl. Fumi, a. a. O.), denn solche Umstände hat das FG nicht festgestellt. Sie liegen im übrigen auch nach den insoweit revisionsrechtlich vom Senat nicht verwertbaren Äußerungen der Klägerin in der Revisionsschrift nicht vor. Aus diesem Grunde konnte die Klägerin die Aufwendungen für den Mutterschutz auch nicht als Verbindlichkeiten aufgrund bereits erbrachter Leistungen der Arbeitnehmerinnen zurückstellen.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass die Passiva in der Steuerbilanz tendenziell unzutreffend dargestellt werden. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus finanzpolitischen Gründen durch ungewisse Lasten nicht aktuell gemindert werden, nimmt man in der Steuerbilanz den tendenziell unzutreffenden Ausweis der Passiva hin.

Rückstellungen wegen eines Erfüllungsrückstands

Von den Drohverlustrückstellungen zu unterscheiden ist aber die Situation, in der beim Bilanzierenden ein Erfüllungsrückstand aus Dauerschuldverhältnissen entsteht.  Heir ist eine Rückstellung zu bilden

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil I–R–24/96 15.07.1998 BStBl–1998–II–0728

Leitsatz:

Die Verpflichtung einer Bank zur Leistung einer Sparprämie, die am Ende der Laufzeit eines Sparvertrages gutgeschrieben wird, ist als zusätzliche Verzinsung für das angesparte Kapital anzusehen, für die eine Rückstellung gebildet werden kann. Die rückzustellenden Beträge sind nach der Zinsstaffelmethode zu ermitteln und überdies auf die Laufzeit des Sparvertrages abzuzinsen.

Tatbestand: 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine öffentlich–rechtliche Sparkasse, schließt mit ihren Kunden unter anderem Prämiensparverträge in den Sonderformen des S–Prämiensparvertrages sowie des vermögenswirksamen Sparvertrages mit S–Prämie ab. Der Sparer wird hierdurch verpflichtet, für die Dauer von sechs Jahren monatlich gleichbleibende Sparbeiträge zu leisten, während die Klägerin verpflichtet wird, neben dem jeweils gültigen Zinssatz für Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist, am Ende der siebenjährigen Gesamtlaufzeit des Vertrages eine unverzinsliche Prämie zu zahlen. Diese betrug bei Verträgen, die seit Einführung dieser Sparform durch Beschluß des Vorstandes der Klägerin vom 15. Dezember 1981 bis zum 4. Juni 1990 abgeschlossen worden sind, 16 %, bei danach abgeschlossenen Sparverträgen 14 % der Summe der eingezahlten Sparbeiträge. Die Klägerin bildete in ihrer Handels– und Steuerbilanz für die Verpflichtung zur Zahlung der S–Prämien eine entsprechende Rückstellung. Diese Rückstellung ermittelte sie mit dem Betrag, der kapital– und zeitanteilig auf die abgelaufene Festlegungsfrist entfällt (sog. zinszahlproportionale Verteilung nach der Zinsstaffelmethode).

1. Eine abzugsfähige Schuld kann sich auch aufgrund eines schwebenden Dauerschuldverhältnisses ergeben Voraussetzung dafür ist, daß der wertmäßige Ausgleich zwischen Anspruch und Verbindlichkeit bei der einzelnen Vertragspartei deshalb nicht (mehr) gegeben ist, weil ihr Anspruch z. T. schon erfüllt ist, ohne daß sie bis zum Stichtag auch schon ihre Leistung in einem entsprechenden Umfang erbracht hätte. So verhält es sich im Streitfall.

2. Aus den schwebenden Sparverträgen bestand ein Erfüllungsrückstand der Klägerin 

Ein Erfüllungsrückstand liegt bei Dauerschuldverhältnissen vor, wenn der Verpflichtete sich mit seinen Leistungen gegenüber seinem Vertragspartner im Rückstand befindet, also weniger geleistet hat, als er nach dem Vertrag für die bis dahin vom Vertragspartner erbrachte Leistung insgesamt zu leisten hatte (BFH in BFHE 151, 153, BStBl II 1987, 57, 60). Der Begriff des Erfüllungsrückstandes knüpft eng an den schuldrechtlich gebotenen Zeitpunkt der Erfüllung an. Dabei ist die Frage eines Erfüllungsrückstandes zwar grundsätzlich nach dem rechtlichen, insbesondere schuldrechtlichen Verhältnis von Leistung und Gegenleistung zu beurteilen (BFH in BFHE 119, 261, BStBl II 1976, 622; in BFHE 136, 280, BStBl II 1982, 696, und in BFHE 151, 153, BStBl II 1988, 57, 60). Der VIII. Senat des BFH hat darüber hinaus auch eine an den wirtschaftlichen Gegebenheiten orientierte Betrachtung genügen lassen (BFH–Urteil vom 3. Dezember 1991 VIII R 88/87, BFHE 167, 322, BStBl II 1993, 89), allerdings vorausgesetzt, mit der zukünftigen Zahlung wird nicht nur an Vergangenes angeknüpft, sondern Vergangenes abgegolten (Senatsurteil in BFHE 170, 234, BStBl II 1993, 373).

Davon ausgehend hat das FG zutreffend angenommen, daß eine Rückstellung (§ 5 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes, § 249 Abs. 1 des Handelsgesetzbuches – HGB –) für die Verpflichtung zur Zahlung der S–Prämie nur insoweit in Betracht kommen kann, als die künftige Prämienzahlung auf den am jeweiligen Bilanzstichtag abgelaufenen Teil der gesamten Festlegungsfrist entfällt. Denn nur insoweit liegt ein Erfüllungsrückstand vor.

Beispiel: Bundesfinanzhof Urteil vom  27.Juni 2001 Aktenzeichen: I R 11/00


Leitsatz

 Die Verpflichtung, Angestellten im Krankheitsfalle das Gehalt für eine bestimmte Zeit weiter zu zahlen, ist weder als Verbindlichkeit aufgrund eines Erfüllungsrückstandes auszuweisen noch führt sie zu einem drohenden Verlust aus dem schwebenden Arbeitsverhältnis (Fortführung der Rechtsprechung).


Gründe
I.
Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine GmbH in Liquidation, beschäftigte im Streitjahr 1990 neben zwei Geschäftsführern vierzehn Angestellte. In ihrer Bilanz zum 31. Dezember 1990 bildete sie eine Rückstellung für fortgesetzte Gehaltszahlungen im Krankheitsfalle. 
II.
Die Revision ist nicht begründet, sie war zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Zu Recht hat das FG die von der Klägerin begehrte Rückstellung nicht berücksichtigt.

1. Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften zu bilden. Dieses Gebot stellt einen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG in der für das Streitjahr 1990 geltenden Fassung auch steuerrechtlich zu beachtenden handelsrechtlichen Grundsatz ordnungsmäßiger Buchführung dar; er ist gemäß § 8 Abs. 1 KStG auch bei der Ermittlung des Einkommens der Klägerin zu beachten.

Im Streitfall ist ein schwebendes Geschäft zu beurteilen. Schwebende Geschäfte sind Vertragsverhältnisse, die zum Bilanzstichtag noch auf einen gegenseitigen Leistungsaustausch gerichtet sind. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn sie von dem sach- oder dienstleistungspflichtigen Vertragspartner noch nicht vollständig erfüllt sind. Zu den schwebenden Geschäften zählen auch Vertragsverhältnisse, die auf eine (ratierliche) Leistungserbringung auf Dauer gerichtet sind (Dauerschuldverhältnisse). Darunter fallen auch Arbeitsverhältnisse (Urteile des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 25. Februar 1986 VIII R 377/83, BFHE 146, 146, BStBl II 1986, 465; vom 3. Februar 1993 I R 37/91, BFHE 170, 247, BStBl II 1993, 441, m.w.N.).

Im Rahmen schwebender Geschäfte scheidet der bilanzielle Ausweis einer einseitigen (ungewissen) Verbindlichkeit grundsätzlich aus (BFH-Urteil vom 7. Juni 1988 VIII R 296/82, BFHE 153, 407, BStBl II 1988, 886; Senatsurteil vom 20. Januar 1993 I R 115/91, BFHE 170, 234, BStBl II 1993, 373). Berücksichtigungsfähig sind lediglich Verpflichtungen, die auf korrespondierenden Vorleistungen eines Vertragspartners beruhen (sog. Erfüllungsrückstände); andererseits sind drohende Verluste auszuweisen.

2. Die Klägerin war zum Bilanzstichtag des Streitjahres gemäß § 616 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der für das Streitjahr geltenden Fassung unter den dort genannten Bedingungen verpflichtet, ihren Angestellten im Krankheitsfall deren Gehalt für sechs Wochen weiter zu zahlen (vgl. für Arbeiter §§ 1 und 2 des Gesetzes über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfall und über Änderungen des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 27. Juli 1969, Lohnfortzahlungsgesetz --LFZG--, BGBl I 1969, 946; vgl. auch die Neuregelung im Gesetz über die Zahlung des Arbeitsentgelts an Feiertagen und im Krankheitsfall vom 26. Mai 1994 --Entgeltsfortzahlungsgesetz--, BGBl I 1994, 1014). Diese Verpflichtung ist jedoch am Bilanzstichtag des Streitjahres bilanziell nicht berücksichtigungsfähig.

3. Es ist keine Verbindlichkeit aufgrund eines Erfüllungsrückstands zu passivieren. Der Begriff "Erfüllungsrückstand" wurde in der Rechtsprechung des BFH ursprünglich nach dem rechtlichen, insbesondere schuldrechtlichen Verhältnis von Leistung und Gegenleistung beurteilt und somit eng an den schuldrechtlich gebotenen Zeitpunkt der Erfüllung geknüpft (vgl. dazu die Nachweise im Senatsurteil vom 15. Juli 1998 I R 24/96, BFHE 186, 388, BStBl II 1998, 728). Aus dieser Sicht liegt im Streitfall erkennbar kein Erfüllungsrückstand vor (so bereits BFH-Urteil in BFHE 153, 407, BStBl II 1988, 886). Allerdings hat der BFH in seinen Urteilen vom 3. Dezember 1991 VIII R 88/87 (BFHE 167, 322, BStBl II 1993, 89) und vom 5. Februar 1987 IV R 81/84 (BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845) die Frage nach dem Vorliegen eines Erfüllungsrückstandes nicht ausschließlich nach bürgerlichem Recht beurteilt. Entscheidend sei vielmehr, ob bei der gebotenen wirtschaftlichen Beurteilung der gegenseitigen zeitbezogenen Leistungen im Dauerschuldverhältnis mit der künftigen Zahlung nicht nur an Vergangenes angeknüpft, sondern Vergangenes abgegolten werde (BFH-Urteile in BFHE 167, 322, BStBl II 1993, 89; vom 19. Mai 1987 VIII R 327/83, BFHE 150, 140, BStBl II 1987, 848; vgl. auch Senatsurteil in BFHE 186, 388, BStBl II 1998, 728). Auch der so definierte Erfüllungsrückstand setzt aber eine Verpflichtung voraus, die sich als vom Vertragspartner durch dessen erbrachte Vorleistung erdiente und am Bilanzstichtag somit rückständige Gegenleistung darstellt. Zwar kann die Vorleistung auch über längere Zeiträume hinweg erbracht worden sein (vgl. BFH-Urteil in BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845; Senatsurteil in BFHE 186, 388, BStBl II 1998, 728). Ungeachtet dessen ist jedoch eine synallagmatische Verknüpfung in dem Sinne zu fordern, dass die Vorleistung nicht nur die Erbringung der Gegenleistung zur Folge hat, sondern ihr final und zeitlich zuordenbar ist. In Befolgung des Grundsatzes der Einzelbilanzierung und -bewertung (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) ist dabei auf jedes einzelne Vertragsverhältnis abzustellen.

Eine derartige Verknüpfung besteht zwischen der Arbeitsleistung der Arbeitnehmer vor dem Bilanzstichtag und ihrem Anspruch auf künftige Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfalle nicht. Diese Gehaltsfortzahlung wird nicht durch vorherige Arbeitsleistungen erdient, sondern findet ihre Grundlage in gesetzlichen und arbeitsvertraglichen Bestimmungen. Sie ist --unabhängig von einer eventuellen Eintrittsbedingung einer kurzen Betriebszugehörigkeit-- nicht von Vorleistungen des Arbeitnehmers abhängig. Der Arbeitnehmer hat vor dem Bilanzstichtag nicht für künftige Krankheitstage vorgeleistet. Daran ändert der von der Klägerin angeführte und durch Gutachten belegte Umstand nichts, dass die Zahl der Krankheitstage mit der Folge der Gehaltsfortzahlung mit zunehmendem Alter der Arbeitnehmer (auch überproportional) ansteigt. Dieser Umstand betrifft lediglich die Wahrscheinlichkeit der künftigen Inanspruchnahme des Arbeitgebers und die Schätzung ihrer Höhe; er bezieht sich zudem auf die gesamte Arbeitnehmerschaft und belegt nicht die erforderliche wirtschaftliche Verknüpfung zu Vorleistungen des jeweiligen Arbeitnehmers.

4. Die Verpflichtung der Klägerin zur Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfalle berechtigt auch nicht zur Bildung einer Rückstellung für drohende Verluste.

a) Ein Verlust in diesem Sinne droht, soweit aus der Sicht des Bilanzstichtages der Wert der künftigen Verpflichtung des Kaufmanns den Wert der künftig zu fordernden Gegenleistung übersteigt. Auch insoweit ist nach dem Grundsatz der Einzelbewertung auf jedes einzelne Vertragsverhältnis abzustellen. Bei Arbeitsverhältnissen droht sonach ein Verlust, soweit der Wert der nach dem Stichtag vom jeweiligen Arbeitnehmer zu erbringenden Arbeitsleistung hinter dem Wert der Verpflichtung des Arbeitgebers zurückbleibt, künftig Lohn- oder Gehaltszahlungen zu leisten.

Der Wert der Verpflichtung des Arbeitgebers (Erbringung von Lohn- oder Gehaltszahlungen) ist bestimmbar. Dies gilt aber nicht gleichermaßen für den Wert der zu beanspruchenden Leistung des Arbeitnehmers. Zwar entzieht sich die menschliche Arbeitsleistung nicht jeglicher Bewertung. Vielmehr ist es ist in einzelnen Bereichen denkbar, menschliche Arbeitsleistung wenigstens relativ, d.h. im Vergleich zu anderen zu bewerten (BFH-Urteil in BFHE 146, 146, BStBl II 1986, 465). Eine absolute Bewertung von Arbeitsleistungen ist hingegen nicht möglich. Denn ein Arbeitsverhältnis stellt keine Miete von Diensten, sondern ein personenrechtliches Schuldverhältnis dar. Auch die vielfach zugrunde gelegte tarifliche Lohn- oder Gehaltsgestaltung wird den vielgestaltigen Sachverhalten einer differenzierten Leistungsentlohnung nicht gerecht. Sie geht zwangsläufig von einer Normalleistung aus. Dabei bleiben jedoch besondere und individuelle Charakteristika und Eigenschaften des Arbeitnehmers außer Betracht. Da das einzelne Arbeitsverhältnis zu beurteilen ist, müssen diese Besonderheiten in den Wertvergleich einbezogen werden. Persönliche Eigenschaften und Kenntnisse einschließlich gewonnener Erfahrungen eines Arbeitnehmers können bewirken, dass dessen individuelle Arbeitsleistung einem dem ersten Anschein nach überhöhten Entgelt sehr wohl gleichwertig gegenübersteht (BFH-Urteil vom 16. Dezember 1987 I R 68/87, BFHE 152, 250, BStBl II 1988, 338). 

b) Nach diesen Grundsätzen fehlt es an der rechtlichen Möglichkeit, dem Anspruch des Arbeitgebers auf die Leistung des jeweiligen Arbeitnehmers einen geringeren Wert als dem vereinbarten Lohn oder Gehalt samt Nebenleistungen beizulegen. Arbeitsverhältnisse gelten deshalb grundsätzlich als ausgeglichen (BFH-Urteile in BFHE 146, 146, BStBl II 1986, 465; in BFHE 152, 250, BStBl II 1988, 338; vom 26. Juni 1980 IV R 35/74, BFHE 130, 533, BStBl II 1980, 506; vgl. auch bereits Urteile vom 7. September 1954 I 50/54 U, BFHE 59, 311, BStBl III 1954, 330; vom 25. September 1956 I 122/56 U, BFHE 63, 354, BStBl III 1956, 333; vom 19. Juli 1960 I 160/59 U, BFHE 71, 264, BStBl III 1960, 347). Dies gilt jedenfalls dann, wenn ihre Bedingungen als üblich anzusehen sind; hierfür spricht insbesondere die Übereinstimmung mit einem Tarifvertrag (BFH-Urteile in BFHE 146, 146, BStBl II 1986, 465; vom 25. Januar 1984 I R 7/80, BFHE 140, 449, BStBl II 1984, 344). Derart ausgestaltete Arbeitsverhältnisse haben in der Regel keine Auswirkung auf den Kaufpreis (vgl. dazu BFH-Urteile in BFHE 63, 354, BStBl III 1956, 333, und in BFHE 146, 146, BStBl II 1986, 465).

Die Vermutung der Ausgeglichenheit kann nach der Rechtsprechung nur dann nicht eingreifen, wenn die Bedingungen eines Arbeitsverhältnisses aus dem üblichen Rahmen fallen. Dies ist denkbar, wenn ein Arbeitnehmer überhaupt keinen oder keinen nennenswerten Erfolgsbeitrag mehr erbringt (BFH-Urteil in BFHE 146, 146, BStBl II 1986, 465), weil er etwa mangels betrieblicher Beschäftigungsmöglichkeiten völlig freigestellt oder trotz Arbeitsunfähigkeit aus moralischen Gründen weiterbeschäftigt wird (vgl. auch Senatsurteil in BFHE 170, 247, BStBl II 1993, 441).

Bei Zugrundelegung der Ausgeglichenheitsvermutung gelten die in einem Arbeitsverhältnis ausgetauschten Leistungen im Vergleich über die gesamte Laufzeit nach dem Bilanzstichtag, aber auch in jeder einzelnen Periode als ausgeglichen. Daher scheidet eine Rückstellung für drohende Verluste aus. Das Arbeitsentgelt einschließlich aller Nebenleistungen belastet als Aufwand die Periode, für die es bezahlt wird. Seine Vorverlagerung durch Rückstellungsbildung ist --auch für zu erwartenden Mehrlohn-- grundsätzlich nicht möglich.

c) Auch im Streitfall ist von der Vermutung der Ausgeglichenheit auszugehen (vgl. bereits BFH-Urteil in BFHE 153, 407, BStBl II 1988, 886). Sie wird durch die Tatsache, dass die Krankheitszeiten älterer Arbeitnehmer überproportional zunehmen und einen entsprechenden gutachtlich-statistischen Nachweis nicht widerlegt. Es ist keinesfalls ausgeschlossen, dass die mit zunehmenden Krankheitstagen verbundenen Mehrbelastungen für den Arbeitgeber durch andere in der Persönlichkeit gereifterer und erfahrenerer Arbeitnehmer liegende Umstände ausgeglichen und sogar überkompensiert werden.

Der Hinweis der Klägerin auf das im LFZG vorgesehene Ausgleichsverfahren und die Steuerpflichtigen, die daran nicht teilnehmen, rechtfertigt keine abweichende Beurteilung. Zwar verbleibt bei diesen Steuerpflichtigen das Risiko der Lohn- oder Gehaltsfortzahlungen. Auch dieses Risiko ist aber nur unter den Voraussetzungen eines drohenden Verlustes aus schwebenden Geschäften rückstellbar, die im Streitfall aus den vorgenannten Gründen nicht vorliegen. Gleiches gilt für den Hinweis der Klägerin auf die Bilanzierung im Rahmen von Versicherungsverhältnissen. Dort sind anders als im Rahmen von Arbeitsverhältnissen die gegenseitigen Verpflichtungen einer Bewertung zugänglich mit der Folge, dass eine Ausgeglichenheitsvermutung außer Betracht bleibt.
9.4.2 Rückstellungen wegen Verletzung fremder Patent-, Urheber oder ähnlicher Schutzrechte

Laut § 5 Abs. 3 Satz 1 EStG „dürfen Rückstellungen wegen Verletzung fremder Patent-, Urheber- oder ähnlicher Schutzrechte erst gebildet werden, wenn 

der Rechtsinhaber Ansprüche wegen der Rechtsverletzung geltend gemacht hat oder

mit einer Inanspruchnahme wegen der Rechtsverletzung ernsthaft zu rechnen ist.

Diese Rückstellungen müssen nach § 5 Abs. 3 Satz 2 EStG spätestens in der Bilanz des dritten, auf ihre erstmalige Bildung folgenden Wirtschaftsjahrs, gewinnerhöhend aufgelöst werden, wenn die Ansprüche nicht geltend gemacht worden sind.

Im Handelsrecht fällt diese Rückstellung unter die „ungewissen Verbindlichkeiten nach § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB und ist damit zwingend zu passivieren. Die Bildung einer Rückstellung wegen einer Schutzrechtsverletzung ist handelsrechtlich bereits zulässig, wenn der Verletzte seine Ansprüche noch nicht geltend gemacht hat, mit einer Geltendmachung aber mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu rechnen ist. In der Handelsbilanz ist ein Ansatz damit auch dann zu fordern, wenn dem Patentinhaber die Verletzung des Patentrechts noch gar nicht bekannt geworden ist. Begründen läßt sich diese Auffassung mit der Norm des § 139 Abs. 2 PatG, derzufolge mit der Verletzung des Schutzrechts ein Anspruch auf Schadenersatz begründet wird. Außerdem darf diese Rückstellung nur aufgelöst werden, soweit der Grund für die Rückstellungsbildung entfallen ist (§ 249 Abs. 3 Satz 2 HGB).

Das bedeutet, dass es im Falle dessen, dass die Rückstellung handelsrechtlich noch nicht aufgelöst werden darf, aber nach Steuerrecht aufgelöst werden muss, zu einer Divergenz von Handels- und Steuerbilanz kommen muss. Weiterhin führt die handelsrechtlich divergierende Auslegung zu einem Auseinanderfall von Handels- und Steuerbilanz.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass die Passiva in der Steuerbilanz tendenziell unzutreffend dargestellt werden. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus finanzpolitischen Gründen durch ungewisse Lasten nicht aktuell gemindert werden, nimmt man in der Steuerbilanz den tendenziell unzutreffenden Ausweis der Passiva hin.

9.4.3 Rückstellungen für Anschaffungs- u. Herstellungskosten

Durch das StEntlG 1999/2000/2002 wurde § 5 Abs. 4b EStG neu in das Einkommensteuergesetz aufgenommen. Dieser Absatz besagt, dass Rückstellungen für Aufwendungen, die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für ein Wirtschaftsgut sind, nicht gebildet werden dürfen. Außerdem dürfen Rückstellungen für die Verpflichtung zur schadlosen Verwertung radioaktiver Reststoffe sowie ausgebauter radioaktiver Anlagenteile nicht gebildet werden, soweit Aufwendungen im Zusammenhang mit der Bearbeitung oder Verarbeitung von Kernbrennstoffen stehen, welche aus der Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe gewonnen worden sind und keine radioaktiven Abfälle darstellen.

Ausgaben für Anschaffungs- und Herstellungsvorgänge sind Ausdruck erfolgsneutraler Vermögensumschichtung innerhalb des Betriebsvermögens. Eine Rückstellungsverpflichtung muss Ausgaben zum Inhalt haben, die in der Vergangenheit wirtschaftlich verursacht sind, realisierte Aufwendungen in der Regel hingegen nur, wenn sie mit realisierten Erträgen im Zusammenhang stehen. Aufwendungen, die als Anschaffungskosten oder Herstellungskosten zu aktivieren sind, sind daher bereits nach allgemeinen Regeln nicht rückstellbar. Dies wird durch den neu eingefügten § 5 Abs. 4b Satz 1 EStG bestätigt. Damit kann für derartige Vorgänge grundsätzlich keine bilanzielle Vorsorge mit steuermindernder Wirkung getroffen werden darf. 

Gesetzentwurf der Bundesregierung – Steueränderungsgesetz 2001 (StÄndG 2001) – (Bundesrat–Drucksache 399/01 vom 1. Juni 2001)

4. § 5 Abs. 4b Satz 1 wird wie folgt gefasst:

"Rückstellungen für Aufwendungen, die Anschaffungs– oder Herstellungskosten für ein künftig zu aktivierendes Wirtschaftsgut sind, dürfen nicht gebildet werden."

Gesetzesbegründung (§ 5 Abs. 4b Satz 1)

Nach Sinn und Zweck der Regelung in § 5 Abs. 4b Satz 1 sind Aufwendungen für Anschaffungs– oder Herstellungskosten eines in künftigen Wirtschaftsjahren zu aktivierenden Wirtschaftsguts oder für künftig anfallende nachträgliche Anschaffungs– oder Herstellungskosten auf bereits aktivierte Wirtschaftsgüter nicht rückstellungsfähig.

Dagegen ist der Ansatz einer Rückstellung im Zusammenhang mit der Aktivierung eines Wirtschaftsguts zulässig, wenn im Wirtschaftsjahr der Aktivierung eine der Höhe nach ungewisse Verbindlichkeit besteht (z. B. ein noch nicht in Rechnung gestellter Kaufpreis für ein nach Übergang von Besitz, Nutzen und Lasten zu aktivierendes Gebäude).

Beispiel: Bundesfinanzhof  Urteil XI–R–8/96 vom 19.08.1998 BStBl–1999–II–0018

Leitsatz:

Für die Verpflichtung zum Einbau eines Fettabscheiders kann der Steuerpflichtige keine Rückstellung bilden, wenn die zukünftigen Aufwendungen dafür Herstellungskosten für ein selbständig bewertbares Wirtschaftsgut (Betriebsvorrichtung) darstellen.

Tatbestand: 

Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger) betrieb bis zum 31. Dezember 1992 in gepachteten Räumen eine Schank– und Speisewirtschaft. In der Bilanz auf den 31. Dezember 1991 wies der Kläger eine Rückstellung aus, die er deshalb gebildet hatte, weil er von der Gemeinde B mit Verwaltungsakt vom 29. Juni 1989 aufgefordert worden war, in den Abwasserabfluß seines Gewerbebetriebs einen Fettabscheider einzubauen und hierfür bis zum 15. August 1989 einen entsprechenden Bauantrag zu stellen.

Die Gesetzesänderung bezieht aber in der Hauptsache vielmehr auf die Sonderregelungen, bei denen bisher eine solche Rückstellung gebildet wurde. Das waren insbesondere die von der Atomindustrie gebildeten Rückstellungen für die Entsorgung bestrahlter Brennelemente. Die schadlose Verwertung der Brennelemente stellte im Gegensatz zu der Herstellung neuer Uran-Brennelemente für die Betreiber ein Verlustgeschäft dar. Die schadlose Verwertung wird durch das Atomgesetz verlangt, um eine Betriebsgenehmigung für ein Kernkraftwerk zu bekommen. Somit haben die Energieversorgungsunternehmen in der Vergangenheit in der Handels- und Steuerbilanz den sich aus der Erfüllung der Entsorgungsverpflichtung ergebenden Verpflichtungsüberhang als Rückstellung berücksichtigt. Diese Verfahrensweise ist nun steuerlich nicht mehr zulässig und führt dazu, dass die Kernkraftwerkbetreiber auch die in der Vergangenheit gebildeten Rückstellungen gewinnerhöhend auflösen müssen (§ 52 Abs. 14 EStG). Für diese Rückstellungen gibt es keine Übergangsregelung wie z. B. bei der Wertaufholung in Form einer Rücklagenbildung nach § 52 Abs. 16 EStG.

Der Verpflichtungsüberhang aus der Wiederaufarbeitung, ist jedoch weiterhin als Rückstellung in der Handelsbilanz zu berücksichtigen. Damit werden auch in diesem Fall zukünftig die Handels- und Steuerbilanz auseinanderfallen.

9.4.4 Jubiläumsrückstellungen

Im Handelsrecht müssen Rückstellungen nach § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet werden. Hierunter fallen auch die Jubiläumsrückstellungen. Es handelt sich um eine (betrieblich veranlaßte) dem Grunde nach nicht mit Sicherheit, aber doch mit Wahrscheinlichkeit bestehende oder entstehende Verbindlichkeit. Diese ist in ihrer Höhe unsicher und bis zum Bilanzstichtag wirtschaftlich verursacht, da der Steuerschuldner wahrscheinlich in Anspruch genommen wird.

Das Steuerrecht macht hier aber wiederum eine Einschränkung in § 5 Abs. 4. Rückstellungen für die Verpflichtung zu einer Zuwendung anläßlich eines Dienstjubiläums dürfen nur gebildet werden, wenn das Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre bestanden hat, das Dienstjubiläum das Bestehen eines Dienstverhältnisses von mindestens 15 Jahren voraussetzt, die Zusage schriftlich erteilt ist und somit der Zuwendungsberechtigte seine Anwartschaft nach dem 31. Dezember 1992 erwirb.

Mit den Einschränkungen des § 5 Abs. 4 EStG soll die in den ersten Jahren der Betriebszugehörigkeit besonders hohe Fluktuation der Arbeitnehmer pauschal berücksichtigt werden. Nach diesen Einschränkungen sind z. B. Rückstellungen für Zahlungen anläßlich eines 10jährigen Dienstjubiläums nicht zulässig. Handelsrechtlich muss aber eine Rückstellung gebildet werden, wenn mit ihnen zu rechnen ist. Das bedeutet letztendlich, dass es in diesem Bereich durchaus auch zu einer Divergenz von Handels- und Steuerbilanz kommen kann oder zwangsläufig kommen muss.

Durch diese Reglungen wird in Kauf genommen, dass die Passiva in der Steuerbilanz tendenziell unzutreffend dargestellt werden. Bedenken Sie jedoch dass der Zweck der Bilanzierung im Steuerrecht nicht zuerst die Darstellung des Vermögens ist, sondern die Ermittlung des Gewinns durch den Vergleich des Schlussvermögens mit dem Anfangsvermögen. Soll nun der Gewinn aus finanzpolitischen Gründen durch ungewisse Lasten nicht aktuell gemindert werden, nimmt man in der Steuerbilanz den tendenziell unzutreffenden Ausweis der Passiva hin.

9.4.5 Pensionsrückstellungen

Für unmittelbare Pensionszusagen (laufende Pensionen und Anwartschaften) besteht eine handelsrechtliche Passivierungspflicht als Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten (§ 249 Abs. 1 Satz 1 HGB). Von der Passivierungspflicht werden jedoch nach Art. 28 Abs. 1 EGHGB nur unmittelbar verpflichtende Zusagen erfaßt, welche die Berechtigten nach dem 31.12.1986 erhalten haben. Für die sogenannten „Altzusagen“ und deren Erhöhungen oder daraus resultierende Verpflichtungen bestehen weiterhin Passivierungswahlrechte. 

Steuerrechtlich werden Pensionsrückstellungen dem Grunde und der Höhe nur nach den Vorschriften des § 6a EStG anerkannt. Es besteht zwar nach § 6a Abs. 1 EStG ein Passivierungswahlrecht für unmittelbare Pensionszusagen. Da jedoch in der Handelsbilanz eine Passivierungspflicht für Penionszusagen besteht, die nach dem 31.12.1986 gegeben wurden, ist diese auch für die Steuerbilanz maßgeblich. Für die Bildung der Pensionsrückstellung nach Steuerrecht müssen allerdings die Voraussetzungen des § 6a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2 EStG erfüllt sein. Sind diese nicht erfüllt, ergibt sich ein Passivierungsverbot.

Ein Beispiel für ein steuerliches Passivierungsverbot ist, dass der Anwärter das 30. Lebensjahr noch nicht vollendet hat (§ 6a Abs. 2 Nr. 1 EStG). Handelsrechtlich bleibt es bei der Passivierungspflicht, so dass Handels- und Steuerbilanz keine Übereinstimmung finden. 

Für mittelbare Pensionsverpflichtungen folgt aus dem handelsrechtlichen Passivierungswahlrecht des Art. 28 EGHGB ein steuerbilanzielles Passivierungsverbot. Wenn also eine Einheitsbilanz aufgestellt werden soll, muss eine Rückstellung unterbleiben. Ansonsten kommt es auch hier zu einer Divergenz von Handels- und Steuerbilanz. 

Besteht eine Passivierungspflicht nach Handelsrecht aufgrund von „Neuzusagen“, so ist es in Ausnahmefällen möglich, dass die Bewertung in der Handelsbilanz von der Bewertung der Steuerbilanz abweicht. 

Dies gilt insbesondere:

für die Verteilung eines Rückstellungsbetrags auf drei Jahre bei erstmaliger Bildung (§ 6a Abs. 4 Satz 2 und 3 EStG), 

bei besonders hohen Zuführungen (§ 6a Abs. 4 Satz 4 EStG) und 

bei Anpassungsverpflichtungen nach § 16 BetrAVG. 

Nach HFA 2/1988 sind diese Regelungen auch handelsrechtlich prinzipiell zulässig, sie können jedoch in Einzelfällen zu handelsrechtlich nicht vertretbaren Werten führen, so dass auch hier ein Auseinanderfall von Handels- und Steuerbilanz möglich ist. 

Durch die im November 1998 publizierten neuen Heubeck-Richttafeln 1998 muss eine Anpassung an veränderte biometrische Berechnungsgrundlagen bei der Pensionsrückstellung gem. § 6a EStG vorgenommen werden. Diese Regelung gilt nur für nach dem 31.12.1998 endende Wirtschaftsjahre (§ 52 Abs. 17 EStG). Der Mehraufwand, der sich hieraus ergibt, muss steuerrechtlich auf drei Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt werden (§ 52 Abs. 17 EStG). Handelsrechtlich kann die Anpassung an die neuen Richttafeln aber bereits vor 1999 vorgenommen werden. Das bedeutet, dass für 1998 ein Auseinanderfall der Handels und Steuerbilanz möglich ist. Diese Divergenz wird sich aber im Zeitablauf wieder neutralisieren.

Für die Ermittlung der Rückstellungswerte und der erforderlichen Rückstellungszuführungen (d. h. der zu verrechnenden Annuitäten) kann das Verfahren der Gegenwartsmethode und der Teilwertmethode angewandt werden. Bei der Gegenwartswertmethode wird eine gleichmäßige Verteilung des Aufwands für die Pensionsleistungen vom Zeitpunkt der Pensionszusage bis zum voraussichtlichen Eintritt des Versorgungsfalles unterstellt. Bei der Teilwertmethode wird eine Verteilung vom Zeitpunkt des Diensteintritts des Pensionsberechtigten bis zum Versorgungsfall unterstellt. Beide Methoden sind handelsrechtlich erlaubt. Steuerlich ist allerdings ausschließlich das Teilwertverfahren zulässig (§ 6a Abs. 3 Satz 1 EStG). 

Aus diesen - nicht abschließend- behandelten Bewertungsgrundsätzen für Pensionsrückstellungen ist ersichtlich, dass auch hier die Problematik der Übereinstimmung von Handels- und Steuerbilanz nicht unbedeutend ist. Auch bei dieser Rückstellung sind Divergenzen möglich. 

Beispiel: Bundesministerium der Finanzen Schreiben vom 28.08.2001 Aktenzeichen: IV A 6   S 2176   27/01

Schriftformerfordernis bei Pensionszusagen nach § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG

Der I. Senat des Bundesfinanzhofs hat in seinem Urteil vom 24. März 1999, BStBl 2001 II S. ... zur Auslegung von Verträgen zwischen einer Kapitalgesellschaft und ihrem beherrschenden Gesellschafter Geschäftsführer im Zusammenhang mit einer Pensionszusage Stellung genommen und ausgeführt, dass eine Vereinbarung, die nicht klar und eindeutig ist, anhand der allgemein geltenden Auslegungsregeln zu beurteilen ist. Gegebenenfalls könne über den Inhalt der Vereinbarungen auch Beweis erhoben werden. Aussagen zum Vorliegen der besonderen Voraussetzung der Schriftform im Sinne von § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG enthält die Entscheidung jedoch nicht.

Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder nehme ich zum Schriftformerfordernis des § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG wie folgt Stellung:

Voraussetzung für die steuerliche Anerkennung einer Pensionsrückstellung nach § 6a EStG ist u. a. eine schriftlich erteilte Pensionszusage (§ 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG). Die Vereinbarung muss neben dem Zusagezeitpunkt eindeutige und präzise Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen und Höhe der in Aussicht gestellten künftigen Leistungen enthalten (vgl. hierzu auch R 41 Abs. 7 Einkommensteuerrichtlinien). Sofern es zur eindeutigen Ermittlung der in Aussicht gestellten Leistungen erforderlich ist, sind auch Angaben für die versicherungsmathematische Ermittlung der Höhe der Versorgungsverpflichtung (z. B. anzuwendender Rechnungszinsfuß oder anzuwendende biometrische Ausscheidewahrscheinlichkeiten) schriftlich festzulegen.

Sind die genannten Angaben nicht vorhanden, scheidet die Bildung einer Pensionsrückstellung jedenfalls in der Steuerbilanz aus.

9.4.6 Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung

Für Rückstellungen die unter § 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB fallen, sind die Ansätze in Handels- und Steuerbilanz gleich. Denn handelsrechtliche Passivierungsgebote führen auch in der Steuerbilanz zu einem Passivierungsgebot (Vgl. Kapitel 2.2.). Für diese Rückstellungsbildung müssen gewisse Voraussetzungen erfüllt sein, auf die hier nicht im Näherem eingegangen wird, da sie für Handels- und Steuerrecht in gleicher Weise zutreffen. 

Instandhaltungsmaßnahmen, die erst ab dem 3. Monat nach Bilanzstichtag nachgeholt werden, dürfen nach Handelsrecht (§ 249 Abs. 1 Satz 3 HGB) gebildet werden. In der Steuerbilanz besteht aber aufgrund des handelsrechtlichen Bilanzierungswahlrechts ein steuerliches Bilanzierungsverbot. Das bedeutet, dass auch hier eine Divergenz von Handels- und Steuerbilanz möglich ist. Allerdings ist aufgrund dessen, dass in der Handelsbilanz ein Wahlrecht besteht, die Möglichkeit zur Aufstellung einer Einheitsbilanz in diesem Fall gegeben.

9.4.7 Aufwandsrückstellungen nach § 249 Abs. 2 HGB

Nach § 249 Abs. 2 HGB können Rückstellungen „für ihrer Eigenart genau umschriebene, dem Geschäftsjahr oder einem früheren Geschäftsjahr zuzuordnende Aufwendungen gebildet werden, die am Abschlußstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmt sind“. Diese Möglichkeit der Rückstellungsbildung wurde direkt aus den Bestimmungen der 4. EG-Richtlinie übernommen. Auch um diese Rückstellung bilden zu können bedarf, es einiger handelsrechtlicher Voraussetzungen.

Beispiele für diese Rückstellungsbildung wären z. B. Generalüberholungen von Flugzeugen, Gebäuderenovierung, geplante Großreparaturen usw.

Aufgrund dessen, dass die Aufwandsrückstellungen im Handelsrecht ein Bilanzierungswahlrecht darstellen, dürfen sie in der Steuerbilanz nicht gebildet werden. Das wiederum bedeutet, dass auch hier ein Auseinanderfall von Handels- und Steuerbilanz möglich ist. 

Bundesfinanzhof Urteil I–R–6/96 8.11.2000 

Leitsatz:

Die Verpflichtung zur Entsorgung eigenen Abfalls nach dem AbfG begründet nicht rückstellbaren eigenbetrieblichen Aufwand.

Tatbestand: 

Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) stellt Lacke und Lackfarben für industrielle Verarbeiter her. In ihrer Bilanz zum 31. Dezember 1989 wies sie eine Rückstellung für rückständige Entsorgung von Wachs, Sondermüll, nicht zu verarbeitenden Rohstoffen und Fertigwaren aus. Die Klägerin hatte die Abfallbeseitigung einer Drittfirma D übertragen und von ihr Abfallbehälter gemietet. Einen konkreten Auftrag zum Abtransport hatte sie am maßgebenden Bilanzstichtag noch nicht erteilt. Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt – FA –) erkannte die Rückstellung nicht an. Eine Verpflichtung zur Entsorgung sei nicht hinreichend konkretisiert gewesen, es handele sich um eine Aufwandsrückstellung.

Gründe: 

Die Revision war als unbegründet zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung – FGO –). Zu Recht hat das FG für künftig anfallenden Aufwand der Klägerin zur Abfallentsorgung keine Rückstellung zugelassen. Insoweit besteht keine Verbindlichkeit der Klägerin i. S. von § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB. Bei der von ihr gebildeten Rückstellung handelt es sich um eine in der Steuerbilanz nicht zu berücksichtigende Aufwandsrückstellung i. S. von § 249 Abs. 2 HGB.

1. Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB sind u. a. Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden. Dieses Gebot stellt einen nach §§ 8 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG), 5 Abs. 1 Satz 1 EStG auch steuerrechtlich zu beachtenden handelsrechtlichen Grundsatz ordnungsmäßiger Buchführung dar.

Voraussetzung für die Bildung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten ist nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) das Bestehen einer dem Betrage nach ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des Entstehens einer Verbindlichkeit dem Grunde nach – deren Höhe zudem ungewiss sein kann –, ihre wirtschaftliche Verursachung in der Zeit vor dem Bilanzstichtag und dass der Schuldner ernsthaft mit seiner Inanspruchnahme rechnen muss.

2. Auch für Verpflichtungen, die sich aus öffentlichem Recht ergeben (Geld– oder Sachleistungsverpflichtungen), können Rückstellungen gebildet werden. Dies setzt allerdings voraus, dass die öffentlich–rechtliche Verpflichtung hinreichend konkretisiert ist. Die Verpflichtung muss auf ein bestimmtes Handeln innerhalb eines bestimmten Zeitraums zielen. Diese Voraussetzungen werden im Regelfall bei Erlass einer behördlichen Verfügung oder bei Abschluss einer entsprechenden verwaltungsrechtlichen Vereinbarung vorliegen. Grundsätzlich kann auch eine Verpflichtung, die sich allein aus gesetzlichen Bestimmungen ergibt, zur Bildung einer Rückstellung führen. Dies setzt allerdings einen entsprechend konkreten Gesetzesbefehl voraus (BFH–Urteil in BFHE 139, 41, BStBl II 1983, 670, 671 – betreffend das Abgrabungsgesetz Nordrhein–Westfalen).

Zudem ist nach der Rechtsprechung für die Rückstellung auf Grund einer sich aus öffentlichem Recht ergebenden Verpflichtung erforderlich, dass an die Verletzung der Verpflichtung Sanktionen geknüpft sind, so dass sich "der Steuerpflichtige der Erfüllung der Verpflichtung im Ergebnis nicht entziehen kann" (BFH–Urteile in BFHE 130, 165, BStBl II 1980, 297; in BFHE 138, 443, BStBl II 1983, 572).

Diese Rechtsprechung setzt für das Bestehen einer Verbindlichkeit den Anspruch eines Dritten voraus (BFH–Urteil in BFHE 172, 456, BStBl II 1993, 891). Ein Anspruch wird gemäß § 194 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) durch das subjektive Recht eines Gläubigers verkörpert, von einem Anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen. Diese Definition bedingt eine hinreichende Konkretisierbarkeit des zu fordernden Verhaltens. Das zu fordernde Tun oder Unterlassen muss nicht nur allgemein umschreibbar, sondern hinreichend bestimmbar sein. Es muss durchsetzbar und (von den Fällen mangelnder Einklagbarkeit abgesehen) auch im Klage– oder im Wege des Verwaltungsverfahrens verfolgt und vollstreckt werden können. Fehlt es daran, liegt bereits dem Grunde nach keine Verbindlichkeit im genannten Sinne vor. Dieses Erfordernis der hinreichenden Konkretisierung besteht nicht nur für Verbindlichkeiten, die sich aus öffentlichem Recht ergeben; es gilt grundsätzlich auch für Verpflichtungen zivilrechtlicher Natur.

3. Im Streitfall fehlt es an einer derartigen Verpflichtung. Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 1989 lag weder eine Verfügung der zuständigen Behörde noch eine Vereinbarung zwischen der Klägerin und der Behörde vor, die die Klägerin verpflichtete, den erzeugten Abfall innerhalb einer vorgegebenen Zeit zu entsorgen.

Mangels Verpflichtung handelt es sich um eine Aufwandsrückstellung gemäß § 249 Abs. 2 HGB. Ihre Bildung unterliegt in der Handelsbilanz einem Passivierungswahlrecht. Dies führt zu einem Passivierungsverbot in der Steuerbilanz (Beschluss des Großen Senats des BFH vom 3. Februar 1969 GrS 2/68, BFHE 95, 31, BStBl II 1969, 291, 293).

9.4.8 Abzinsung von Rückstellungen 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG sind Rückstellungen, deren Laufzeit länger als 12 Monate betragen, mit einem Zinssatz von 5,5% abzuzinsen. Das bedeutet, dass nicht der nominelle Nennbetrag passiviert werden kann, sondern lediglich der abgezinste Betrag. Die Rückstellung wird praktisch in einen Kapitalanteil und einen Zinsanteil zerlegt. 

Durch die Abzinsung von Rückstellungen entsteht im Jahr der Abzinsung ein Ertrag. Diesem Ertrag steht jedoch kein Umsatzakt entgegen. Bei unverzinslichen Rückstellungen (der Erfüllungsbetrag enthält kein Entgelt für eine auf einen zukünftigen Zeitpunkt aufgeschobene Erfüllung), liegt hier ein Verstoß gegen das Realisationsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) vor. 

Nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB sind Rückstellungen nur in Höhe des Betrags anzusetzen, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist; Rückstellungen dürfen hier nur abgezinst werden, soweit die ihnen zugrunde liegenden Verbindlichkeiten einen Zinsanteil enthalten. Da die Regelungen des § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG jedoch auch auf Rückstellungen, die keinen Zinsanteil enthalten, abgestellt sind, ist die Einheitlichkeit der Handels- und Steuerbilanz für diesen Anwendungsbereich in Zukunft nicht mehr gewährleistet.

9.4.9 Rückstellungen und Verbindlichkeiten nach § 5 Abs. 2a EStG

§ 5 Abs. 2a lautet: Für Verpflichtungen, die nur zu erfüllen sind, soweit künftig Einnahmen oder Gewinne anfallen, sind Verbindlichkeiten oder Rückstellungen erst anzusetzen, wenn die Einnahmen oder Gewinne angefallen sind.

Durch diese Regelung sollen die sogenannte „bedingt rückzahlbaren Zuwendungen“, bei denen der Eintritt der Rückzahlungsverpflichtung höchst unsicher ist, aus der Steuerbilanz eliminiert werden.

Dieses steuerliche Passivierungsverbot ist wieder eine Einschränkung des Vorsichtsprinzips und kann somit nicht für das Handelsrecht gelten. Dadurch fallen auch an dieser Stelle zukünftig Handels- und Steuerbilanz auseinander.

9.4.10 sonstige Rückstellungen

Da besonders der Bereich der Rückstellungen von den Divergenzen von Handels- und Steuerbilanz betroffen ist, werden im Folgenden nur noch in Kürze weitere Beispiele für eventuelle Divergenzen aufgeführt.

Rückstellungen für Jahresabschluß und Prüfungskosten:

Diese sind handels- und steuerrechtlich passivierungspflichtig. Die einzige Ausnahme besteht darin, dass das Steuerrecht die Rückstellungsbildung auf die Kosten beschränkt, die aufgrund einer öffentlichrechtlichen Verpflichtung entstehen. 

Rückstellungen für Prozeßrisiken:

Diese Rückstellungen sind nach Handelsrecht für in Aussicht stehende und für bereits schwebende Prozesse zu bilden. Das Steuerrecht beschränkt die Rückstellungsmöglichkeit auf Prozesse, die bereits anhängig sind.

Rückstellung für einen Ausgleichsanspruch eines Handelsvertreters:

In der Handelsbilanz ist dieser Ausgleichsanspruch zu bilden. Im Steuerrecht ist diese Rückstellung vor Beendigung des Vertretervertrags unzulässig.

9.5     Die Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten werden in Handels- und Steuerbilanz gleich behandelt. Es besteht Passivierungspflicht. Steuerrechtlich werden sie mit dem Rückzahlungsbetrag bewertet (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG), der identisch ist mit dem handelsrechtlich anzusetzenden Nennbetrag.

Ab 1999 besteht aber steuerrechtlich grundsätzlich eine Abzinsungsverpflichtung mit einem Zinssatz von 5.5% . Nur kurzfristige und verzinsliche Verbindlichkeiten sind ausgenommen.

Die Abzinsung wirkt im Jahr der Bildung des Abzinsungsbetrage gewinnerhöhend (passive RAP)., in den Folgejahren gewinnmindernd.

Bei unverzinslichen Verbindlichkeiten kommt es so zu  einer Differenz zwischen Handels und Steuerbilanz Handels- und Steuerrecht gehen hier auseinander.

Das Problem relativiert sich dadurch, dass dann, wenn keine feste Tilgungsvereinbarung getroffen, nach § 609 BGB eine Kündigungsfrist von 3 Monaten gilt und daher liegt regelmäßig keine Laufzeit von mehr als 12 Monaten vor. Auch geringe Verzinsungsabreden (z.B. 0.5%) führen zur Umgehung der Abzinsungsverpflichtung

Voraussetzung der Passivierung einer Verbindlichkeit ist, dass die Verbindlichkeit betrieblich veranlasst ist, sie einem Dritten gegenüber besteht, sie dem Grunde und der Höhe nach gewiss ist, sie in einem abgelaufenen Wirtschaftsjahr verursacht worden ist und mit einer Inanspruchnahme auch zu rechnen ist.

Ist der dem Schuldner zugeflossene Betrag (Ausgabebetrag) niedriger als der Rückzahlungsbetrag, so ist der Unterschiedsbetrag (Disagio, Damnum, Abschlussbearbeitungs- oder Verwaltungsgebühren) als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten anzusetzen und auf die Laufzeit des Darlehens zu verteilen. Hier können Differenzen zwischen Handels- und Steuerrecht entstehen

Demgegenüber sind Aufwendungen, die dem Darlehensnehmer im Zusammenhang mit der Darlehensaufnahme durch Zahlung an Dritte entstehen, z. B. Vermittlungsprovisionen sowohl handels- als auch steuerrechtlich Betriebsausgaben des Jahres, in dem sie anfallen.

Schulden in ausländischer Währung sind auch dann mit dem Kurswert im Zeitpunkt der Aufnahme der Verbindlichkeiten anzusetzen, wenn der Kurs der ausländischen Währung gesunken ist. Steuerlich kann der höhere Teilwert der Schuld angesetzt werden, wenn der Kurs der ausländischen Währung steigt (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG); nach dem Maßgeblichkeitsprinzip der Handelsbilanz für die Steuerbilanz wird auch steuerlich gesehen aus dem Wahlrecht die Pflicht zum Ansatz des höheren Wertes.

10       Bilanzberichtigung und Bilanzänderung

Verstößt ein Ansatz in der Steuerbilanz gegen zwingende Vorschriften des Steuerrechts bzw. gegen über den Maßgeblichkeitsgrundsatz geltende zwingende Vorschriften des HGB oder der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung, so ist er unrichtig. Der Steuerpflichtige kann die Unrichtigkeit nach § 4 Abs. 2 Satz 1 EStG durch Bilanzberichtigung und entsprechender Mitteilung an das Finanzamt beseitigen. 

Eine Bilanzberichtigung ist nach Bestandskraft der Veranlagung nur insoweit möglich, als die Veranlagung nach den Vorschriften der AO, insbesondere nach 

§ 173 oder § 164 Abs. 2 AO noch geändert werden kann oder die Bilanzberichtigung sich auf die Höhe der veranlagten Steuer nicht auswirkt. Soweit eine Bilanzberichtigung nicht möglich ist, ist der falsche Bilanzansatz grundsätzlich in der Schlußbilanz des ersten Jahres dessen Veranlagung geändert werden kann, erfolgswirksam richtig zu stellen.

Wenn steuerrechtlich und - wenn das Maßgeblichkeitsprinzip gilt - auch handelsrechtlich verschiedene Ansätze für die Bewertung eines Wirtschaftsgutes zulässig sind und der Steuerpflichtige demgemäß zwischen mehreren Wertansätzen in der Steuerbilanz wählen kann, so trifft er durch die Einreichung der Steuererklärung seine Entscheidung. Eine Änderung dieser Entscheidung zugunsten eines anderen zulässigen Ansatzes ist eine Bilanzänderung. Sie ist nach § 4 Abs. 2 Satz 2 EStG nur mit Zustimmung des Finanzamtes zulässig. Eine Bilanzänderung muss wirtschaftlich begründet sein und kann nur vor Bestandskraft der auf der Bilanz beruhenden Steuerveranlagung durchgeführt werden.

Schreiben des Bundesfinanzministerium

Datum: Bonn,
18. Mai 2000
Aktenzeichen IV C 2 - S 2141 - 15/00
Bilanzänderung nach § 4 Abs. 2 Satz 2 EStG in der Fassung des Steuerbereinigungsgesetzes 1999

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die Anwendung von § 4 Abs. 2 Satz 2 EStG in der Fassung des Gesetzes zur Bereinigung von steuerlichen Vorschriften (Steuerbereinigungsgesetz 1999) vom 22. Dezember 1999 (BGBl I. S. 2601, BStBl I 2000 S. 13) folgendes: 

§ 4 Abs. 2 Satz 2 EStG eröffnet dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit einer Bilanzänderung, wenn die Änderung in einem engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit einer Bilanzberichtigung gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 EStG steht und soweit die Auswirkung der Bilanzberichtigung auf den Gewinn reicht. 

Eine Bilanzberichtigung bezieht sich auf den unrichtigen Ansatz von Wirtschaftsgütern (aktive und passive Wirtschaftsgüter einschl. Rückstellungen) sowie Rechnungsabgren​zungsposten dem Grunde oder der Höhe nach. Eine Änderung des steuerlichen Gewinns ohne Auswirkung auf den Ansatz eines Wirtschaftsgutes oder eines Rechnungsabgren​zungspostens ist daher keine Bilanzberichtigung. 

Der enge zeitliche und sachliche Zusammenhang zwischen Bilanzberichtigung und Bilanz​änderung setzt voraus, dass sich beide Maßnahmen auf dieselbe Bilanz beziehen. Die Änderung der Bilanz eines bestimmten Wirtschaftsjahres ist danach unabhängig von der Frage, auf welche Wirtschaftsgüter oder Rechnungsabgrenzungsposten sich die Berichtigung dieser Bilanz bezieht, bis zur Höhe des gesamten Berichtigungsbetrages zulässig. Ein zeitlicher Zusammenhang liegt darüber hinaus nur vor, wenn die Bilanz unverzüglich nach einer Bilanzberichtigung geändert wird. 

Die Neuregelung gilt für alle noch offenen Fälle, in denen Bilanzänderungsanträge bei den Finanzämtern nach dem 31. Dezember 1998 eingegangen sind.   

11       Gewinnkorrekturen außerhalb der Bilanz

11.1     Entnahmen und Einlagen

Die durch den Vermögensvergleich ermittelte Betriebsvermögensänderung kann durch privat veranlaßte Vermögensminderungen oder -mehrungen beeinflußt werden. Diese Beeinflussungen müssen eliminiert werden. Entnahmen sind daher bei der Ermittlung eines Ergebnisses des Betriebsvermögensvergleich hinzuzurechnen, Einlagen sind abzusetzen.

Beispiel: Ein Steuerpflichtiger entnimmt der Betriebskasse 5.000 DM zum privaten Verbrauch. Dadurch wird das Vermögen am Schluß des Wirtschaftsjahres gemindert und damit das Ergebnis des Betriebsvermögensvergleichs gemindert. Die Entnahme ist dem Ergebnis des Betriebsvermögensvergleichs wieder hinzuzurechnen.

Eine Entnahme eines Wirtschaftsgutes liegt vor, wenn ein Wirtschaftsgut aus dem betrieblichen in den privaten Bereich (oder in einen Bereich, bei dem die Erfassung der stillen Reserven nicht mehr gewährleistet ist) übergeht. Eine Entnahme erfordert regelmäßig eine eindeutige unmißverständliche Entnahmehandlung. Eine Nutzungsänderung durch die ein Wirtschaftsgut seinen Charakter als notwendiges Betriebsvermögen verliert, jedoch nicht zum notwendigen Privatvermögen wird (mögliches gewillkürtes Betriebsvermögen), führt ohne Entnahmehandlung nicht zu einer Entnahme. 

Entnahmen können in der Form der Entnahme von Bargeld oder Entnahme von Wirtschaftsgütern vorkommen. Es kann sich um die Entnahme abnutzbarer oder nicht abnutzbarer materieller oder immaterieller Wirtschaftsgüter handeln, unabhängig davon, ob sie dem Anlage- oder dem Umlaufvermögen zuzuordnen sind. Entnommen können werden alle Wirtschaftsgüter - auch notwendiges Betriebsvermögen - dann wenn eine Nutzungsänderung eintritt - sowie Nutzungen und Leistungen.

Beispiel: Ein bilanzierender Steuerpflichtiger, der mit Lebensmitteln handelt, deckt den Verbrauch seiner Familie aus dem Warenbestand.

Entnommen werden können aber auch Nutzungen oder Leistungen.

Beispiel: Ein Kaufmann nutzt seinen Firmenwagen auch privat (Nutzungsentnahme). Die auf die Privatnutzung entfallenden Kosten sind als Privatentnahme bei dem Betriebsvermögensvergleich wieder hinzuzurechnen.

Entnahmen sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG i.d.R. mit dem Teilwert zu bewerten, mit den dort genannten Ausnahmen. Wird ein Wirtschaftsgut entnommen, so ist daher der gesamte Unterschiedsbetrag zwischen dem Entnahmewert und dem Buchwert des Wirtschaftsgutes steuerpflichtiger Gewinn.

Bei Entnahmen sind umsatzsteuerliche Besonderheiten zu beachten. Die Umsatzsteuer bei Eingangsrechnungen betreffend Lieferungen oder Leistungen, die zu Entnahmen verwendet werden, ist als Vorsteuer abzugsfähig. Die Entnahme unterliegt nach § 1 UStG der Umsatzbesteuerung.

Beispiel: Ein Kaufmann, der mit Spirituosen handelt, kauft Whisky ein, die Flasche für 

115 DM einschließlich USt. Eine Flasche schenkt er seinem studierenden Sohn zum Bestehen der Steuerklausur. Es liegt eine Entnahme vor.

Eingangsrechnung:

per Wareneinkauf 100 und Vorsteuer 15 an Kasse 115

Entnahme:

per Privatentnahme 115 an Warenverkauf 100 und Umsatzsteuer 15

Damit wird auch der Vorsteuerabzug neutralisiert.

Einlagen liegen vor, wenn das Betriebsvermögen aus dem privaten Bereich durch Zuführung von Barmitteln oder Wirtschaftsgütern, erhöht wird (§ 4 Abs. 1 Satz 3 EStG).

Einlagen sind nach § 6 Abs. 5 EStG in der Regel mit dem Teilwert anzusetzen. Eine Ausnahme gilt z. B., wenn das zugeführte Wirtschaftsgut innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Zeitpunkt der Zuführung angeschafft oder hergestellt worden ist. Die Einlage ist dann höchstens mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermindert, um eventuelle Absetzungen für Abnutzungen anzusetzen.

Beispiel: Ein bilanzierender Steuerpflichtiger legt ein vor fünf Jahren gekauftes Grundstück in sein Betriebsvermögen zur betrieblichen Nutzung ein. Die Anschaffungskosten betrugen 90.000 DM.

Der Verkehrswert (Teilwert) beträgt 150.000 DM. Das Grundstück ist mit 

150.000 DM in die Bilanz aufzunehmen.

Beispiel: Bundesfinanzhof Beschluß GrS–1/94 09.06.1997 BStBl–1998–II–0307

Leitsatz:

1. Ein auf dem Gesellschaftsverhältnis beruhender Verzicht eines Gesellschafters auf seine nicht mehr vollwertige Forderung gegenüber seiner Kapitalgesellschaft führt bei dieser zu einer Einlage in Höhe des Teilwerts der Forderung. Dies gilt auch dann, wenn die entsprechende Verbindlichkeit auf abziehbare Aufwendungen zurückgeht.

2. Der Verzicht des Gesellschafters auf eine Forderung gegenüber seiner Kapitalgesellschaft im Wege der verdeckten Einlage führt bei ihm zum Zufluß des noch werthaltigen Teils der Forderung.

Tatbestand: 

An einer GmbH waren der Gesellschafter X mit 44 v. H., daneben seine Ehefrau und seine Kinder beteiligt. X war Geschäftsführer der GmbH. Ihm war eine Pensionszusage erteilt worden, für die in der Bilanz der GmbH zum 31. Dezember 1988 eine Rückstellung von rd. 600.000 DM gebildet worden war. Zum 1. Oktober 1989 veräußerten die Gesellschafter ihre Anteile. Im Kaufvertrag war vereinbart, daß X die Geschäftsführung niederlegt und auf seinen Pensionsanspruch verzichtet. Die Klägerin löste die Pensionsrückstellung zunächst erfolgserhöhend auf. Später ging sie davon aus, daß die Vermögensmehrung auf einer Einlage des früheren Gesellschafters beruhe und nicht zur Gewinnerhöhung führe. Einspruch und Klage blieben jedoch erfolglos; gegen das Urteil des FG richtet sich die Revision der GmbH.

I. Erlaß einer nicht vollwertigen Forderung durch den Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft

1. Wie der Große Senat in seinem Beschluß in BFHE 151, 523, BStBl II 1988, 348 unter C. I. 3. a ausgeführt hat, ist auch der Gewinn einer Kapitalgesellschaft für das Steuerrecht gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG durch einen Vergleich des Reinvermögens an den Bilanzstichtagen zu ermitteln. Hierbei ist das Betriebsvermögen gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung anzusetzen, sofern das Steuerrecht nichts anderes bestimmt. Das Endvermögen der Gesellschaft kann durch Einlagen der Gesellschafter erhöht worden sein. Solche Einlagen müssen gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG von dem sich ergebenden Vermögensunterschied abgesetzt werden. Die Vorschrift ist anwendbar, obwohl der Einlegende und die Kapitalgesellschaft verschiedene Rechtsträger sind. Im Falle der Kapitalgesellschaft gilt dies nicht nur für offene Einlagen, die bereits in der handelsrechtlichen Gewinnermittlung berücksichtigt sind, sondern auch für verdeckte Einlagen, die den handelsrechtlichen Gewinn der Gesellschaft erhöht haben; sie sind aufgrund von § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG zur Ermittlung des steuerrechtlichen Gewinns ebenfalls abzusetzen.

2. Die Gesellschafter können eine verdeckte Einlage in die Kapitalgesellschaft nicht nur durch die Zuführung von Wirtschaftsgütern, sondern auch durch den Verzicht auf Forderungen gegenüber der Gesellschaft bewirken. Ein solcher Verzicht führt durch den Wegfall der zuvor passivierten Verbindlichkeit bei der Kapitalgesellschaft zu einer Vermögensmehrung, die nach handelsrechtlichen Grundsätzen als Gewinn ausgewiesen werden kann. Dem ist steuerrechtlich jedoch durch den Abzug einer verdeckten Einlage zu begegnen, wenn der Gesellschafter den Erlaß im Hinblick auf das Gesellschaftsverhältnis gewährt hat 

Der Verzicht des Gesellschafters kann sich auch auf eine Forderung erstrecken, die angesichts der Vermögensverhältnisse der Gesellschaft nicht als vollwertig angesehen werden kann. Ob in diesem Fall der Nennwert der Verbindlichkeit oder nur ihr werthaltiger Teil als Einlage abgesetzt wird, ist bisher nicht entschieden worden.

3. Der Große Senat entscheidet die Streitfrage dahin, daß die Kapitalgesellschaft als Wert der Einlage den tatsächlichen Wert der Forderung, nicht ihren Nennbetrag und auch nicht den als Verbindlichkeit passivierten Betrag anzusetzen hat.

Wird ein Wirtschaftsgut des Privatvermögens teilweise auch betrieblich genutzt, so führt das zu einer sogenannten Aufwandseinlage.

Diese Einlage ist mit den tatsächlich angefallenen, im Privatbereich getragenen, anteiligen Kosten zu bewerten.

Beispiel: Ein Gewerbetreibender nutzt seinen zum Privatvermögen gehörenden PKW zu 10% für betriebliche Zwecke (notwendiges Privatvermögen). Die Ausgaben werden aus privaten Mitteln bestritten. 10% der Kfz-Kosten (Abschreibungen, Reparaturen, Benzin, Versicherungen, u.s.w.) sind im Wege einer Aufwandseinlage bei der Ermittlung der betrieblichen Einkünfte zu berücksichtigen.

Beispiel: Ein Steuerpflichtiger hat ein eigenbetrieblich genutzten Grundstücksteil nicht aktiviert, da dieser von untergeordneter Bedeutung ist. Er bezahlt die Grundstückskosten privat. Auf dem betrieblich genutzten (untergeordneten) Teil des Grundstückes entfallen Kosten von insgesamt DM 800 und eine anteilige AfA von 1.000 DM. Die auf diesen Teil entfallenden Aufwendungen sind Betriebsausgaben.

Es ist zu buchen: Grundstücksaufwendungen 1.800 DM an Privateinlage. Hierdurch tritt in sachlich zutreffender Weise eine Gewinnminderung von 1.800 DM ein.

Bei der Vereinnahmung von Beteiligungserträgen aus einer Beteiligung an inländischen Kapitalgesellschaften kann es wegen der bei der Einkommensteuerveranlagung des Betriebsinhabers anzurechnenden Körperschaftsteuer und Kapitalertragsteuer zu Entnahmen kommen.

Beispiel: Zum Betriebsvermögen eines Gewerbetreibenden gehört eine Beteiligung an einer inländischen GmbH in Höhe von 20 %. Auf dem betrieblichen Bankkonto ging eine Gewinnausschüttung in Höhe von 7.500 DM ein (Nettodividende nach Abzug der Kapitalertragsteuer). Die gesamten Dividendenerträge betragen 14.286 DM. Sie setzen sich zusammen aus der Bruttodividende von 10.000 DM, aus der nach Abzug der Kapitalertragsteuer von 25 % = 2.500 DM, sich die Nettodividende von 7.500 DM ergibt und der anzurechnenden Körperschaftsteuer von 3/7 der Bruttodividende = 3/7 von 10.000 DM = 4.286 DM. Die Kapitalertragsteuer und die anzurechnende Körperschaftsteuer wird auf die Einkommensteuer des Betriebsinhabers angerechnet.

Daraus ergibt sich folgende Buchung: Bank 7.500 DM und Entnahme 2.500 DM sowie 4.286 DM an Dividendenerträge 14.286 DM.

Wie Entnahmen oder Einlagen im konkreten Fall zu Zu- oder Abrechnungen außerhalb der Bilanz führen, hängt von der buchtechnischen Behandlung beim Vermögensvergleich ab.

Entnahmen sind nur insoweit dem Bilanzgewinn außerhalb der Bilanz hinzuzurechnen, als sie sich aufwanderhöhend- oder ertragsmindernd in der Buchführung ausgewirkt haben. Wurden sie erfolgsneutral gebucht, entfällt die Hinzurechnung.

Beispiel: Ein Unternehmer schenkt einen PKW, Buchwert 10.000 DM, Teilwert 20.000 DM, seinem Sohn.

Fall a) Buchung: Privatentnahme 23.000 DM an sonstige betriebliche Erträge 10.000 DM, Pkw-Konto 10.000 DM, Umsatzsteuer 3.000 DM 

Dies führt zu keiner Hinzurechnung außerhalb der Bilanz.

Fall b) Buchung: Abschreibungen 10.000 DM an PKW Konto

Das führt zu einer Hinzurechnung außerhalb der Bilanz von 23.000 DM, sowie Korrektur der Umsatzsteuer.

Auch bei Einlagen ist über eine Korrektur außerhalb der Bilanz in Abhängigkeit von der buchmäßigen Behandlung zu entscheiden.

Beispiel: Ein Unternehmer legt seinen Privat-PKW, den er in Zukunft ausschließlich betrieblich nutzen will, in sein Betriebsvermögen mit dem Teilwert 25.000 DM ein.

Buchung: PKW 25.000 an Privateinlage

Eine Korrektur außerhalb der Bilanz ist nicht nötig, zukpnftige Abschreibungen u.s.w. sind Betriebsausgaben.

Ein Unternehmer nutzt seinen Privat-Pkw zu 10% auch betrieblich. Die im Privatbereich insgesamt angefallenen Pkw-Kosten (AfA, Benzin, u.s.w.) betragen 20.000 DM. 

a) Sie in der Buchführung nicht erfaßt. Hier ist eine Kürzung des Gewinns 

   außerhalb der Bilanz um 2.000 DM vorzunehmen.

b) Es ist gebucht worden:

   Pkw-Kosten: Pkw-Kosten 2000 DM an Privateinlage 2000 DM. Eine Kürzung 

   außerhalb der Bilanz ist nicht mehr nötig.

Der Bundesfinanzhof hatte über folgende Frage zu entscheiden 

Bundesfinanzhof Beschluß VIII–R–48/98 vom 23.01.2001

Der VIII. Senat legt dem Großen Senat des BFH gemäß § 11 Abs. 2 und 4 FGO folgende Rechtsfrage zur Entscheidung vor:

Sind in die Bewertung der Nutzungsentnahme die im Buchwertansatz des Pkw ruhenden stillen Reserven einzubeziehen, wenn der zum Betriebsvermögen gehörende PKW während einer privat veranlassten Fahrt durch Unfall zerstört oder erheblich beschädigt wird?

Die Klägerin, eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, betreibt eine Gastwirtschaft und eine Metzgerei. Zu ihrem Anlagevermögen gehörte ein PKW (Mercedes 230 E), der im Streitjahr 1990 auf einer Privatfahrt eines Angehörigen der Gesellschafter der Klägerin ohne Fremdeinwirkung eines Dritten zerstört und anschließend veräußert wurde. 

In ihren Jahresabschlussunterlagen zum 31. Dezember 1990 behandelte die Klägerin den Vorgang wie folgt: Für die Privatnutzung des PKW einschließlich der Prämien für die Vollkaskoversicherung wies die Klägerin einen entsprechenden Ertrag aus. Den Erlös aus dem Verkauf des unfallzerstörten Wagens in Höhe von 2 631 DM behandelte sie als sonstigen betrieblichen Ertrag. Die von der Vollkaskoversicherung erstattete Ersatzleistung in Höhe von 16 717 DM (17 367 DM ./. 650 DM Selbstbeteiligung) verbuchte sie als Einlage in das Betriebsvermögen. Den Restbuchwert zum Zeitpunkt des Unfalls in Höhe von 6 067 DM buchte sie erfolgsneutral aus dem Betriebsvermögen aus.
Die ständige Rechtsprechung des BFH und die herrschende Lehre verstehen unter dem durch die private Nutzung des zum Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsguts verursachten Aufwand die "tatsächlichen Selbstkosten". Diese sollen "aus den als Betriebsausgaben im Rahmen der Minderung des buchmäßigen Betriebsvermögens abgezogenen (Gesamt–)Aufwendungen einschließlich der sog. festen Kosten und der Absetzung für Abnutzung (AfA) in der in Anspruch genommenen Höhe" bestehen. Stille Reserven sollen bei der Bewertung der Nutzungsentnahme außer Betracht bleiben. 

Der vorlegende Senat hält jedoch deren Modifizierung für die hier zu beurteilende Ausnahmekonstellation geboten, dass ein zum Betriebsvermögen gehörendes Wirtschaftsgut (hier: PKW) anlässlich seiner privaten Nutzung durch einen Unfall zerstört oder erheblich beschädigt wird. In einem solchen Fall muss der durch die private Nutzung verursachte und der Bewertung der Nutzungsentnahme zugrunde zu legende Gesamtaufwand nach Auffassung des vorlegenden Senats den vollständigen durch die private Nutzung hervorgerufenen Wertverzehr, der in der Differenz zwischen den tatsächlichen Werten (Teilwerten) des beschädigten Wirtschaftsguts vor und nach dem Unfall besteht. Für dieses Ergebnis sprechen die folgenden Erwägungen: . Nach dem Zweck des sowohl die Sachentnahmen als auch die Nutzungs– und Leistungsentnahmen umfassenden Entnahmetatbestandes des § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG sollen Wertabgaben aus dem Betriebsvermögen an den nichtbetrieblichen Bereich, wie sie auch bei der hier anlässlich einer privatnützigen Tätigkeit eingetretenen Werteinbuße am Betriebsvermögen vollzogen wurden, bei letzter sich bietender Gelegenheit erfasst und damit eine mit der privat veranlassten Minderung des Betriebsvermögens einhergehende (gegenwärtige oder künftige) Gewinneinbuße neutralisiert werden 
11.2 Steuerfreie Einnahmen

Das EStG kennt insbesondere in den §§ 3; 3a EStG eine Reihe von steuerfreien Einnahmen, die teilweise auch bei betrieblichen Einkünften anfallen können. Diese Einnahmen erhöhen das Betriebsvermögen am Ende des Wirtschaftsjahres und somit den Steuerbilanzgewinn. Ihre Steuerfreiheit würde damit aufgehoben werden.

Sie sind daher außerhalb der Bilanz vom Bilanzgewinn wieder abzusetzen. Das gleiche gilt für Betriebseinnahmen, die durch ein Doppelbesteuerungsabkommen von der inländischen Besteuerung befreit sind.

Wesentliche steuerfreie Einnahmen ergeben sich für Kapitalgesellschaften aus § 8b KStG.

11..3 Nicht abziehbare Betriebsausgaben

Betriebsausgaben sind nach § 4 Abs. 4 EStG die Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlaßt worden sind. Dazu gehören auch Aufwendungen, die der Repräsentation dienen oder die eine enge Verbindung mit den persönlichen Bedürfnissen des Unternehmers haben können. Um hier dem übertriebenen Abzug von Betriebsausgaben entgegenzusteuern, sind gewisse Betriebsausgaben nach § 4 Abs. 5 EStG entweder nur bis zu bestimmten Obergrenzen abzugsfähig oder sind auch ganz oder teilweise vom Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen. 

Nach § 4 Abs. 5 EStG sind folgende Betriebsausgaben nicht abzugsfähig: 

Nach § 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG dürfen Aufwendungen für betrieblich veranlaßte Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen sind, oder an juristische Personen grundsätzlich nicht abgezogen werden. Das gilt nicht, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der einem Empfänger im Wirtschaftsjahr zugewendeten Gegenstände insgesamt 75 DM ohne Umsatzsteuer (aber einschließlich Umsatzsteuer, soweit der Abzug als Vorsteuer ausgeschlossen ist, § 9b EStG) nicht übersteigen. Wird dieser DM-Betrag überschritten, so entfällt der Abzug in vollem Umfang. Ein Geschenk ist anzunehmen, wenn ein Steuerpflichtiger einem Geschäftsfreund oder dessen Beauftragtem ohne rechtliche Verpflichtung und ohne zeitlichen oder sonstigen unmittelbaren Zusammenhang mit einer Leistung des Empfängers eine Bar- oder Sachzuwendung gibt.

§ 4 Abs. 5 Nr. 3 EStG, nicht abziehbar sind Aufwendungen des Steuerpflichtigen für Gästehäuser, die sich außerhalb des Ortes eines Betriebs des Steuerpflichtigen befinden.

§ 4 Abs. 5 Nr. 4 EStG, nicht abziehbar sind Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segelyachten oder Motoryachten sowie für ähnliche Zwecke und für die hiermit zusammenhängenden Bewirtungen.

Nach § 4 Abs. 5 Nr. 8 EStG besteht ein Betriebsausgabenabzugsverbot für Sanktionen, Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwarnungsgelder, die von einem Gericht oder einer Behörde in der BRD oder von Organen der EU festgesetzt werden, dürfen den Gewinn auch dann nicht mindern, wenn sie betrieblich veranlaßt sind. Die mit derartigen Verfahren zusammenhängenden Verfahrenskosten, insbesondere Gerichts- und Anwaltsgebühren, sind nicht vom Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen.

Nach § 4 Abs. 5 Nr. 10 EStG dürfen Schmiergelder und sonstige Bestechungen nicht abgezogen werden, wenn der Vorgang zu strafrechtlichen Verfolgungsmaßnahmen geführt hat.

Nicht voll abzugsfähig das heißt nur bis zu gewissen Obergrenzen abzugsfähig sind:

§ 4 Abs. 5 Nr. 2 EStG, Bewirtung von Geschäftsfreunden ist nur abzugsfähig, soweit sie der allgemeinen Verkehrsauffassung nach angemessen ist. Soweit die Bewirtungskosten als angemessen anzusehen sind, sind sie nur zu 80% als Betriebsausgaben abzugsfähig. Zum Nachweis der Höhe und der betrieblichen Veranlassung der Bewirtungsaufwendungen hat der Steuerpflichtige die in § 4 Abs. 5 Nr. 2 EStG näher aufgeführten Angaben zu machen. Obwohl im Gesetz nicht aufgeführt, erkennt die Finanzverwaltung für Bewirtungen in Gaststätten die Aufwendungen nur an, wenn sie durch eine maschinell erstellte und registrierte Rechnung nachgewiesen werden.

§ 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG, Verpflegungsaufwendungen des Unternehmers bei Geschäftsreisen sind nur mit bestimmten Höchstbeträgen abzugsfähig.

§ 4 Abs. 5 Nr. 6 EStG, Fahrten des Unternehmers zwischen Wohnung und Betriebsstätte sind nur mit den Beträgen abzugsfähig, mit denen sie auch bei Arbeitnehmern abzugsfähig wären (Höchstbeträge nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 EStG).

§ 4 Abs. 5 Nr. 7 EStG, betriebliche Aufwendungen, die die Lebensführung des Unternehmers berühren können, sind soweit abzugsfähig, als sie nach der allgemeinen Verkehrsauffassung angemessen sind. Hier kommen insbesondere Kosten der Übernachtung anläßlich von Geschäftsreisen, Aufwendungen für die Unterhaltung von Personenkraftwagen und Flugzeugen, sowie Aufwendungen für die Ausstattung der Geschäftsräume, z.B. der Chefzimmer und Sitzungsräume in Betracht. Es ist darauf abzustellen, ob ein ordentlicher und gewissenhafter Unternehmer in Anbetracht der Größe des Unternehmens, des Umsatzes und des Gewinnes, sowie der Handhabung in vergleichbaren Betrieben und der erwarteten Vorteile, die Aufwendungen ebenfalls auf sich genommen hätte.

Die Aufwendungen nach § 4 Abs. 5 sind nach § 4 Abs. 7 EStG einzeln und getrennt von den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen. Wird diese Verpflichtung verletzt, so sind sie insgesamt nicht abzugsfähig.

Auch die nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben werden in der Buchführung auf gesonderten Aufwandskonten, in denen nur "nicht abzugsfähige Betriebsausgaben" verbucht werden, als Aufwand gewinnmindernd gebucht. Danach werden sie außerhalb der Buchführung dem Steuerbilanzgewinn - bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Gewinns - wieder hinzugerechnet.

Bei nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben sind umsatzsteuerliche Besonderheiten zu beachten. Die Umsatzsteuer bei Eingangsrechnungen betreffend Lieferungen oder Leistungen, die zu "nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben" verwendet werden, ist als Vorsteuer abzugsfähig. Die Verwendung zu "nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben" unterliegt dann nach § 1 UStG der Umsatzbesteuerung (Ausnahmen gibt es bezüglich der Bewirtungen vgl. § 1 UStG).

Beispiel: Eine GmbH erwirbt eine Flasche Whisky für 115 DM, die sie danach einem guten Kunden schenkt.

Eingangsrechnung: per Werbeaufwand 100 per Vorsteuer 15 an Kasse 115

Verwendung als nicht abzugsfähige Geschenk: per Aufwandskonto "nicht abzugsfähige Geschenke" 115 an Werbeaufwand 100 an Umsatzsteuer 15

Damit wird der Vorsteuerabzug neutralisiert. Dem Gewinn werden 115 DM außerhalb der Bilanz zugerechnet, das Geschenk bleibt umsatzsteuerbelastet.

Wesentliche nicht abzugsfähige Betriebseinnahmen ergeben sich - insbesondere für Kapitalgesellschaften - aus § 3c EStG i.V. mit § 8b KStG und auch § 8b Abs. 5 KStG.

12 Konzernbilanzen

In § 290 ff. HGB ist geregelt, in welchen Fällen und für welche Unternehmen ein Konzernabschluß und ein Konzernlagebericht aufzustellen ist. Zweck des Konzernabschlusses ist es, nach § 297 Abs. 3 HGB, die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns so darzustellen als ob die Konzernunternehmen insgesamt ein einziges Unternehmen wären, der Konzern also eine wirtschaftliche Einheit, sozusagen ein einziges Unternehmen "höherer Ordnung" sei. Die rechtliche Selbständigkeit der einzelnen Konzernunternehmen wird hierbei vernachlässigt. 

Im Steuerrecht ist die Aufstellung einer Konzernbilanz nicht vorgesehen. Steht eine Kapitalgesellschaft zu einem anderen Unternehmen in einem solchen Unterordnungsverhältnis, das sie in das beherrschende Unternehmen wie eine unselbständige Betriebsabteilung eingeordnet ist, d.h. in das beherrschende Unternehmen finanziell, organisatorisch und wirtschaftlich eingegliedert ist, so wird dies steuerrechtlich als "Organschaftsverhältnis" bezeichnet. Diese Organschaft kommt im Körperschaftsteuergesetz (§ 14 ff. KStG) vor, sodann auch nach § 2 UStG im Umsatzsteuergesetz, sowie nach § 2 GewStG im Gewerbesteuergesetz. Bei der körperschaftsteuerlichen Organschaft ermittelt die Organgesellschaft (die beherrschte Gesellschaft) ihr Einkommen nach den allgemein gültigen Vorschriften (es gelten nach § 15 KStG einige Sonderregelungen) d.h. jede beherrschte Konzerngesellschaft stellt eine eigene Steuerbilanz auf. Ebenso stellt die beherrschende Gesellschaft (der Organträger) nach den allgemein gültigen Vorschriften eine Steuerbilanz zur Ermittlung ihres Einkommens auf. Hat jede Konzerngesellschaft ihr eigenes Einkommen ermittelt, so versteuert die abhängige Organgesellschaft - obwohl sie subjektiv steuerpflichtig ist - ihr Einkommen nicht. Vielmehr wird ihr Einkommen der beherrschenden Gesellschaft (dem Organträger) zugerechnet. Bemessungsgröße für die gewinnabhängigen Steuern des Organträgers ist daher die Summe (Saldo) beider Einkommen. Bei dieser Art der Besteuerung im Organschaftskreis sind Konzernbilanzen nicht vorgesehen.

13 Die Gewinnermittlung durch Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben (Einnahmeüberschussrechnung)

Die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist nicht, wie der Name vermuten läßt, eine reine Geldverkehrsrechnung, bei der die Betriebseinnahmen eines Wirtschaftsjahres den Betriebsausgaben eines Wirtschaftsjahres gegenübergestellt werden. Vielmehr gleicht sich die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG in gewisser Hinsicht der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich nach 

§ 4 Abs. 1 EStG an.

Hier wie dort sind die Vorschriften über die Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung bei Betriebsausgaben, die zur Anschaffung von Wirtschaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch den Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften sich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt, anzuwenden.

Gleich wie bei der Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich führt auch die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG bei Betriebsausgaben, die zur Anschaffung von nicht abnutzbaren Wirtschaftsgütern führen, im Jahr der Verausgabung nicht zu einer Gewinnminderung. Vielmehr sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens erst im Zeitpunkt der Veräußerung oder Entnahme dieser Wirtschaftsgüter als Betriebsausgaben zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 3, Satz 4 EStG).

Wenn auch bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG kein Vermögensvergleich angestellt wird, so ist doch das dem Betrieb eines Gewerbetreibenden oder Freiberuflers gewidmete Vermögen, der seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermittelt, Betriebsvermögen. Werden solche Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens veräußert, so entsteht, gleich wie bei bilanzierenden Steuerpflichtigen, ein Veräußerungsgewinn.

Der Bundesfinanzhof hat z.B. zuletzt entschieden:

Bundesfinanzhof Urteil vom 26.4.2001 IV R 14/00

Die Beteiligung eines Mediziners, der Ideen und Rezepturen für medizinische Präparate entwickelt, an einer Kapitalgesellschaft, die diese Präparate als Lizenznehmerin vermarktet, gehört zum notwendigen Betriebsvermögen eines freiberuflichen Unternehmens. 
Ohne Rechtsverstoß konnte das FG annehmen, dass es sich bei den Anteilen des Klägers an der G-GmbH um notwendiges Betriebsvermögen seines freiberuflichen Unternehmens gehandelt hat.
Wirtschaftsgüter gehören zum notwendigen Betriebsvermögen, wenn sie dem Betrieb dergestalt unmittelbar dienen, dass sie objektiv erkennbar zum unmittelbaren Einsatz im Betrieb selbst bestimmt sind; dabei wird nicht vorausgesetzt, dass sie für den Betrieb notwendig im Sinne von "erforderlich" sind (BFH-Urteile vom 1. Oktober 1981 IV R 147/79, BFHE 134, 552, BStBl II 1982, 250; vom 3. Oktober 1989 VIII R 328/84, BFH/NV 1990, 361; Schmidt/Heinicke, Einkommensteuergesetz, 20. Aufl., § 4 Rdnr. 104). Auch eine Beteiligung kann zum notwendigen Betriebsvermögen gehören. Unmittelbar für eigenbetriebliche Zwecke wird eine Beteiligung z.B. dann genutzt, wenn sie dazu bestimmt ist, die unternehmerische Betätigung des Steuerpflichtigen entscheidend zu fördern oder wenn sie dazu dienen soll, den Absatz von Produkten des Steuerpflichtigen zu gewährleisten (BFH-Urteil vom 4. Februar 1998 XI R 45/97, BFHE 185, 384, BStBl II 1998, 301).

Auch bei einem Freiberufler kann die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft zum notwendigen Betriebsvermögen gehören. Dazu ist allerdings --zusätzlich zu den vorgenannten Kriterien-- erforderlich, dass der Geschäftsgegenstand der Gesellschaft der freiberuflichen Tätigkeit nicht wesensfremd ist (vgl. z.B. Senatsurteil vom 14. Januar 1982 IV R 168/78, BFHE 135, 188, BStBl II 1982, 345). Demgemäss hat die Rechtsprechung des BFH die Qualifizierung von GmbH-Anteilen als notwendiges Betriebsvermögen eines Freiberuflers für möglich gehalten bei der Beteiligung eines beratenden Ingenieurs für Baustatik an einer Planungs- und Bau-GmbH und bei der Beteiligung von Wirtschaftsprüfern an einer Treuhandgesellschaft (Senatsurteil vom 11. März 1976 IV R 185/71, BFHE 118, 353, BStBl II 1976, 380) sowie bei der Beteiligung eines freiberuflich tätigen Baustatikers bzw. eines freiberuflichen Architekten an einer Wohnungsbau-AG bzw. an einer Bauträger-AG (Senatsurteile vom 23. November 1978 IV R 146/75, BFHE 126, 298, BStBl II 1979, 109, und in BFHE 135, 188, BStBl II 1982, 345). Danach kann kein Zweifel daran bestehen, dass die Beteiligung eines Mediziners, der Ideen und Rezepturen für medizinische Präparate entwickelt, an einer Kapitalgesellschaft, die diese Präparate als Lizenznehmerin vermarktet, als notwendiges Betriebsvermögen des freiberuflichen Unternehmens anzusehen ist. 


Anders als bei der Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich kommt bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG jedoch gewillkürtes Betriebsvermögen nicht in Betracht. Aufwendungen für die Anschaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern, die bei einer Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich zum gewillkürten Betriebsvermögen gehören würden, sind nicht betrieblich veranlaßt und dürfen dementsprechend nicht als Betriebsausgaben abgesetzt werden. Einnahmen aus der Veräußerung solcher Wirtschaftsgüter sind demgemäß keine Betriebseinnahmen.

Werden nicht zum Betriebsvermögen gehörende Wirtschaftsgüter auch betrieblich genutzt, so können Aufwendungen, einschließlich der anteiligen AfA, die durch die betriebliche Nutzung entstehen, als Betriebsausgaben abgesetzt werden, wenn die betriebliche Nutzung nicht nur von untergeordneter Bedeutung ist, und der betriebliche Nutzungsanteil sich leicht und einwandfrei von den nicht abzugsfähigen Kosten der Lebenshaltung trennen läßt.

Beispiele (Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG):

a) Ein Arzt schafft sich eine Röntgenanlage für 50.000 DM an. Die 50.000 DM sind nicht sofort Betriebsausgabe, sondern werden erst über die Abschreibung der Röntgenanlage als Betriebsausgabe angesetzt.

b) Ein Ingenieur erwirbt ein Grundstück für 200.000 DM und errichtet darauf ein von ihm genutztes Bürogebäude. Die Ausgaben für das Grundstück sind im Jahr der Verausgabung keine Betriebsausgaben, sie werden als Betriebsausgaben erst zu dem Zeitpunkt angesetzt, in dem das Grundstück später eventuell veräußert wird. Der Veräußerungspreis ist dann Betriebseinnahme.

c) Ein Architekt erwirbt Wertpapiere der Hochtief-AG. Würde er seinen Gewinn durch Vermögensvergleich ermitteln, könnte er sie als gewillkürtes Betriebsvermögen ausweisen. Ermittelt er seinen Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG, kann er sie nicht als gewillkürtes Betriebsvermögen ausweisen. Ausgaben und Einnahmen, die damit zusammenhängen, sind keine Betriebsausgaben oder -einnahmen.
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